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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. Pe-
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Markt für heimische Pflanzenöl- und Biodie-
seltreibstoffe wiederbeleben (Drs. 17/15352) 
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Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von Brunn u. 
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keine Gentechnik auf Bayerns Fluren durch die 
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nahmen unverzüglich analog zu Baden-Würt-
temberg umsetzen, Geflügelpest-Verordnung 
anpassen (Drs. 17/15335) 

und
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Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von Brunn u. 
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Stallpflicht für Geflügel infolge der Vogelgrippe 
- keine Wettbewerbsverzerrung durch einheitli-
che Regelungen und Einfordern der Solidarität 
des Lebensmitteleinzelhandels (Drs. 17/15354) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Josef Zellmeier 
u. a. und Fraktion (CSU)
Bayerische Geflügelhalter brauchen eine Lö-
sung (Drs. 17/15355) 
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Schluss der Sitzung.............................................  8463
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(Beginn: 09.02 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 95. Vollsit-
zung des Bayerischen Landtags. Presse, Funk und 
Fernsehen sowie Fotografen haben um Aufnahmege-
nehmigung gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Bevor wir mit der Tagesordnung beginnen, darf ich 
noch einige Glückwünsche aussprechen. Jeweils 
einen halbrunden Geburtstag feierten am 3. Februar 
Herr Kollege Johann Häusler und am 8. Februar Herr 
Kollege Hans Ritt. Dem Kollegen Hans Ritt wünschen 
wir gute Genesung.

(Allgemeiner Beifall)

Heute haben die Kollegen Dr. Karl Vetter und Alexan-
der Flierl Geburtstag. Es gibt keine schönere Gele-
genheit, seinen Geburtstag zu feiern, als hier im Ple-
num.

(Allgemeiner Beifall)

Ich wünsche Ihnen allen im Namen des gesamten 
Hauses und persönlich alles Gute und weiterhin viel 
Erfolg in Ihrer parlamentarischen Arbeit.

Wir kommen nun zur Tagesordnung. Ich rufe den 
Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde gem. § 65 BayLTGeschO auf 
Vorschlag der Fraktion FREIE WÄHLER
"Der langsame Ausbau des schnellen Internets in 
Bayern"

Die Regeln für die Aktuelle Stunde sind bekannt. – 
Erster Redner ist der Kollege Glauber von den FREI-
EN WÄHLERN. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben 
das Wort.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Guten Morgen, 
Herr Präsident und verehrtes Präsidium, guten Mor-
gen, Kolleginnen und Kollegen, guten Morgen, Herr 
Staatsminister! Als wir FREIEN WÄHLER vor acht 
Jahren hier in den Bayerischen Landtag einzogen, 
traten wir den Weg zu einem schnellen Internet und in 
eine Gigabit-Offensive an, und wir hatten eigentlich 
das Ziel, dass jedes Haus in Bayern eine Glasfaserlei-
tung und schnelles Internet hat. In der letzten Periode 
haben wir erlebt, dass sich Wirtschaftsminister Zeil 
mit dem Breitbandausbau sehr schwer tat. Staatsmi-
nister Söder ist das Ziel dann ganz anders angegan-
gen. Momentan haben wir einen gewissen Stand er-
reicht; aber man muss der die Staatsregierung 
tragenden CSU sagen, dass sie jetzt die nächste 
Stufe angehen muss. Das bedeutet, nicht bei 
30 Mbit/s stehen zu bleiben; denn es gab in den Jah-

ren 2014, 2015 und 2016 – 2014 hatten 60 % der 
Haushalte 30 Mbit/s, und jetzt sind es 68 % – keinen 
wesentlichen Fortschritt mehr. Wir brauchen also 
einen deutlich schnelleren Fortschritt.

Sie haben selbst in Banz eine Stellungnahme für die 
bayerische Wirtschaft abgegeben. Für die Unterneh-
men in Bayern ist nichts wichtiger als eine gute Infra-
struktur, und ganz oben steht die digitale Infrastruktur. 
Wenn Sie heute die Wirtschaftsunternehmen fragen, 
erfahren Sie, dass für sie ein schnelles Internet, der 
Breitbandausbau, die Fachkräftesicherung und eine 
gute Schulbildung am wichtigsten sind. Erst an sechs-
ter Position kommt der ausgeglichene Haushalt. Des-
halb fordern wir, in die Zukunft und in den Fortschritt 
zu investieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben einmal mit 
einem Haushaltstitel von 1,5 Milliarden Euro für den 
Breitbandausbau in Bayern begonnen. Das Pro-
gramm für 30 Mbit/s ist aktuell so gut wie komplett 
umgesetzt, und wir sind bei 500 Millionen Euro. Das 
bedeutet, dass es noch eine große finanzielle Reser-
ve gibt. Wenn man sich ansieht, wie lange es bei der 
Europäischen Union gedauert hat, dieses Programm 
zu notifizieren, muss man Sie auffordern: Denken Sie 
an den nächsten Schritt, denken Sie über die 
50 Mbit/s hinaus, und sorgen Sie für Glasfaserleitun-
gen in jedes Gebäude! Wenn wir den Gedanken der 
Gigabit-Offensive wirklich ernst meinen, sind wir in 
diesem Haus gefordert, mit dem freien Finanzvolu-
men ein Förderprogramm zu gestalten, mit dem die 
nächste Stufe in Bayern kraftvoll erreicht wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fragen Sie die Unternehmer in Niederbayern! 50 % 
der Unternehmer in Niederbayern sagen: Der Breit-
bandausbau ist zu gering. In der Oberpfalz sind nur 
45 % mit dem Breitbandausbau zufrieden, und in 
Oberfranken sind es 37 %. Das ist deutlich zu wenig. 
Im Interesse des Mittelstands, der das Rückgrat der 
bayerischen Wirtschaft darstellt, fordern wir Sie auf: 
Kommen Sie schneller voran! Sonst haben wir, wie es 
in der Überschrift dieser Aktuellen Stunde heißt, nur 
einen langsamen Ausbau des schnellen Internets. 
Kommen Sie zum nächsten Schritt, und legen Sie ein 
neues Förderprogramm für Glasfaserleitungen in 
jedes Gebäude auf!

Wir durften das Ergebnis Ihrer Klausur erleben. Der 
Finanzminister hat verkündet, dass ein Höfebonus 
eingeführt wird. Der Höfebonus ist natürlich dem ge-
schuldet, dass man, wie wir immer wieder gesagt 
haben, beim Breitbandprogramm mit den Flächenge-
meinden komplett anders umgehen muss. Die Flä-
chengemeinden mit 25 bis 30 Weilern und Ortsteilen 
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kommen beim jetzigen Förderprogramm einfach zu 
kurz. Darauf haben Sie natürlich reagiert und einen 
Höfebonus ins Gespräch gebracht. Auf der anderen 
Seite wollen Erwin Huber und die Wirtschaftsministe-
rin Glasfaserleitungen in jedes Amtsgebäude und in 
jedes Schulgebäude. Was denn jetzt? Glasfaserleitun-
gen in alle Schulgebäude oder Höfebonus? – Nein, 
Sie müssen dem Landtag ein Programm aus einem 
Guss vorlegen und sollten nicht die Eitelkeiten um die 
eventuelle Nachfolge des Ministerpräsidenten durch 
Schlagzeilen unterstützen. Schaffen Sie ein Pro-
gramm für die nächste Stufe!

(Zuruf von der CSU: Jetzt ist die Redezeit abge-
laufen!)

– Von wegen. – Heute finden Sie in jedem Elektro-
markt Fernseher mit der 4K-Auflösung. Wenn Sie mit 
4K fernsehen wollen, brauchen Sie aber breitbandi-
ges Internet und einen ganz anderen Ansatz. Nehmen 
Sie die Aktuelle Stunde als Aufforderung, legen Sie 
dem Landtag einen neuen Handlungsrahmen vor, wie 
Sie mit dem freien Finanzvolumen umgehen wollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege 
Blume von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Markus Blume (CSU): Herr Präsident, sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen!

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Die Erwartungen 
werden nach oben geschraubt! – Zuruf von der 
SPD: Und das Pult!)

Lieber Herr Kollege Glauber, mit Ihnen beginnt ein 
solcher Tag gleich mit einer dicken Enttäuschung.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den FREIEN 
WÄHLERN)

Im Grunde habe ich mich auf die Aktuelle Stunde ge-
freut, weil wir damit einmal mehr Gelegenheit haben 
darzustellen, warum wir mit dem Breitbandausbau in 
Bayern so gut vorankommen. Außerdem dachte ich, 
wir könnten uns vielleicht auch mit dem einen oder 
anderen aktuellen Thema auseinandersetzen, aber 
nichts, gar nichts! Im Gegenteil: Ich verstehe im Nach-
hinein die Pressemitteilung nicht mehr, die Sie ver-
schickt und in der Sie groß über aktuelle Schwierig-
keiten berichtet haben. Ich habe von Ihnen nichts 
mehr über Schwierigkeiten gehört

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die kom-
men noch!)

und gehe deshalb davon aus, dass Sie im Grunde mit 
dem Programm doch ganz zufrieden sind.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Sie kommen nicht umhin zu sagen: Breitband 
in Bayern ist eine absolute Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei der CSU)

Das Förderprogramm der Bayerischen Staatsregie-
rung ist einmalig in Deutschland. Sie wissen, dass wir 
auch mit dem Finanzvolumen von 1,5 Milliarden Euro, 
das wir hierfür bereitgestellt haben, nicht nur in 
Deutschland, sondern in ganz Europa allein auf weiter 
Flur sind. Über 96 % der Kommunen sind in das För-
derverfahren eingestiegen. Lieber Herr Kollege Glau-
ber, von 2.056 Kommunen sind es 1.979, also im 
Grunde alle. Wer sich dann hinstellt und sagt, es gehe 
nichts voran in Bayern, der kann wohl nicht in diesem 
Land leben oder weiß nicht, was draußen los ist.

(Beifall von der CSU – Thorsten Glauber (FREIE 
WÄHLER): Zuhören!)

Es ist auch nicht so, dass sie vielleicht im Förderver-
fahren sind, aber tatsächlich noch nichts bei ihnen an-
kommt, sondern die Wahrheit ist: 1.416 Kommunen 
haben bereits einen ersten Förderbescheid erhalten, 
und insgesamt ist bereits über eine halbe Milliarde 
Euro an Mitteln abgeflossen. Wir schaffen es damit, 
570.000 bislang unversorgte Haushalte an das 
schnelle Internet anzuschließen, und – das war ja ein 
Petitum von Ihnen – es findet natürlich auch Glasfa-
serausbau statt. Im gesamten Freistaat wurden 
25.000 km Glasfaserleitungen verlegt. Allein an dieser 
Zahl sieht man, dass hier der Breitbandausbau gewal-
tig vorangeht.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, entscheidend ist, was bei den Menschen an-
kommt. Ich kann Ihnen sagen, dass bei den Men-
schen sehr viel ankommt. Die Versorgung hat sich – 
anders, als Sie es gerade gesagt haben – in den letz-
ten beiden Jahren signifikant verbessert. Im Bereich 
von 50 Mbit/s ist sie um 15 Prozentpunkte gestiegen, 
nämlich von 53 % auf 68,7 %. 900.000 Haushalte pro-
fitieren heute von einem schnellen Internet mit min-
destens 50 Mbit/s. Herr Kollege Glauber, diesen Er-
folg sollten Sie nicht kleinreden; denn das ist etwas, 
was gerade den Menschen im ländlichen Raum hilft. 

(Beifall bei der CSU)

So komme ich auch nicht umhin zu sagen, dass die 
Argumentation beim Thema Breitband bei den FREI-
EN WÄHLERN Schmalspur ist.

(Beifall bei der CSU)
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Natürlich gibt es beim Ausbau draußen auch Proble-
me – ich erlaube mir, auf Ihre Pressemitteilung einzu-
gehen –, aber das spricht doch nicht gegen das Pro-
gramm. Ganz im Gegenteil: Das zeigt, dass das 
Programm so erfolgreich ist, dass alle Firmen, die hier 
unterwegs sind, an ihren Kapazitätsgrenzen arbeiten. 
Deswegen sollten Sie hier auch keine Nebelkerzen 
werfen, sondern sich trauen, einmal zu sagen, dass 
das, was auf den Weg gebracht wurde, einfach ein 
gutes Programm ist, meine Damen und Herren.

Wissen Sie, was mich erstaunt, wenn ich die eine 
oder andere Problembeschreibung lese? – Manchmal 
habe ich den Eindruck, die Probleme sind dort am 
größten, wo Sie den Bürgermeister stellen.

(Beifall bei der CSU – Florian Streibl (FREIE 
WÄHLER): So ein Schmarrn! – Zuruf des Abge-
ordneten Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

– Ihr zweiter Redner hat noch Gelegenheit, diesen 
Sachverhalt aufzuklären; es würde mich wirklich inter-
essieren, woran das liegt.

Ich stelle aber noch eine andere Frage. Bei dem, was 
Sie in Ihrer Pressemitteilung suggerieren, frage ich 
mich, welches Staatsverständnis dahintersteht. Wenn 
irgendwo irgendjemand, der einen Auftrag vom Staat 
erhält, seine Leistung nicht erbringt, dann erwarten 
Sie, dass der Freistaat und am besten der Finanzmi-
nister persönlich noch einmal hinterhersteigen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, wenn man das zu Ende 
denkt, muss man davon ausgehen: Sie werden ir-
gendwann sagen, der Finanzminister Söder oder die 
Staatsregierung muss aktiv werden, wenn in irgendei-
nem Rathaus die Klospülung klemmt. Das kann doch 
nicht das sein, was wir vom Freistaat Bayern an die-
ser Stelle erwarten.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD – Hu-
bert Aiwanger (FREIE WÄHLER): In der Vorstufe 
zum Paradies! – Weitere Zurufe von den FREIEN 
WÄHLERN und der SPD)

– Ja, die Klospülung wird wahrscheinlich auch nur in 
FREIE-WÄHLER-Rathäusern klemmen.

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN: Oh! – Hei-
terkeit bei der SPD)

Wir sind uns in einem Punkt einig – –

(Unruhe)

– Ja, vielleicht regen Sie sich wieder ab.

(Zurufe von den FREIEN WÄHLERN – Unruhe – 
Glocke des Präsidenten – Anhaltende Zurufe von 
den FREIEN WÄHLERN)

– Also, ich merke, das Thema beschäftigt Sie doch.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sie auch!)

Wir sind uns doch in einem Punkt einig: Breitbandaus-
bau, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist eine Dauer-
aufgabe. Hier hat auch niemand etwas anderes be-
hauptet. Wer denkt, dass wir bei 30 Mbit/s oder bei 
50 Mbit/s das Ende der Fahnenstange erreicht haben,

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Sie 
schon!)

der hat nicht verstanden, wie die Entwicklung in der 
Digitalisierung vorangeht.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Deswegen gilt doch schon lange der Grundsatz: 
Überall so viel Glasfaser wie möglich. Wenn Sie sich 
heute die Neubaugebiete und die Gewerbegebiete 
ansehen, werden Sie feststellen, dass dort die Glasfa-
ser inzwischen der Regelanschluss ist.

Worum wir uns aber alle bemühen müssen – der Fi-
nanzminister tut das auch –, ist die Sicherstellung der 
Möglichkeit einer zweiten Förderrunde, damit wir auch 
dort fördern können, wo bereits 30 Mbit/s anliegen. 
Da gibt es eine Aufgabe bei der Europäischen Kom-
mission zu lösen, und ich bin zuversichtlich, dass das 
gelingt.

(Zuruf des Abgeordneten Thorsten Glauber 
(FREIE WÄHLER))

Wir müssen diesen Weg an dieser Stelle aber eben 
gehen und sicherstellen, dass wir dann auch dort in 
eine zweite Förderrunde gehen können.

Ein Letztes: Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei man-
chen Entscheidungen haben Sie noch gar nicht ge-
merkt, dass wir den Einstieg in die Gigabit-Gesell-
schaft geschafft haben.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Mit der vorausschauenden Entscheidung im Rahmen 
des Bayerischen Mediengesetzes, das analoge Kabel 
abzuschalten, schaffen wir es, ohne einen Euro in die 
Hand zu nehmen, dass ab dem Jahr 2019 potenziell 
70 % der bayerischen Haushalte unmittelbar ins Giga-
bit-Zeitalter starten. Das nenne ich eine kluge Politik 
und eine kluge Regulierung für dieses Land.
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(Beifall bei der CSU)

Abschließend darf ich Sie auffordern: Nicht reden, 
sondern einfach machen! Sagen Sie das am besten 
auch Ihren Bürgermeistern draußen, und dann wer-
den auch diejenigen, die heute noch Schwierigkeiten 
haben, am Ende merken, dass dieses bayerische 
Breitbandprogramm Bayern tatsächlich unmittelbar 
ins Gigabit-Zeitalter bringt.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächste hat Frau Kollegin 
Karl von der SPD das Wort. Bitte schön, Frau Kolle-
gin.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, Herr Staatsmi-
nister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie 
mich zu Beginn kurz referieren, wie alles begann mit 
dem schnellen Internet in Bayern. Es begann – ich 
kann es Ihnen nicht ersparen, lieber Herr Kollege 
Huber – mit Ihrem Ausspruch im Jahr 2006: Der Markt 
regelt das schon alles.

2008 kam dann die Kehrtwende mit Minister Zeil. Es 
wurde ein erstes Breitbandförderprogramm aufgelegt. 
Dieses Breitbandförderprogramm war zwar ein Büro-
kratiemonster und auch nicht ausreichend mit Geld 
unterlegt, aber es hat einen Richtungswechsel mar-
kiert; denn der Freistaat Bayern hat sich das erste Mal 
zu seiner Verantwortung bekannt, beim Aufbau des 
schnellen Internets selbst aktiv zu werden.

Ich muss der Staatsregierung aber auch sagen: Sie 
haben für diese Erkenntnis wesentlich länger ge-
braucht als die SPD-Fraktion. Wir haben diese Not-
wendigkeit bereits 2006 deutlich gemacht.

(Beifall bei der SPD)

Lieber Herr Staatsminister, es ist immer das Gleiche: 
Die SPD schlägt etwas vor, die CSU und die Staatsre-
gierung lehnen es ab, Jahre später ziehen Sie dann 
nach und greifen unsere Vorschläge auf.

(Zuruf von der CSU: Aber dieser Spruch hat so 
einen Bart! – Harry Scheuenstuhl (SPD): Aber es 
stimmt halt! Immer wieder!)

Es ist angeblich auch immer die EU schuld, wenn 
etwas nicht vernünftig vorangeht. Die 19 Verfahrens-
schritte hatte angeblich auch die EU vorgeschrieben. 
Kaum war die Landtagswahl vorbei, war die EU kein 
Problem mehr. Herr Kollege Blume, ich sage Ihnen 
voraus, dass auch das Thema mit den 30 Mbit/s in ei-
niger Zeit, wenn Ihr Denkprozess weiter fortgeschrit-
ten ist, bei der EU kein Problem mehr sein wird. 

Hören Sie doch endlich auf, die EU vorzuschieben, 
wenn Sie nicht vorankommen.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir haben jetzt in Bayern ein gut dotiertes Förderpro-
gramm, und der Ausbau kommt in Schwung. Das ist 
sehr gut. Allerdings gibt es beim schnellen Internet 
noch viel zu tun. Das Internet der Dinge ist nicht nur 
ein geflügeltes Wort, sondern längst Realität. Die Digi-
talisierung der Gesellschaft schreitet immer weiter 
voran. Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland 
werden in naher Zukunft bis zu zehn Geräte haben, 
die Daten liefern – das Smartphone, die Fitnessuhr, 
der Fernseher, der Kühlschrank, das Auto, auch in 
Kleidung eingebaute Sensoren und vieles mehr. Alle 
diese Daten müssen gesammelt, verarbeitet und ge-
nutzt werden. Ich glaube, die Größe der Herausforde-
rungen, die das an die Netze stellt, ist vielen noch gar 
nicht bewusst.

In den Städten in Bayern haben wir mit dem schnellen 
Internet kein Problem. Das liegt an den dort oft sehr 
aktiven Stadtwerken. Ich verweise nur auf die Stadt-
werke München, die den Ausbau seit vielen Jahren 
massiv vorantreiben. Wir müssen schauen, dass wir 
auch in den ländlichen Regionen noch weiter voran-
kommen. Wir können uns deshalb nicht auf dem 
Breitbandförderprogramm ausruhen, sondern müssen 
auch ein starkes Augenmerk auf den Mobilfunk legen.

Ich komme noch einmal zu dem Förderprogramm. 
Das Förderprogramm ist so zugeschnitten, dass viele 
Kommunen möglichst schnell teilnehmen konnten. 
Das ist auch gelungen. 97 % der Kommunen sind im 
Förderverfahren. Die jetzt auftretenden Probleme, 
dass einige Firmen beim Ausbau nicht nachkommen, 
müssen natürlich behoben werden. Ich denke, dass 
hier die Ämter für Digitalisierung gefragt sind, gemein-
sam mit den Kommunen und den Anbietern Lösungen 
zu finden.

Allerdings besteht, was die Zukunftsfähigkeit des Pro-
gramms angeht, noch ein großer Aufholbedarf. Die 
Mindestgeschwindigkeit von 30 Mbit/s ist zu niedrig. 
Sie fördert Lösungen, die in einigen Jahren techni-
sche Steinzeit sein werden, und verstärkt damit die di-
gitale Spaltung in Bayern zwischen Stadt und Land.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Auch die CSU-Fraktion hat dies endlich erkannt und 
in ihrem Banz-Papier niedergelegt, dass Gewerbege-
biete in Zukunft mit mindestens 100 Mbit/s ange-
schlossen werden sollen.
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Das Programm ist auch so gestaltet, dass Kommunen 
nach Ablauf der sieben Jahre Förderfrist nicht Eigen-
tümer des Netzes sein werden, sondern die Kommu-
nen stehen dann mit einem Anbieter da, der natürlich 
die Wirtschaftlichkeitslücke weiterhin bezahlt haben 
will, ohne dass diese Kommunen dann eine Möglich-
keit haben, selbst zu agieren; denn ihnen gehört ja 
das Netz nicht. Sie können diese Förderlücke letzt-
endlich nur selbst füllen oder müssen auf das schnelle 
Internet verzichten.

Andere Bundesländer fördern auch, wenn die Kom-
munen selbst den Netzausbau betreiben. Das ist 
etwas, was auch wir uns einmal überlegen müssen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Im Sinne der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
ist auch das Problem abgelegener Ortsteile und Wei-
ler noch immer nicht befriedigend gelöst. Ich weiß, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, dass ich das schon 
oft gesagt habe, aber dieses Thema steht ja auch oft 
auf der Tagesordnung. Sie wissen, Oppositionspolitik 
funktioniert einfach nach dem Motto: Steter Tropfen 
höhlt den Stein. Ich bin deshalb überzeugt, Herr 
Staatsminister, dass Sie auch diese Anregungen ir-
gendwann aufgreifen werden.

(Beifall bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD): 
Sehr gut!)

Zum Thema Mobilfunk: Die Menge der Daten, das 
Projekt "Autonomes Fahren" – all das erfordert, dass 
wir ein flächendeckendes Mobilfunknetz aufbauen, 
und zwar von hoher Qualität und perspektivisch im 
5G-Standard, und das nicht nur in den Orten, sondern 
auch auf den Verkehrsstrecken. Aber dafür fehlt es 
überall an Masten. Es fehlt an der Zusammenarbeit 
auf regulatorischer Ebene über die Staatsgrenzen hin-
weg. Es fehlt auch am verstärkten Engagement der 
Mobilfunkbetreiber. Die Staatsregierung kann hier un-
seres Erachtens tätig werden. Wir brauchen mehr 
Aufklärungsarbeit über die gesundheitliche Unbe-
denklichkeit von Mobilfunkmasten. Dies ist auch für 
den störungsfreien Aufbau der BOS-Masten wichtig.

Die Bürger müssen frühzeitig beteiligt werden. Ängste 
müssen ernst genommen und abgebaut werden; 
denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem Mobil-
funk ist es ähnlich wie mit den erneuerbaren Ener-
gien: Jeder will erneuerbare Energien, aber bitte nicht 
vor der eigenen Haustür. Natürlich hat jeder ein 
Handy, aber niemand will einen Mobilfunkmast.

Die Gespräche auf der staatlichen Ebene zwischen 
Bayern, dem Bund und Tschechien müssen intensi-
viert werden, damit es endlich auch im Grenzgebiet 

Regelungen für die Mobilfunkfrequenzen gibt. Dieses 
Thema schwelt seit vielen Jahren, und es gibt keiner-
lei Fortschritte.

Wir brauchen Lösungen für die 3 % der Haushalte, 
die nicht von der Mobilfunkausbauverpflichtung betrof-
fen sind; denn genau diese 3 % der Haushalte haben 
keinen hochbitratigen Festnetzanschluss. Das sind 
die Grenzregionen, das sind die kleinen Weiler. Wir 
dürfen diese Leute nicht aus dem Fokus verlieren.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir sagen den 3 % der Bevölkerung ja auch nicht: 
Freut euch, dass 97 % Strom haben, aber für euch 
reicht es leider nicht. Vielmehr müssen wir anerken-
nen: Das schnelle Internet wird immer wichtiger, und 
zwar für alle Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Bravo!)

Zum Thema WLAN-Hotspots: Die sind groß angekün-
digt worden, aber jetzt hört man nicht mehr viel 
davon.

(Markus Blume (CSU): Das stimmt doch gar 
nicht!)

Ich gehe davon aus, dass mittlerweile alle Schiffe und 
Schlösser damit ausgerüstet worden sind. Ich freue 
mich darüber, dass die Kommunen hier zumindest 
langsam aktiv werden.

Die digitale Infrastruktur, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist das eine, die Nutzung und Anwendung sind 
das andere. In Bayern wird die Diskussion über die 
Digitalisierung vor allem technokratisch geführt, ohne 
die Menschen dabei in den Fokus zu nehmen. Die 
Menschen müssen aber mitgenommen werden, damit 
die Möglichkeiten der schnellen Netze und der Digita-
lisierung auch genutzt werden können.

Kinder müssen von Anfang an in einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit den neuen Medien geschult 
werden. Wir brauchen in den Schulen nicht nur einen 
Internetanschluss, sondern auch ein vernünftiges 
Lehrprogramm. Projekte wie die e-Dörfer sind wichti-
ge Bausteine, um die Digitalisierung im ländlichen 
Raum direkt für die Bürger nutzbar machen zu kön-
nen. Solche Projekte müssen intensiviert und ausge-
weitet werden.

Gleiches gilt für den Nutzen der Digitalisierung in der 
Gesundheitsversorgung. Hier haben wir große Chan-
cen im ländlichen Raum, die noch besser genutzt 
werden müssen.
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Die kleinen und mittleren Unternehmen sowie die 
Handwerker müssen bei der Digitalisierung unterstützt 
werden, damit sie diese für ihre Wertschöpfung nutz-
bar machen können. Große Unternehmen können das 
alleine; sie kommen auch mit Problemen der Datensi-
cherheit alleine klar. Hier müssen wir, wie gesagt, den 
Fokus auf die kleinen und mittleren Unternehmen 
legen.

Der Digitalbonus – auch da wiederhole ich mich – ist 
ein guter Schritt. Die neue Infokampagne "Breit-
band@Mittelstand" von BMVI und DIHK ist es auch.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schaffen wir gemein-
sam schnellere Netze und einen schnelleren kompe-
tenten Umgang der Menschen und Firmen mit den 
neuen Technologien!

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat der Kollege 
Ganserer von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. 
Bitte schön, Herr Kollege.

Markus Ganserer (GRÜNE): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich zum eigentlichen 
Thema komme, zunächst noch ein paar Worte an Sie, 
Herr Aiwanger. Es ist zwar nicht meine Aufgabe, die 
Firma Amplus zu verteidigen. Aber Ihre pauschal ge-
äußerten Vorwürfe sind weder geeignet, um die 
Schwachpunkte des bayerischen Breitbandförderpro-
gramms herauszuschälen, noch dürften sie einer ob-
jektiven Betrachtung standhalten.

(Beifall bei den GRÜNEN und der CSU)

Es ist richtig, dass es beim Ausbau in der Stadt Rot-
tenburg an der Laaber zu Verzögerungen kam. Aber 
nach der Darstellung des Unternehmens Amplus lag 
die Verzögerung daran, dass der magentafarbene 
Platzhirsch unter den Telekommunikationsunterneh-
men die Nutzung der eigenen Leerrohre verweigert 
hat. Da ist es unsere Aufgabe, die Staatsregierung zu 
fragen, ob das wirklich so ist, ob das ein Einzelfall war 
und, wenn es kein Einzelfall ist, was die Staatsregie-
rung unternimmt, damit die Telekom ihre Marktmacht 
nicht missbraucht, der Konkurrenz den Wettbewerb 
nicht erschwert und so den Breitbandausbau nicht un-
nötig verteuert.

Ebenso ist für mich die Frage offen, ob die Stadt, also 
Ihr Parteifreund, bereits die Förderzahlung vom Frei-
staat Bayern erhalten hat und warum Ihr Parteikollege 
die letzte Abschlagszahlung, die schon im November 
letzten Jahres fällig gewesen wäre, der Firma Amplus 

bis heute noch nicht ausgezahlt hat. Auch dies gilt es 
noch zu klären.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber jetzt zum eigentlichen Thema. Mittels Digitalisie-
rung können wir im ländlichen Raum nicht nur Arbeits-
plätze erhalten, sondern auch neue schaffen. Das 
heißt, der Breitbandausbau ist mit eine Grundvoraus-
setzung zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse in Bayern.

Die CSU-Regierung möchte Bayern in das Zeitalter 
der Digitalisierung führen, sozusagen in der Champi-
ons League mit Silicon Valley und Tel Aviv mitspielen. 
Doch beim schnellen Internet ist Deutschland im inter-
nationalen Vergleich leider nur Mittelmaß. Sie, Herr 
Staatsminister Söder, haben das sofort erkannt und 
sofort die politische Dimension gespürt. Wenn man 
sich überlegt: 2.000 Gemeinden in Bayern, jede Ge-
meinde will schnelles Internet, und jeder Förderbe-
scheid wird dem Bürgermeister pressewirksam per-
sönlich übergeben. Da ist natürlich viel politisches 
Potenzial drin. Beim Überreichen der Förderbeschei-
de spielen Sie wahrscheinlich heute schon an der 
Weltspitze mit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wagen wir doch einmal den sonst von der Staatsre-
gierung so gern geübten Vergleich zwischen den Bun-
desländern. Wie schaut es dann aus? – Laut der 
Staatssekretärin im Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, Frau Dorothee Bär, Ihrer 
Parteikollegin, spielt Bayern im Ländervergleich bei 
der Versorgung der Haushalte mit leitungsgebunde-
nen Breitbandanschlüssen, also bei Zugängen mit 
mindestens 100 Mbit/SPD im Downstream, leider nur 
im Mittelfeld. Da erreichen wir Platz 10. Nimmt man 
ein weniger ambitioniertes Ziel, nämlich die Quote von 
50 Mbit/s, liegt Bayern gerade einmal auf Rang 11. 
Hinter uns kommen dann nur noch die neuen Bundes-
länder. Das heißt, bei der Versorgung der Haushalte 
mit hochratigen Anschlüssen ist die CSU nicht super, 
nein, da ist die CSU im Ländervergleich bestenfalls 
mittelmäßig unter den Mittelmäßigen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die 30 Mbit/s im bayerischen Ausbauprogramm sind 
nicht ambitioniert genug, und das wissen Sie sehr 
genau. Es war auch ein CSU-Antrag, die Gewerbege-
biete mit Glasfaserkabel zu versorgen, damit der zu-
nehmende Bedarf von Breitbandanschlüssen mit 
100 Mbit/s gedeckt werden kann.

Aber dann frage ich Sie: Warum diese Einschrän-
kung? Warum nur für Gewerbegebiete? Software-Ent-
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wickler, Designer, Architekten, Konstrukteure etc. sit-
zen mit ihren Unternehmen nicht zwangsläufig in 
Gewerbegebieten. Deswegen brauchen wir Breitban-
danschlüsse mit 100 Mbit/s und Glasfaserkabel im ge-
samten Land und auch für alle Häuser.

Hören Sie endlich auf mit der Behauptung, diese 
30 Mbit/s wären eine Vorgabe der EU. Ich war mit 
dem Wirtschaftsausschuss letztes Jahr in Brüssel. 
Dort hat EU-Kommissar Günther Oettinger etwas 
ganz anderes erzählt. Auch Ihr Parteikollege Herr 
Dobrindt setzt als Mindestversorgungsziel im Bundes-
programm 50 Mbit/s. Das heißt, Ihr Ausbauprogramm 
ist nicht ambitioniert genug. Es setzt vor allem auf die 
falsche Technologie: Mit dem alten Klingeldraht aus 
Kupfer werden Sie die Breitbandversorgung nicht zu-
kunftsfest machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Insofern hätte man als Thema für die heutige Aktuelle 
Stunde schreiben müssen: Die CSU betreibt den 
schnellen Ausbau des langsamen Internets.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Kollege Kirch-
ner von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Sandro Kirchner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Manch-
mal hat man schon den Eindruck, dass eine Aktuelle 
Stunde auch zu einer Märchenstunde verkommen 
kann.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER))

Wenn ich von Herrn Ganserer höre, dass der Internet-
ausbau irgendwo auf 30 Mbit/s begrenzt wird, dann 
zeigt das für mich, dass Sie entweder nicht verstan-
den haben, wie das Breitbandausbauprogramm funk-
tioniert bzw. wie die Kriterien gesetzt sind, oder Sie 
wollen uns hier einfach andere Eindrücke vermitteln, 
als Sie sie in der Realität haben.

Keine Kommune in Bayern wird aufgefordert, schnel-
les Internet mit nur 30 Mbit/s auszubauen, sondern 
die EU-Richtlinie schreibt vor, dass eine Internetver-
sorgung mit einer Übertragungsrate kleiner 30 Mbit/s 
vorhanden sein muss, damit die Richtlinie greifen 
kann.

(Zuruf des Abgeordneten Markus Ganserer 
(GRÜNE))

Jede Kommune kann Highspeed ausbauen, und der 
Freistaat Bayern macht das genau an dieser Stelle. 
Hören Sie also bitte mit den falschen Darstellungen 
auf.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Ich möchte Ihnen das Breitbandförderprogramm noch 
einmal darstellen, damit Sie es vielleicht doch an der 
einen oder anderen Stelle verstehen und es auch 
nach draußen transportieren können. 1,5 Milliar-
den Euro setzt der Freistaat Bayern dafür ein. Sie 
haben von den Kommunen gesprochen. Welche Kom-
munen sind daran beteiligt? Es sind 1.416 Kommunen 
mit einem Förderbescheid. Nur damit Sie es prozentu-
al einmal hören: in Oberbayern 93 %, in Niederbayern 
99 %, in der Oberpfalz 98 %, in Oberfranken 100 %, 
in Mittelfranken 96 %, in Unterfranken 96 % und in 
Schwaben 96 %. Das sind die Kommunen, die sich 
bereits im Verfahren befinden. Sie können also nicht 
sagen, in Bayern ginge der Ausbau nicht voran.

570.000 Haushalte werden angeschlossen, 
25.000 km Glasfaserkabel sind verbaut. Das ent-
spricht dem achtfachen Umfang Bayerns. Wenn Sie 
dann noch die Haushalte mit einem Anschluss über 
50 Mbit/s anschauen, stellen Sie einen Zuwachs von 
900.000 Haushalten fest.

(Markus Ganserer (GRÜNE): Platz 11!)

Ich weiß nicht, wie Sie feststellen können, dass hier 
nichts stattfindet.

Frau Karl, Sie hatten das WLAN angesprochen. Wenn 
man sieht, dass das BayernWLAN auch noch dazu-
kommt, 200.000 Hotspots bis zum Jahr 2020, dann 
müssen Sie doch unter Berücksichtigung des Ist-
Standes feststellen, dass sich bereits 800 Kommunen 
angemeldet haben und 2.200 Hotspots in Betrieb 
sind.

Wenn man das Ganze einmal betrachtet, sieht man, 
dass auch ein Gesamtkonzept dahinter steht, das Sie 
für sich anscheinend immer noch suchen, dass der 
Breitbandausbau im Vordergrund steht, dass Bayern-
WLAN das Ganze abrundet, eine digitale Verwaltung 
dahintersteht, die IT-Sicherheit mit dem Landesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik in Nürnberg 
im Vordergrund steht und natürlich auch die Bayern-
Labs, die ein Stück weit die Innovation in den ländli-
chen Raum bringen, eine wichtige Rolle spielen.

Noch einmal: 900.000 Haushalte sind an das schnelle 
Internet angebunden. Wenn Sie immer vergleichen, 
dann vergleichen Sie auch Äpfel mit Birnen. Es sind 
mehr Haushalte, als Mecklenburg-Vorpommern insge-
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samt hat. Wenn Sie Ihre Statistik bemühen, dann 
schauen Sie es sich genau an.

(Beifall bei der CSU)

Die Internetversorgung hat sich damit auch in etwa 
verdoppelt.

Jetzt sprechen Sie vom ländlichen Raum.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Im Gegensatz zu Ihnen kann ich für mich in Anspruch 
nehmen, dass ich ein Abgeordneter aus dem ländli-
chen Raum bin. Ich komme aus einer Flächengemein-
de mit zwölf Ortsteilen. Der Internetausbau schreitet 
bei uns voran, es wird weiter ausgebaut, und es wer-
den mehr Anschlüsse jenseits der 30 Mbit/s bis 
100 Mbit/s. Das ist ein gigantischer Aufschlag für den 
ländlichen Raum. Genau so soll es sein. Es spielt 
keine Rolle mehr, ob wir im Ballungsraum München 
oder im ländlichen Raum sind. Wir sind ab sofort an 
die Welt angeschlossen, im digitalen Zeitalter vollkom-
men präsent. Also machen Sie bitte nicht immer den 
ländlichen Raum schlecht.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von den GRÜNEN)

Angesprochen wurde auch, dass dieses Breitbandför-
derprogramm natürlich eine Dynamik bekommen hat.

(Volkmar Halbleib (SPD): Reden Sie mal mit den 
Bürgermeistern!)

So ist es völlig klar, dass auch nachjustiert wird, dass 
man den Bürgermeistern über die Breitbandmanager 
die Empfehlung gibt, dass ein neu entstehendes Ge-
werbegebiet über ein Glasfaserkabel mit 100 Mbit/s 
und mehr angeschlossen wird. Es ist wichtig, dass 
man, wenn man in der Bauleitplanung gewisse Dinge 
vorhat, im Hinterkopf behält, dass dort ein Glasfaser-
kabel liegt und daran auch angeschlossen wird.

Sie haben vorhin das Bundesförderprogramm ange-
sprochen. Nebenbei bemerkt: Der Freistaat Bayern ist 
sehr vorbildlich und proaktiv für seine Kommunen mit 
der Kofinanzierung in Höhe von 165 Millionen Euro, 
um genau die Lücken an der einen oder anderen Stel-
le, diese weißen Flecken, noch erschließen zu kön-
nen. Alles in allem kann ich Ihre Vorwürfe nicht ganz 
verstehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Um an dieser Stelle ein Resümee zu ziehen: Das ist 
das beste Konzept, das in Deutschland momentan 
existiert – das muss man als bayerischer Abgeordne-
ter einmal zweifelsfrei anerkennen. Bayern geht 
voran. Bayern pusht das Internet. Vor allem wird Bay-

ern zukunftsfähig, weil das Glasfaserkabel in die Flä-
che kommt und ganz Bayern angeschlossen wird. 
Wenn man zukünftig neue Infrastruktur schaffen 
möchte, hat man die Chance, an das Glasfaserkabel 
vor Ort anzudocken, um auch im Gigabit-Zeitalter prä-
sent zu sein.

Eine kleine Anmerkung: Dass von diesem Programm 
natürlich die bayerische Bauwirtschaft profitiert, war 
im Vorfeld klar, aber dass die Unternehmen für den 
Ausbau mittlerweile keine Tiefbauunternehmen mehr 
finden, zeigt doch, dass das Programm erfolgreich ist. 
Das ist der beste Beleg dafür, dass der richtige Weg 
beschritten worden ist.

Ich möchte abschließend einen Appell an die Kommu-
nen richten, die Sie angesprochen haben. Der Breit-
bandmanager soll vor Ort auch der Ansprechpartner 
sein, um gewisse Herausforderungen und Problem-
stellungen auf dem direkten Weg zu klären, damit 
manche Dinge, vielleicht auch mit Privatanbietern, 
entsprechend abgehandelt werden können.

Mein Kollege Herr Blume hat vorhin gesagt und auch 
ich meine, dass das, was Sie fordern, schon längst in 
der Diskussion ist. Nach dem Jahr 2018 wird es viel-
leicht ein weiteres Programm geben. Der Minister hat 
bereits angekündigt, dass man sich darüber Gedan-
ken macht,

(Zuruf von den GRÜNEN: "Vielleicht" ist zu 
wenig!)

um Bayern weiter in die Zukunft zu führen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat nun Kollege 
Aiwanger von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte 
schön, Herr Kollege.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lie-
ber Herr Minister Söder, der Sie für dieses Thema des 
Breitbandausbaus federführend zuständig sind, ich 
glaube, wir erleben hier mit dem Thema Breitband 
eine Neverendingstory, beginnend mit einer völligen 
Fehleinschätzung der Situation aus der Ära Huber 
über eine Zeit mit einem Minister Zeil, für den schnel-
les Internet schon bei wenigen Hundert kbit/s gege-
ben war. Entsprechend seiner Sprechgeschwindigkeit 
war das eine "schneckische Hochgeschwindigkeit".

Meine Damen und Herren, bei den Gemeinden drau-
ßen gibt es massive Probleme, sodass sich Bürger-
meister Anwälte nehmen müssen, um die von den 
Netzbetreibern vertraglich zugesagten Übertragungs-
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leistungen einklagen zu können. In dieser Zeit ist fest-
zustellen: Jawohl, das, was uns zugesagt worden ist, 
ist leider nicht umgesetzt worden. Davon betroffen ist 
neben vielen anderen Kommunen auch meine Hei-
matkommune Rottenburg an der Laaber, wo das Un-
ternehmen Amplus mittlerweile Vertragsstrafe bezahlt 
hat, weil es das nicht umsetzt, was unterschrieben 
worden ist.

Meine Damen und Herren, die Bürgermeister haben 
ein langwieriges Ausschreibungsverfahren hinter sich 
gebracht, die Kunden, die Wirtschaft und die Bürger, 
warten auf den zugesagten Anschluss, und die Bür-
germeister müssen im Monatsrhythmus die Fertigstel-
lung nach hinten verschieben. Deshalb gehe ich 
heute gar nicht auf die große ideologische Debatte 
ein, welche Regionen der Welt hier weiter sind usw. 
Nein, es geht uns darum, rein handwerklich das abzu-
arbeiten, was versprochen worden ist. Herr Söder, an 
dieser Stelle gebe ich Ihrem Chef ein bisschen recht, 
der gesagt hat: Das Überreichen des Förderbe-
scheids ist noch keine Strategie. Das ist vielleicht ein 
Teil der Strategie; aber es reicht eben nicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich habe in meiner Anfrage zum Plenum gefragt, ob 
dem Ministerium die Probleme bei der Umsetzung be-
wusst sind und bei wie vielen Kommunen es Proble-
me gibt. Darauf wurde geantwortet, dass keine Män-
gelliste geführt werde. Meine Damen und Herren, an 
dieser Stelle sehe ich Sie als Minister zuständig. Die 
Angelegenheit darf nicht erledigt sein, wenn vor Ort 
das Selfie mit dem Förderbescheid geknipst ist, son-
dern Sie müssen auch darauf aufpassen, wohin dann 
die Fördergelder, also Steuergelder, fließen und ob 
man am Ende gewisse Unternehmen nennen muss, 
die etwas unterschreiben und dann in größerer Zahl 
nicht einhalten können. Wir wissen auch: Wo gehobelt 
wird, da fallen Späne. Es gibt Verzögerungen aus Wit-
terungsgründen usw. Aber wenn in größerer Zahl Ge-
meinden nicht so bedient werden wie versprochen, 
dann führen Sie darüber bitte eine Mängelliste, und 
holen Sie die beiden vielleicht größten Player in die-
ser Geschichte an einen Tisch. Häufig hat man den 
Eindruck, dass die Telekom und Amplus nicht so mit-
einander können, wie sie müssten. Vielleicht will 
sogar der eine verhindern, dass der andere seine Ver-
träge erfüllen kann. Das muss geklärt werden. Das 
muss mit den beiden besprochen werden. Gibt es hier 
nur ein Kommunikationsproblem zwischen Kommuni-
kationsanbietern oder ist hier böse Absicht mit im 
Spiel, um den anderen alt aussehen zu lassen? Am 
Ende sehen auf alle Fälle der Bürgermeister und der 
Netzkunde, die enttäuscht sind, alt aus.

Herr Söder, Sie sind mit dieser Aktion gut gestartet. 
Passen Sie auf, dass Sie am Ende nicht alt aussehen, 
wenn vieles von dem, was versprochen ist, nicht um-
gesetzt wird. Ich nenne Ihnen ein paar Firmen, die 
hier unterwegs sind. Neben Telekom und Amplus sind 
noch ein paar kleinere Unternehmen unterwegs. Ich 
nenne Ihnen ein paar Gemeinden mit Bereitstellungs-
problemen, die man bei flüchtiger Recherche im Inter-
net schnell findet. Herr Söder, ich lasse nachher diese 
kleine Liste für Sie liegen. Sie können sie ins Ministe-
rium mitnehmen und checken, ob diese Gemeinden 
jetzt schon zufrieden sind oder ob sie da nachbessern 
müssen. Sie haben angeboten, dass man eventuell 
draufschauen würde, wenn sich Gemeinden melden. 
Ich lese Ihnen die Namen von 14 Gemeinden vor: 
Rottenburg an der Laaber, Mallersdorf-Pfaffenberg, 
Rettenberg, Stephansposching, Postau, Niederaich-
bach, Michaelsbuch, Hettenkofen, Blaibach, Bubach, 
Waldmünchen, Böbrach, Gotteszell, Neukirchen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das ist ein kleiner Auszug aus der Liste der Gemein-
den mit Bereitstellungsproblemen.

(Zuruf von der CSU)

Vielleicht können Sie wenigstens bei diesen Gemein-
den nachfragen, ob dort die Welt in Ordnung ist. Ob 
dort ein CSUler oder ein FREIER WÄHLER Bürger-
meister ist, ist, glaube ich, zweitrangig. Bei flüchtigem 
Drüberschauen, meine ich, sind beide dabei. – Danke 
schön. Machen Sie Ihre Arbeit!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege 
Holetschek von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr 
Kollege.

Klaus Holetschek (CSU): (Vom Redner nicht autori-
siert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sie haben Ihren Zettel vergessen, Herr Aiwanger.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ich habe 
ihn für den Söder liegen lassen!)

Herr Kollege Aiwanger, es ist einfach eine Unver-
schämtheit, was Sie hier machen.

(Beifall bei der CSU)

Ich will Ihnen auch sagen, warum. Den Minister auf 
der einen Seite dafür zu kritisieren, dass er Förderbe-
scheide übergibt, und auf der anderen Seite mit dem 
Mittelständler vor Ort nicht mal Kontakt aufzunehmen, 
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um mit ihm ins Gespräch zu kommen, passt nicht zu-
sammen.

(Beifall bei der CSU)

Wenn der Minister draußen ist, spricht er mit den Bür-
germeistern. Ich habe das selber erlebt. Das ist geleb-
ter Bürgerdialog, was der Minister macht.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Einmal! – 
Volkmar Halbleib (SPD): Ein Selfie ist kein Bür-
gerdialog!)

So muss Politik funktionieren. Wenn die Aussage 
stimmt, haben Sie mit dieser Firma, die Sie heute hier 
kritisiert haben, einem Mittelständler, bis jetzt kein ein-
ziges Mal gesprochen.

(Markus Blume (CSU): Unglaublich!)

Ist das Ihr Verständnis von Politik, Herr Kollege Ai-
wanger?

(Beifall bei der CSU)

Dafür muss man sich schämen. Das sage ich Ihnen 
an dieser Stelle ganz offen. Wenn die Umfrage von 
SAT.1 heute veröffentlicht wird, werden Sie sehen, 
was die Bürgerinnen und Bürger von Ihrer Politik hal-
ten. Wir werden das nachher sehen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wissen Sie 
das Ergebnis schon wieder?)

Ich wage die Prognose, Herr Kollege Aiwanger, dass 
die Bürgerinnen und Bürger sagen werden: Die CSU 
ist die Partei des ländlichen Raums. Die CSU ist die 
Partei der Heimat. Die CSU ist bei den Menschen 
draußen. – Sie werden die Quittung für Ihre heutige 
Politik bekommen. Das garantiere ich Ihnen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Getroffene Hunde bel-
len offenbar!)

– Nein, das hat nichts mit getroffenen Hunden zu tun. 
Man muss die Dinge mal zuspitzen und auf den Punkt 
bringen. Was Sie hier abziehen, ist der Versuch, ein 
gutes Programm, das wirklich seinesgleichen sucht 
und ein wuchtiger Aufschlag zur Digitalisierung ist, 
schlechtzureden. Das machen Sie hier, nichts ande-
res, meine Damen und Herren. Ein solches Förder-
programm gibt es anderswo in der Republik kaum. 
Viele Bundesländer haben das gar nicht. Wir haben 
vorher die Zahlen gehört, wie viele Kommunen schon 
im Förderverfahren sind. Ich war selber Bürgermeister 
einer Stadt. Ich habe dieses Programm des Herrn Mi-
nisters Zeil selber noch genossen. Das waren 19 Ver-
fahrensschritte, um überhaupt irgendwo reinzukom-
men.

(Volkmar Halbleib (SPD): Da waren Sie an der 
Regierung! Darf ich Sie darauf hinweisen? Minis-
terpräsident Seehofer! – Annette Karl (SPD): Wir 
wollten es ändern, und Sie haben es abgelehnt!)

Das war überbordende Bürokratie. Wir haben verein-
facht, verdoppelt und ein Förderprogramm erstellt, 
das für die Leute und auch für die Bürgermeister funk-
tioniert. Ich sage Ihnen eines: Es gibt Musterverträge 
zwischen Netzbetreiber und Kommune. Sie haben sie 
zitiert. Darin gibt es die Möglichkeit einer Vertragsstra-
fe. Ich glaube, das wird bei Ihnen sogar genutzt. Das 
sind Verträge zwischen Kommune und Netzbetreiber. 
Ich bin sehr dafür, diese im Fall von Problemen aufzu-
nehmen, aber ich glaube nicht, dass der Freistaat 
überall selber in diese Verträge eingreifen kann. Wir 
müssen eher mal mit der Telekom reden,

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ja, müss-
ten! Machen Sie das!)

denn da gab es das Problem, dass die Leerrohre 
nicht mitgenutzt werden konnten. Dadurch kam es zu 
Verzögerungen. Natürlich ist der Tiefbau im Moment 
ausgelastet. Unser Programm ist so schnell, dass 
manche nicht mehr hinterherkommen. Das ist das 
Problem, Herr Kollege Aiwanger!

(Beifall bei der CSU)

Natürlich werden wir bei diesem Programm nicht ste-
hen bleiben, sondern es geht weiter. Sie kennen die 
Bemühungen auch in Brüssel, weitere Notifizierungen 
zu erreichen. Wir werden diesen Staat bei der Digitali-
sierung voranbringen und mit schnellem Internet ver-
sorgen. Wir werden dadurch dem Verfassungsauftrag 
gerecht, für gleichwertige Lebensverhältnisse im länd-
lichen Raum zu sorgen. Wir werden unsere Heimat 
voranbringen.

Ich will noch an die anderen Initiativen erinnern. Es 
geht um das "BayernPortal". Es geht um Heimat digi-
tal. Es geht um WLAN. Es geht um die Versorgung 
des Tourismus. Dieses Programm enthält sehr viele 
Punkte. Sie werden es nicht schaffen, dieses Pro-
gramm schlechtzureden. Der Freistaat wird sicher hel-
fen, wo er helfen kann. Sie reden nicht mit den Mittel-
ständlern. Ich kann Ihnen nur empfehlen, Ihre Haltung 
zu überdenken. Wir haben ein Programm, das eine 
Erfolgsgeschichte ist. Dort, wo es Probleme gibt, wer-
den diese gelöst. Dafür steht auch unser Heimatmi-
nister Markus Söder.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Letzter hat nun der Herr 
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Staatsminister Dr. Söder das Wort. Bitte schön, Herr 
Staatsminister.

(Staatsminister Dr. Markus Söder erblickt einen 
Zettel des Abgeordneten Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER) auf dem Rednerpult)

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): In dieser Form arbeiten die FREIEN WÄHLER: 
mit einem Schmuzettel, mit einer Sauklaue. Entschul-
digung!

(Heiterkeit bei der CSU – Hubert Aiwanger 
(FREIE WÄHLER): Das sind die Gemeinden! 
Steck es dir ein! – Kathrin Sonnenholzner (SPD): 
Ist das ein Glückskeks? – Volkmar Halbleib 
(SPD): Niederbayerischer Glückskeks!)

So kann man im Bayerischen Landtag nicht ernsthaft 
arbeiten, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Diese Gemeinden hätten es verdient, dass ein Vorsit-
zender einer Fraktion einen ordentlichen Brief 
schreibt, den man ordentlich bearbeiten kann, nicht 
einen abgerissenen Zettel.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das ist für 
dich, nicht für die Bürgermeister!)

– Die Gemeinden haben mehr verdient, lieber Hubert 
Aiwanger, als einen solchen Schmierzettel. Sorry, 
wenn ich das so sage.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme 
zum inhaltlichen Teil. Ist uns allen eigentlich bewusst, 
dass wir mit dem Breitbandprogramm eine historische 
Infrastrukturentscheidung für Bayern getroffen haben? 
– In einer Zeit, die von der Digitalisierung geprägt ist 
und in der der Strukturwandel unglaublich schnell vo-
ranschreitet, ist es für die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in Bayern absolut entscheidend, 
dass die Erreichbarkeit digitaler Dienste für alle Bür-
gerinnen und Bürger gewährleistet ist. Es entscheidet 
sich an der Frage, ob man sich auf der Datenauto-
bahn oder auf dem Datenkiesweg befindet. Unser Ziel 
ist es, dass jeder in Bayern, ob in Stadt oder Land, die 
gleichen digitalen Rechte hat. Kein anderes Bundes-
land hat sich ein solches Ziel gesetzt, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CSU)

96 % aller Gemeinden befinden sich im Verfahren; 
das ist schon angesprochen worden. Wenn 14 von 
1.979 Gemeinden ein Problem haben, dann greifen 
wir das gern auf. Aber der hohe Anteil von 96 % zeigt 

doch, mit welcher Wucht, mit welcher Kraft in Bayern 
auch an dieser Stelle gearbeitet wird.

1.416 Kommunen haben insgesamt schon 1.588 För-
derbescheide erhalten. Das heißt, dass viele Gemein-
den schon zum zweiten Mal, einige sogar schon zum 
dritten Mal im Verfahren sind. Auch diese Zahlen ver-
deutlichen, wie erfolgreich die Gemeinden beim Aus-
bau vorankommen.

Das Überreichen von Förderbescheiden dient übri-
gens nicht in erster Linie dazu, dass Fotos gemacht 
werden. Es handelt sich vor allem um ein Symbol für 
die Bürger, dass etwas vorangeht, damit Bürger und 
Gewerbe in den Gemeinden spüren, dass der Frei-
staat sie nicht alleinlässt. Das ist ein entscheidender 
Punkt.

(Beifall bei der CSU)

Wir fördern übrigens nur den Ausbau des Glasfaser-
netzes. 26.000 km werden schon gebaut – Kollege 
Blume hat es angesprochen –, und es werden jeden 
Tag mehr. Wir schaffen in Bayern ein weit verzweigtes 
Netz, das bis in jedes Dorf hineinreicht. Aktuell wer-
den über 580.000 unversorgte Haushalte an das 
schnelle Netz angeschlossen. Wir können bereits 
62 % der Haushalte mit 100 Mbit/s versorgen. Die 
Zahlen für 50 Mbit/s liegen deutlich höher. Davon pro-
fitiert vor allem der ländliche Raum. Die Zuwachsraten 
liegen bei 15 Prozentpunkten in ganz Bayern, im länd-
lichen Raum sogar bei über 16 Prozentpunkten. 
Kaum ein anderes Bundesland weist eine derartige 
Dynamik auf. Kaum ein anderes Bundesland ver-
zeichnet derartige Steigerungsraten wie der Freistaat 
Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Wir sollten nicht vergessen, woher wir gekommen 
sind: Der Freistaat Bayern hat topografisch und von 
der Siedlungsstruktur her die größten Herausforde-
rungen aller Bundesländer zu bewältigen. Es ist natür-
lich einfacher, in der Lüneburger Heide Leitungen zu 
verlegen als im Alpenraum. In Großstädten ist es wie-
derum leichter als in den vielen kleinen Gemeinden. 
Dennoch haben wir den Ausbauprozess deutlich vo-
rangebracht.

Sie sollten auch bedenken, dass in den meisten Bun-
desländern nur das Bundesprogramm in Anspruch 
genommen wird. Beim Bund beginnen erst die Aus-
schreibungen, in Bayern wird dagegen schon gebaut; 
vielerorts ist der Ausbau bereits abgeschlossen. Wir 
sind also schneller als andere. Damit schaffen wir 
Wettbewerbsvorteile für unsere bayerischen Gemein-
den, für unsere bayerischen Bürgerinnen und Bürger.
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Apropos Bund: Auch dessen Programm läuft bei uns 
gut. Aktuell sind 134 bayerische Gemeinden in 
52 Projekten dabei. Dennoch möchte ich an den Un-
terschied erinnern; vom bayerischen Programm profi-
tieren nämlich bereits fast 96 % aller Gemeinden. Die 
Bundesmittel in Höhe von 120 Millionen Euro fließen 
zwar, aber nur deswegen, weil wir vonseiten des Frei-
staates 57 Millionen Euro draufgelegt haben. Das 
heißt, der Bund kann mit seinem Programm nur des-
halb Fahrt aufnehmen, weil wir es kofinanzieren. Es 
läuft wirklich optimal; mit bayerischer Unterstützung 
kann das Bundesgeld abgerufen werden. Auf diese 
Weise bewirken wir einen zusätzlichen Effekt, der un-
serem Land guttut.

(Beifall bei der CSU)

Bei den Themen Höfe und Gewerbe kommt es eben-
falls zu deutlichen Verbesserungen. Die Bürgermeis-
ter beginnen in ihren Gemeinden den Ausbau dort, wo 
es am dringlichsten ist. Dann kommt es Schritt für 
Schritt zur Erweiterung, bis schließlich die gesamte 
Fläche der Gemeinde digital erschlossen ist.

Weit draußen liegende Höfe sind besonders schwer 
zu erschließen. Daher setzen wir für den Ausbau in 
Streusiedlungen besondere Anreize. Besonders viele 
Streusiedlungen haben wir in Niederbayern, einige 
aber auch in Oberbayern.

Wir schaffen eine zusätzliche Fördermöglichkeit – 
diese wird vom 1. Juli 2017 an nutzbar sein –, damit 
auch Weiler und kleinere landwirtschaftliche Betriebe 
angeschlossen werden. Das macht niemand sonst in 
Deutschland. Auch daran wird deutlich, dass sich der 
Freistaat Bayern wie kein anderes Bundesland um die 
Landwirtschaft kümmert.

Bevor ich auf das Thema "Gigabit für Gewerbe" zu 
sprechen komme – auch da gehen wir neue Wege –, 
möchte ich noch auf die Frage eingehen, was "schnel-
les Internet" eigentlich ist. Laut Festlegung der Wett-
bewerbskommissarin liegt die Grenze bei 30 Mbit/s. 
Herr Oettinger teilt unsere Auffassung, dass schnelles 
Internet heute anders definiert werden muss. Aber re-
levant für die Genehmigung der Förderprogramme ist, 
wie bei fast allem in Europa, die Festlegung der Wett-
bewerbskommissarin auf 30 Mbit/s. Wir haben übri-
gens eine große Leistung vollbracht, als wir innerhalb 
von vier, fünf Monaten ein komplett neues Verfahren 
mit veränderten Richtlinien auf den Weg bringen und 
dieses der Kommission zur Genehmigung einreichen 
mussten.

Die meisten Gewerbegebiete werden durch das neue 
Programm erschlossen. Diejenigen, die schon 
30 Mbit/s erreicht hatten, zum Beispiel als Ergebnis 
der Eigeninitiative der jeweiligen Gemeinde oder der 

ortsansässigen Unternehmen, dürfen wir nicht extra 
fördern. Wir wollen aber einen Zusatzeffekt bewirken; 
denn gerade für das Gewerbe ist der Schritt in das Gi-
gabit-Zeitalter unbedingt notwendig. Wir verhandeln 
mit der Kommission und starten mit Pilotprojekten. 
Wir haben das Ziel, nicht bei einer einmal festgeleg-
ten Megabit-Zahl stehen zu bleiben; die Zukunft ge-
hört eindeutig der Gigabit-Gesellschaft. Beim Gewer-
be beginnt der Einstieg. Das ist gut für die bayerische 
Wirtschaft.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zu der Frage, ob in einigen Regionen 
schneller oder besser als anderswo ausgebaut wird: 
Wir kümmern uns um jede Gemeinde, die Bedarf an-
meldet. Wer schon bei der Einweihung eines neuen 
Breitbandnetzes in einer Gemeinde dabei war – Hu-
bert Aiwanger, viele Kollegen deiner Fraktion sind 
gern dabei, wenn ich das mache –, der weiß, was dort 
berichtet wird: Die TK-Unternehmen müssen aus an-
deren Bundesländern Mitarbeiter holen, um die Auf-
träge in Bayern überhaupt abarbeiten zu können. Tief-
baufirmen aus ganz Deutschland und sogar aus dem 
Ausland werden engagiert, um das zu schaffen. Wir 
helfen jedem gern. Aber was die Baukapazitäten an-
geht, so muss ich darauf hinweisen, dass ich nicht 
über einen Bauhof verfüge.

Es bleibt bei der Feststellung: Unser Programm ist ein 
Erfolgsmodell. Schlimmer wäre es, wenn ein Pro-
gramm aufgelegt worden wäre, das niemand in An-
spruch nehmen wollte. Wir haben ein Programm, das 
jeder in Anspruch nehmen will, das jeder nutzt. Das 
ist ein gutes Zeichen für den Freistaat Bayern.

Das Lob durch die Vereinigung der Bayerischen Wirt-
schaft und durch die Industrie- und Handelskammern 
ist das eine. Aber uns loben auch die Kommunalpoliti-
ker, das heißt die Bürgermeister und die Landräte. 
Ganz besonders freue ich mich, wenn auch Kommu-
nalpolitiker der FREIEN WÄHLER uns loben. Das sei 
vor allem dem vorvorherigen Redner gesagt, der uns 
hier mit seinem Zettel bereichert hat. Landrat Dreier 
beispielsweise sagte letztens bei einem Spatenstich: 
Das Förderprogramm des Freistaates Bayern hilft den 
Kommunen vorbildlich. – Lieber Hubert Aiwanger, 
wenn du uns nicht glaubst, dann glaube wenigstens 
deinem Parteifreund aus Landshut. Er hat an dieser 
Stelle recht.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Frau Karl, noch etwas zu dem Thema Bayern-
WLAN. Dabei handelt es sich um ein einzigartiges 
Projekt. Es ist deswegen einzigartig, weil wir anders-
wo in Deutschland damit nicht vorankommen. Gründe 
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sind vor allem die Störerhaftung und andere rechtliche 
Fragen.

Wir wollen bis zum Jahr 2020 20.000 Hotspots auf-
bauen. Davon profitieren Kommunen, staatliche Be-
hörden und der Tourismus; im ÖPNV ist übrigens be-
reits eine Reihe von Projekten gestartet worden. Der 
Vorteil bei uns liegt darin, dass es keine rechtlichen 
Probleme gibt, keine Störerhaftung. Der Jugend-
schutzfilter ist ebenfalls dabei, weil wir das staatliche 
Netz quasi erweitern. Wir ermöglichen die anonyme 
Nutzung des WLANs rund um die Uhr und kostenlos. 
Hinzu kommt, dass immer dieselbe Kennung verwen-
det werden kann. Wer durch das Land fährt, braucht 
sich nur einmal einzuwählen.

Über 2.500 Hotspots sind bereits freigeschaltet. Über 
800 Gemeinden haben sich beim WLAN-Zentrum in 
Straubing gemeldet, um Verträge abzuschließen. 
Über 550 Kommunen haben bereits Verträge abge-
schlossen. Das mag einerseits den einen oder ande-
ren nicht so spektakulär anmuten wie der Breitband-
ausbau, da der WLAN-Ausbau kaum sichtbar ist. 
Andererseits wird dieser Ausbau umso schneller vo-
rangehen.

Ich fasse zusammen. Der Freistaat Bayern arbeitet 
als einziges Bundesland auf der Grundlage einer 
Kombination aus Breitbandausbau im Boden und 
WLAN-Ausbau mit dem Ziel: schnelles Internet für 
alle. Damit schaffen wir schon heute die Vorausset-
zungen für die nächste Generation des Mobilfunks. 
Wir sind mittendrin im Ausbauprozess. Bei uns wird 
gebaut wie nie zuvor. Das ist, nebenbei bemerkt, auch 
ein Mittelstandsförderprogramm, von dem insbeson-
dere der ländliche Raum profitiert.

Wenn ich die Stimmung der Bürgermeister zusam-
menfasse, dann komme ich zu dem Ergebnis, dass 
sie uns als Partner sehen. Sie sind froh, dass der 
Freistaat Bayern diese Aufgabe übernimmt. Das hat 
übrigens nicht nur etwas mit dem speziellen Ziel der 
Wirtschaftsförderung, sondern auch ganz allgemein 
mit unserem Selbstverständnis zu tun. Wir bringen 
uns gegenseitig Respekt entgegen. Wir lassen den 
ländlichen Raum nicht allein. Wir geben dem ländli-
chen Raum die echte Chance, am Ende digital auf 
Augenhöhe mit den Großstädten zu sein. So stelle ich 
mir die Umsetzung unserer Heimatstrategie vor.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Damit ist die Aktuelle Stunde be-
endet.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs- und Unterrichtswesen (Drs. 17/15166) 
- Erste Lesung -

Den Gesetzentwurf begründet Herr Staatssekretär Ei-
senreich. Bitte schön, Herr Staatssekretär.

Staatssekretär Georg Eisenreich (Kultusministeri-
um): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Der vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung 
des BayEUG ist nicht besonders umfangreich, enthält 
aber wichtige Gesichtspunkte. Drei möchte ich beson-
ders hervorheben.

Ein Punkt ist die Verankerung der Beruflichen Ober-
schule im BayEUG. Bei uns gilt der Grundsatz, dass 
berufliche und akademische Bildung gleichwertig sind. 
Die Berufliche Oberschule ist eine starke Säule der 
beruflichen Bildung. Sie hat sich sehr bewährt und hat 
großen Zuspruch gefunden. Wir verwenden den Be-
griff "Berufliche Oberschule" schon lange für die Be-
rufsoberschule und die Fachoberschule. Diese organi-
satorische Zusammengehörigkeit soll nun auch mit 
der Bezeichnung "Berufliche Oberschule" im BayEUG 
verankert werden.

Der Gesetzentwurf enthält auch einige inhaltliche Än-
derungen. Ich nenne den erfolgreichen Schulversuch 
mit den neuen Ausbildungsrichtungen Gesundheit 
und Internationale Wirtschaft. Ebenso werden die Vor-
klassen an den Fachoberschulen gesetzlich geregelt.

Zweitens wollen wir eine Vereinfachung der Teilzeit-
ausbildung in der Pflege. Bisher waren eine vorange-
gangene Berufstätigkeit oder die Führung eines Haus-
halts Voraussetzung für die Teilzeitausbildung. Diese 
Voraussetzungen werden nun aufgehoben. Damit 
wird die Teilzeitausbildung in der Pflege erleichtert.

Der dritte Punkt ist die Wahl der Klassenelternspre-
cher an den Förderzentren. Bisher gab es dafür keine 
eigene Regelung. Wir führen diese Wahl nun genauso 
wie an den Gymnasien, Realschulen und Wirtschafts-
schulen ein.

Ich danke allen Verbänden, die sich an der Verbänd-
eanhörung beteiligt haben. Die Rückmeldungen sind 
für uns immer sehr wichtig. Ich freue mich und bitte 
darum, dass der Gesetzentwurf dem Bildungsaus-
schuss zur Beratung überwiesen wird.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatssekretär. – Ich eröffne die Ausspra-
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che. Als Erste hat Frau Kollegin Petersen von der 
SPD das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Kathi Petersen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Staatssekretär 
hat sich kurz gefasst, ich werde seinem Beispiel fol-
gen. Bei diesem Thema gibt es weder zur Selbstbe-
weihräucherung der Regierungspartei noch zu massi-
ver Kritik der Opposition, wie wir sie eben in der 
Aktuellen Stunde erlebt haben, Anlass. Aus unserer 
Sicht ist der Gesetzentwurf zur Änderung des Baye-
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen insgesamt unproblematisch und überwie-
gend sinnvoll. Dass redaktionelle Änderungen 
vorgenommen werden, ist einleuchtend.

Sie haben auch darauf hingewiesen, dass man den 
Begriff der Beruflichen Oberschule jetzt stärker veran-
kert, um Fachoberschule und Berufsoberschule zu-
sammenzufassen. Auch das ergibt Sinn. Wir begrü-
ßen ausdrücklich, dass es keine zusätzlichen 
Voraussetzungen mehr für die Aufnahme einer Teil-
zeitausbildung geben soll. Dafür gab es schon bisher 
keinen sachlichen Grund. Wir sollten Teilzeitausbil-
dung nicht unnötig erschweren. Gerade im Gesund-
heitswesen brauchen wir dringend mehr Personal und 
mehr gut ausgebildete Menschen. Daher ist die Er-
leichterung der Teilzeitausbildung in der Pflege von 
Vorteil.

Wir begrüßen auch die gesetzliche Verankerung der 
neuen Ausbildungsrichtungen Gesundheit und Inter-
nationale Wirtschaft. Wir erleben es öfter, dass Mo-
dellversuche nur verlängert werden oder ganz auslau-
fen. Hier werden Modellversuche gesetzlich 
verankert. Das ist sinnvoll. Wenn ich es richtig be-
obachte, gibt es auch schon genügend Studierende, 
die sich auf die Lehrtätigkeit in diesen Fächern vorbe-
reiten.

Wir finden es auch vernünftig, dass die Vorklassen 
nun nach Beendigung des Schulversuchs institutiona-
lisiert werden, weil viele davon profitieren und die 
Übergänge zwischen den einzelnen Schulsystemen 
besser geregelt werden. Insgesamt sind wir mit die-
sem Gesetzentwurf einverstanden. Wir werden 
sehen, wie wir im Ausschuss weiter diskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat Kollege Reiß 
von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Tobias Reiß (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) 
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr 
Staatssekretär! Im Schulwesen geht es nie um den 
Umfang, sondern immer um Qualität.

(Beifall bei der CSU)

Diesen Anspruch bringen wir in der CSU-Fraktion 
auch immer zum Ausdruck. Liebe Frau Kollegin Peter-
sen, das ist keine Selbstbeweihräucherung, sondern 
das sind Fakten, die wir auch bei diesem Gesetzent-
wurf betonen dürfen.

Dieser Entwurf wird auch dem Anspruch "Kein Ab-
schluss ohne Anschluss" gerecht. Das ist ein Grund-
prinzip unserer Schulpolitik in Bayern, und dieses 
Grundprinzip wird von wenigen Schularten so verkör-
pert wie von der Beruflichen Oberschule, der Fach-
oberschule und der Berufsoberschule. Herr Staats-
sekretär hat es ausgeführt. Wir wollen einen Begriff, 
der sich in der Praxis schon durchgesetzt hat, auch im 
Gesetz verankern. Die Oberschulen FOS und BOS 
stehen in besonderer Weise für Bildungsgerechtigkeit 
und die Differenziertheit unseres Schulwesens. Sie 
garantieren Schülerinnen und Schülern an Mittelschu-
len, Realschulen und Wirtschaftsschulen die Durch-
lässigkeit bis zur Universität.

Herr Kollege Gehring, wir haben erst kürzlich im Bil-
dungsausschuss über Einzügigkeit und Zweizügigkeit 
diskutiert. Ich glaube, dass die Beruflichen Oberschu-
len auch im ländlichen Raum ein hervorragendes An-
gebot darstellen. Deshalb müssen wir darauf achten, 
dass dieses Angebot fachlich funktioniert. Wir müssen 
dabei immer zwischen der regionalen Anbietbarkeit 
und der fachlichen Geeignetheit abwägen. Ich glaube, 
darin sind wir uns einig. Damit stellt die Berufliche 
Oberschule in Bayern einen wichtigen Baustein in der 
Schullandschaft dar.

Frau Kollegin Petersen, Sie haben die zwei neuen 
Ausbildungsrichtungen Gesundheit und Internationale 
Wirtschaft erwähnt, die sich im Schulversuch durch-
gesetzt haben und jetzt als Regelangebot gesetzlich 
verankert werden sollen. Wir haben somit an der Be-
ruflichen Oberschule sieben Ausbildungsrichtungen 
und ermöglichen damit noch mehr individuelle Ent-
wicklungsmöglichkeiten. In der Ausbildungsrichtung 
Gesundheit kann man heute sogar bis zum Medizin-
studium kommen. Das zeigt, dass die berufsorientier-
te Profilbildung und die Studienorientierung ein hoch-
wertiges Bildungsangebot der Beruflichen Oberschule 
darstellen.

Um den Zugang zur Beruflichen Oberschule noch zu 
verbreitern, werden mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf die Vorklassen an den Fachoberschulen als Re-
gelangebot etabliert. Die Vorklassen können schon 
jetzt im Rahmen des erfolgreichen Schulversuchs an 
jeder staatlichen Fachoberschule eingerichtet werden. 
Damit werden Schüler mit Mittlerer Reife, die grund-
sätzlich das Potenzial zum Erlangen der Hochschul-
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reife haben, noch besser auf den Oberstufenunterricht 
vorbereitet.

Weitere Änderungen im Gesetzentwurf sind ange-
sprochen worden. Die bisherigen Voraussetzungen 
für die Aufnahme einer Teilzeitausbildung an den Be-
rufsfachschulen in der Pflege werden ersatzlos gestri-
chen. Damit werden die Möglichkeiten zur Aufnahme 
einer Teilzeitausbildung in diesem wichtigen Fach ver-
bessert. Das wird von uns unterstützt.

An den Förderzentren gibt es aktuell noch keine eige-
ne Regelung für die Wahl von Klassenelternspre-
chern. Das stärkt die Elternrechte und wird von uns 
ebenfalls unterstützt.

Der Gesetzentwurf stellt insgesamt eine fachlich und 
rechtlich gebotene Anpassung dar. Er eröffnet den El-
tern an den Förderschulen mehr Mitsprache. Er erwei-
tert in der Berufsbildung die Chancen der Schüler. Ich 
gehe davon aus, dass der Gesetzentwurf im Bildungs-
ausschuss und in den anderen Ausschüssen große 
Zustimmung erfahren wird.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Kollege 
Prof. Dr. Piazolo von den FREIEN WÄHLERN das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom 
Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir unterhalten uns 
heute über die Fachoberschule und die Berufsober-
schule. Diese Schularten sind sehr attraktiv. An dieser 
Stelle sollte gesagt werden, dass diese Schularten 
teilweise etwas aus dem Fokus geraten sind. Ich will 
jedoch die Gelegenheit ergreifen, denjenigen, die in 
diesen Schulformen tätig sind, für ihre tagtägliche 
Leistung zu danken. Das sind vor allem die Lehrer.

Der uns vorliegende Gesetzentwurf enthält ein paar 
redaktionelle Änderungen. Von den Vorrednern ist 
hierzu schon einiges gesagt worden. Wir FREIE 
WÄHLER halten die Änderungen für sinnvoll und wer-
den diesen auch zustimmen.

Ich habe erwähnt, dass die beiden Schularten etwas 
aus dem Fokus geraten sind. Das liegt sicherlich an 
der aktuellen Entscheidungsverstopfung bei der CSU-
Fraktion und der Staatsregierung im Hinblick auf G 8 
und G 9, die sich hoffentlich bald auflöst. Herr Kollege 
Reiß hat bereits angesprochen, dass es immer um 
Qualität geht. Die Qualität kann man noch steigern. 
Deshalb will ich die Gelegenheit ergreifen, um ein 
paar Ideen in den Raum zu stellen, wie man die 
Schularten FOS und BOS stärker machen kann. Mir 

erscheint das zusätzlich zu den redaktionellen Ände-
rungen notwendig für die nächste Zeit.

Sollte sich die CSU-Fraktion auf dem Weg zu einem 
neunjährigen Gymnasium befinden, wie dies die Au-
guren der Medien verkünden, müssen die Auswirkun-
gen auf die FOS und die BOS ermittelt werden. Wird 
es Veränderungen geben? Wie reagiert man? – Zu 
diesem Punkt sind schon Sorgen geäußert worden.

Das Übergangsmanagement von der Realschule zur 
Fachoberschule ist entscheidend. Dort kann man an 
der einen oder anderen Stelle noch etwas verbessern. 
Das Prinzip "Kein Abschluss ohne Anschluss" wurde 
bereits genannt. Das sehe ich genauso. In Bayern 
funktioniert zwar sehr viel, aber einiges kann man 
noch besser machen. Ich halte das Kooperationsmo-
dell in Memmingen für sehr gut. Dort arbeiten Real-
schulen und Fachoberschulen sehr eng zusammen. 
Dies könnte man zum Vorbild für andere Regionen 
Bayerns machen.

Ich freue mich, dass die Wirtschaftsministerin da ist. 
Sie wird das sicherlich gerne hören. Zur Stärkung der 
MINT-Fächer tragen auch die FOS und die BOS bei. 
Es liegt jedoch noch das eine oder andere im Argen. 
Die Schüler von Technik zu überzeugen, ist nicht 
immer leicht. In Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
könnte mehr getan werden. Die Kooperation zwischen 
Wirtschaft und Fachoberschulen und Berufsoberschu-
len ist zwar gut, die Zusammenarbeit könnte jedoch 
noch verbessert werden. Zu nennen ist der Berufliche 
TUM-Schulcluster Straubing, der vorbildlich funktio-
niert und auch in anderen Gebieten Bayerns gestärkt 
werden könnte.

Mir sind zwei Punkte besonders wichtig. Dazu zählt 
erstens der Auslandsaufenthalt. Nicht nur über das 
Gymnasium, sondern auch über die FOS und die 
BOS sollten mehr Schüler ins Ausland gehen. Das 
könnte man durch entsprechende Förderprogramme 
unterstützen.

Zweitens gehen im Zuge der verstärkten Migration 
immer mehr Schüler nicht nur auf die Mittelschule, 
sondern auch auf die FOS und die BOS. Aus meiner 
Sicht ist es notwendig, die Anzahl der Lehrer für 
Deutsch als Fremdsprache oder Deutsch als Zweit-
sprache zu erhöhen.

Alles in allem handelt es sich bei der FOS und der 
BOS um attraktive Schulen. Man kann sie aber noch 
attraktiver machen. Sicherlich reicht der Gesetzent-
wurf hierfür nicht aus. Darin geht es um redaktionelle 
Änderungen. Wir FREIE WÄHLER stellen jedoch eine 
Reihe von Forderungen, die man in den nächsten Wo-
chen und Monaten voranbringen kann, um den Schul-
formen FOS und BOS den Platz einzuräumen, den 
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sie verdient haben. Gerade vor dem Hintergrund der 
aktuellen Debatten zum neunjährigen Gymnasium 
sind diese Schulformen in der Öffentlichkeit nicht 
immer präsent.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. – Als Nächster hat Herr Kollege Gehring vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön.

Thomas Gehring (GRÜNE): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist gut, dass heute einmal die Fachoberschu-
len und Berufsoberschulen im Fokus stehen und wir 
im Landtag darüber reden. Der Gesetzentwurf ist si-
cherlich schlank, aber deswegen ist er vielleicht auch 
fit. Es ist auf jeden Fall gut, dass wir darüber reden. In 
den Fachoberschulen und Berufsoberschulen wird 
gute Arbeit geleistet. Diese Schulformen stellen einen 
wichtigen Bildungsgang dar. Mit Blick auf unsere Be-
suchergruppe möchte ich hervorheben, dass an den 
Fachoberschulen mittlerweile Flüchtlingsklassen ge-
bildet werden. Ich danke allen, die an diesen Schulen 
tätig sind, für ihre Arbeit. Sie sind wichtig für das 
bayerische Bildungssystem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Gesetzentwurf 
geht es um redaktionelle Änderungen sowie Namens-
gebungen. Dazu möchte ich eine Anmerkung ma-
chen. Das berufliche Schulwesen ist sehr komplex 
und kann der Öffentlichkeit nur schwer vermittelt wer-
den. Viele Begriffe werden nicht verstanden. Kaum je-
mand kann diese Begriffe auseinanderhalten. Bei der 
Vermittlung, worin sich Fachoberschule, Berufsober-
schule und Berufliche Oberschule unterscheiden, sind 
wir nicht weitergekommen. Außerdem wird nicht klar, 
warum die Berufsoberschule und die Berufliche Ober-
schule das Gleiche sind. Die Begriffe führen nicht 
dazu, dass das berufliche Schulsystem besser ver-
standen wird. Man hätte die Begriffe so ändern sollen, 
dass die Schulen davon profitieren und besser vermit-
telt wird, was an diesen Schulen geleistet wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Einführung der 
neuen Zweige Gesundheit und Internationale Wirt-
schaft begrüßen wir. Herr Kollege Reiß hat das 
Thema bereits angesprochen. Wir haben im Aus-
schuss schon darüber geredet. Werden die Rahmen-
bedingungen für diese neuen Zweige jedoch so ge-
staltet, dass sie vor allem im ländlichen Raum nicht 
zustande kommen können, existieren sie entweder 
nur auf dem Papier oder in Ballungsräumen. Wenn 
das Gesetz nicht umgesetzt werden kann, ist es tat-
sächlich kein gutes Gesetz. Wir müssen an den Rah-
menbedingungen zur Umsetzung dieser neuen Zwei-
ge arbeiten, damit sie tatsächlich zustande kommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Möglichkeit einer Vorklasse an der FOS ist positiv 
zu werten. Das wird jetzt gesetzlich verankert. Im 
Ausschuss werden wir über die Schulordnung und die 
Lehrpläne reden müssen. Im Ausschuss haben wir si-
cherlich noch etwas dazu zu sagen.

Wir begrüßen die Regelung, dass für eine Teilzeitaus-
bildung in der Pflege die Aufnahmevoraussetzungen 
einer vorangegangenen Berufstätigkeit oder des Führ-
ens eines Haushalts abgeschafft werden. Das ist eine 
Möglichkeit, um mehr Pflegekräfte zu gewinnen. Wir 
GRÜNE haben das gefordert. Ich finde es schön, 
dass Sie diese Forderung jetzt aufnehmen. Das ist ein 
Erfolg für die Politik der GRÜNEN.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Regelung für 
Klassenelternsprecher an Förderzentren ist längst 
überfällig. Deshalb ist es gut, dass die Regelung nun 
in diesem Gesetzentwurf steht. Ich freue mich auf die 
Beratungen im Ausschuss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke, Herr 
Kollege. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Ich schla-
ge vor, den Gesetzentwurf dem Ausschuss für Bil-
dung und Kultus als federführendem Ausschuss zu 
überweisen. Besteht damit Einverständnis? – Ich 
sehe keinen Widerspruch. Damit ist das so beschlos-
sen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Europaangelegenheiten, 
Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß 
§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 
beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich 
Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für 
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen in seiner Sitzung am Dienstag die unter 
den Nummern 1 und 2 aufgeführten Subsidiaritätsan-
gelegenheiten betreffend präventive Restrukturie-
rungsmaßnahmen auch zu Insolvenz- und Entschul-
dungsverfahren sowie zur Energieunion, hier das 
Recht der Mitgliedstaaten, die allgemeine Struktur 
ihrer Energieversorgung selbst zu bestimmen, bera-
ten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufor-
dern, im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzu-
weisen und diese Eingang in den Beschluss des 
Bundesrates finden zu lassen. Es sind dies die Druck-
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sachen 17/15252 und 17/15253. Das Abstimmungs-
verhalten der Fraktionen hierzu ist in der aufgelegten 
Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweili-
gen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 
der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende 
Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, der FREI-
EN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – 
Sehe ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. 
Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Gisela Sengl u. a. und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Agrarpolitik an bayerische Verhältnisse anpassen 
(Drs. 17/13696) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert 
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.

Die erste Rednerin ist die Kollegin Sengl. – Bitte 
schön, Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir werden heute noch öfter die 
Gelegenheit haben, über die Agrarpolitik zu sprechen. 
Heute Vormittag gibt es einen ganz guten Einstieg in 
diese Thematik. Die Agrarpolitik soll an die baye-
rischen Verhältnisse angepasst werden. Unser Antrag 
zielt darauf ab, dass sich die Politik verändern muss, 
wenn sie wirklich die kleinstrukturierte und vielfältige 
bäuerliche Landwirtschaft in Bayern unterstützen und 
bewahren will.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unser Antrag umfasst drei Spiegelstriche und beruft 
sich vor allem darauf, dass es jetzt möglich ist, die 
EU-Agrarpolitik zu verändern. Durch die anstehende 
Halbzeitbewertung können jetzt wieder andere Bewer-
tungen vollzogen werden. Die erste Forderung ist die 
Umschichtung der Gelder von der ersten in die zweite 
Säule. Bis jetzt werden lediglich 4,5 % umgeschichtet. 

Wir setzen uns dafür ein, dass zukünftig 15 % umge-
schichtet werden.

Die zweite Forderung ist der weitere Ausbau der För-
derung der ersten Hektare.

Die dritte Forderung ist die Kappung der Direktzahl-
ungen ab einer gewissen Höhe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vor allem die erste Forderung nach der Umschichtung 
der Gelder von der ersten in die zweite Säule würde 
den bayerischen Bauern am meisten helfen. Warum? 
– Diese Gelder sind zu 100 % EU-Gelder. Sie müssen 
also nicht kofinanziert werden.

(Staatsministerin Ilse Aigner: Falsch!)

Sie stehen also den bayerischen Bauern zu 100 % 
zur Verfügung.

(Staatsministerin Ilse Aigner: Das ist falsch!)

Diese Gelder müssen in der Landwirtschaft bleiben. 
Sie dürfen nicht für Dorferneuerungsprogramme oder 
sonstige ländliche Räume verwendet werden. Sie 
müssen in der Landwirtschaft bleiben.

Die Landwirtschaft braucht diese Gelder. Warum 
braucht die Landwirtschaft diese Gelder? – Wir haben 
ja in Bayern ein tolles Kulturlandschaftsprogramm. 
Was passiert mit diesem Programm? – Programme 
werden geschlossen, weil das Geld zu wenig ist. Im 
Jahr 2016 war das sehr eklatant. Viele Programme 
sind überhaupt nicht angeboten worden. Auch im 
Jahr 2017 werden Programme, zum Beispiel das Pro-
gramm B40 "Erhalt artenreiches Grünland", nicht an-
geboten. Dieses Programm würde vor allem den Bie-
nen helfen. Gerade für diese Programme brauchen 
wir Gelder. Das würde den Bauern helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Natürlich würde auch die Förderung der ersten Hekta-
re helfen. In Deutschland beträgt die Durchschnitts-
größe der Bauernhöfe circa 58 Hektar. In Bayern liegt 
der Durchschnitt bei etwa 31 bis 34 Hektar, je nach 
Statistik. In Bayern gibt es also sehr viel mehr kleinere 
Bauernhöfe als im Rest Deutschlands. Was ist mit 
diesen kleinen Bauernhöfen? – Die kleinen Bauernhö-
fe würden eine große Hilfe erfahren, wenn man wirk-
lich die ersten Hektare massiv unterstützen würde. 
Die Unterstützung würde man natürlich den großen 
Bauernhöfen wegnehmen. Aber was wollen wir denn 
für eine Landwirtschaft? – Wir wollen eine kleinstruk-
turierte und vielfältige Landwirtschaft. Lassen Sie uns 
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alles ausnutzen und nicht nur 7 %, sondern 30 % um-
schichten.

Genauso sieht es bei der Kappung der Direktzahl-
ungen aus. 150.000 Euro Direktzahlungen an einen 
Betrieb müssen ausreichen, egal, wie groß der Be-
trieb ist. Wenn wir endlich eine Kappung der Zahlun-
gen einführen würden, hätten wir sehr viel mehr Geld 
für die anderen Betriebe zur Verfügung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Natürlich schreien dann die ostdeutschen Betriebe 
auf. Aber die bayerische Agrarpolitik ist nicht dafür zu-
ständig, dass ostdeutsche Betriebe die Summe ganz 
locker als Gewinn mitnehmen können. Ich bitte Sie 
ernsthaft: Wenn wir den Bauern helfen und die baye-
rische Landwirtschaft erhalten wollen, wenn wir die 
bayerische Landwirtschaft fördern wollen und auch 
umweltgerechter, tiergerechter und bodenschonender 
ausbauen wollen, dann müssen Sie diesen Antrag un-
terstützen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat der Kollege 
Schöffel von der CSU das Wort. – Bitte schön, Herr 
Kollege.

Martin Schöffel (CSU): Herr Präsident, Frau stellver-
tretende Ministerpräsidentin, Herr Minister, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Frau Kollegin Sengl, man 
kann nach Ihrer Rede wieder einmal eindrucksvoll 
feststellen: Das, was Sie an Substanziellem in der Ag-
rarpolitik vortragen, nämlich die Förderung der ersten 
Hektare, haben Sie von der CSU abgeschrieben. Das 
ist ein Erfolg Helmut Brunners bei der Agrarminister-
konferenz. Das ist unser Vorschlag. Vieles andere aus 
Ihrem Vortrag ist geprägt von Unwissen, Halbwissen 
und Falschwissen. Ich will Ihnen Folgendes sagen: 
Wir, die CSU, haben bereits Politik für die bäuerlichen 
Betriebe gemacht, als es die GRÜNEN überhaupt 
noch nicht gab.

(Beifall bei der CSU)

Ich will Ihnen sagen, wie wir mit diesem Antrag weiter 
verfahren. Wir stehen für eine starke erste Säule auf 
der EU-Ebene. Wir brauchen eine starke erste Säule. 
Sie ist letztendlich die Anerkennung für die großen 
Leistungen unserer Bäuerinnen und Bauern, die sie in 
der EU auch unter den Bedingungen auf dem Welt-
markt erbringen müssen. Es gibt hier hohe Anforde-
rungen in den Bereichen Soziales, Umwelt und Biodi-
versität. Ich will deutlich sagen, dass wir zum 
Greening stehen. Aber wir müssen dorthin kommen, 
dass das Greening praxistauglich wird. Im Moment 

wird beklagt, dass wir noch mehr Pufferstreifen und 
noch mehr Gewässerrandstreifen brauchen. Das ist 
richtig. Aber dann muss das auf EU-Ebene endlich so 
umgesetzt werden, dass die Landwirte das auch an-
wenden können und nicht die Gefahr besteht, dass 
sie Zahlungen zurückzahlen müssen, weil die ganze 
Sache zu bürokratisch und zu kompliziert ist.

Wir stehen natürlich auch zur Förderung der ersten 
Hektare. Diese Förderung bedeutet letztendlich tat-
sächlich eine Umschichtung von den größeren Struk-
turen in die kleineren Strukturen. Sie bedeutet auch 
eine Stärkung des Eigentums. Die ersten 46 Hektar 
sind in der Regel im Eigentum der Betriebe. Das führt 
nicht, so wie Sie das darstellen, zu einer Verschie-
bung hin zu den Verpächtern. Die erste Säule ist ein-
kommenswirksam. Diese brauchen wir auch weiter-
hin. Sie wirkt stabilisierend auf unsere Betriebe. Es ist 
richtig, dass die Bauern auch die zweite Säule drin-
gend brauchen. Aber Sie nehmen das Geld aus der 
ersten Säule und koppeln es an zusätzliche Leistun-
gen. Sie nehmen den Bauern das Geld weg; verse-
hen mit zusätzlichen Leistungen wollen Sie es in der 
zweiten Säule zurückgeben. Das ist Politik auf dem 
Rücken der Bauern, und das geht mit uns überhaupt 
nicht!

(Beifall bei der CSU)

Eine weitere Verbesserung bei den ersten Hektaren 
ist auch unser Ziel. Das habe ich schon angespro-
chen. Doch dafür braucht es einen Verhandlungsan-
satz. Sie tun so, als ob wir die Förderung für die Be-
triebe in den neuen Bundesländern im Bayerischen 
Landtag entscheiden. Das ist letztendlich ein kompli-
ziertes Verhandlungssystem, bei dem die EU-Agrar-
politik einbezogen wird und bei dem sich auch alle 
Agrarminister in Deutschland einig sein müssen. Der 
jetzige Beschluss ist für die bayerischen Betriebe ein 
großer Erfolg. Jedes Jahr gibt es für Bayern 40 bis 
50 Millionen Euro mehr. Das können wir nicht einfach 
aufkündigen. Das würde zu Turbulenzen in der Agrar-
politik führen. Das würde auch zu einer Destabilisie-
rung unserer Förderpolitik und unserer Agrarpolitik 
führen. Das können wir nicht wollen. Wir müssen 
schauen, wann die Förderung der ersten Hektare wie-
der auf die Tagesordnung gesetzt werden kann. Ver-
besserungen in diesem Bereich sind unser Ziel. Wir 
wollen Verbesserungen ermöglichen. Die Frage ist 
nur, wann wir die weitere Umsetzung erreichen kön-
nen. Das ist der bayerische Ansatz.

Bei der Frage "Degression oder Kappung für die 
Großbetriebe?" sind wir uns einig. Doch die Förde-
rung der ersten Hektare und die Frage, wie die neuen 
Bundesländer da mitgehen können und wie das alles 
finanziert wird, sind ein gemeinsames Verhandlungs-
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paket. Beides, Kappung oder Degression, sehen auch 
wir als Möglichkeiten der notwendigen Umschichtung.

Wir stehen für die bäuerlichen Betriebe – ich habe 
das gerade schon ausgeführt –, für eine flächende-
ckende, bäuerliche Landwirtschaft und für Arbeitsplät-
ze in der Landwirtschaft und auf dem Land. Wir wol-
len die landwirtschaftliche Praxis und die 
Arbeitsplätze auf dem Land halten. Unsere Landwirt-
schaft sorgt für gesunde Nahrungsmittel, für lebendi-
ge Dörfer, für eine attraktive Kulturlandschaft. Deswe-
gen richten wir unsere Förderpolitik auf die ersten 
Hektare aus, auf agrarökologische Maßnahmen, wie 
sie im KULAP gefördert werden, auf die Förderung 
der benachteiligten Gebiete und auf die Förderung 
ausschließlich tiergerechter und kleinerer Ställe.

(Zuruf von der SPD)

Doch der Unterschied zwischen Ihnen und uns ist: Wir 
stellen keine Betriebsform an den Pranger, solange 
bäuerliche Werte und bäuerliche Wirtschaftsweise 
dargelegt sind. Wir schreiben in unserem Grundsatz-
programm: Alle Betriebsformen und -größen müssen 
möglich sein. Das gilt nicht – das sage ich ausdrück-
lich – für die Pohlmanns und Straathofs. Aber wenn 
ein Betrieb sich weiterentwickelt hat, gewachsen ist 
und nach bäuerlichen Werten und der guten fachli-
chen Praxis geführt wird, dann stellen wir diesen nicht 
an den Pranger. Diese Betriebe haben vielmehr in 
Bayern die gleiche Existenzberechtigung wie alle an-
deren. Das müssen Sie letzten Endes auch mal ken-
nenlernen.

Wir setzen auf die beste Ausbildung, auf eine profes-
sionelle Verbundberatung, auf höchste Qualität und 
auf gute Vermarktung unter der Marke Bayern. In die-
sen Zeiten ist es dringend notwendig, unsere Land-
wirtschaft so darzustellen, wie sie wirklich ist, und sie 
in Schutz zu nehmen. Ich befürchte Schlimmstes, 
wenn ich daran denke, was in diesem Jahr, in einem 
Jahr mit Bundestagswahl, im postfaktischen Zeitalter, 
wo man nur noch mit Emotionen und nicht mehr mit 
Fakten arbeitet, beim Thema Agrarpolitik noch auf 
uns zukommt. Das werden Sie letzten Endes heute 
begründen müssen, lieber Kollege Arnold. Sie haben 
die Bundesumweltministerin im Ausschuss ständig 
und immer wieder verteidigt, bei jeder Frage, über die 
wir diskutiert haben. Was da jetzt passiert ist, ist ein 
Skandal. Das will ich an dieser Stelle eindeutig sagen. 
Bei dieser Plakataktion zu den "neuen Bauernregeln" 
werden Verfehlungen Einzelner herausgegriffen und 
so hingestellt, als wären sie die Praxis der Mehrheit 
der deutschen Betriebe. Da wird letzten Endes eine 
Tradition bäuerlichen Lebens in den Dreck gezogen. 
Steuergelder werden eingesetzt, um Bundestagswahl-

kampf zu machen und um eine ganze Branche letzten 
Endes – –

(Horst Arnold (SPD): … zu verunglimpfen!)

– Ja, zu verunglimpfen.

(Beifall bei der CSU – Horst Arnold (SPD): 
Manchmal muss man ihm schon a weng helfen!)

Die Landwirtschaft wird von dieser Ministerin aufgege-
ben, nur um Stimmen in der Großstadt zu fangen. 
Das ist nicht postfaktisch, das ist aus meiner Sicht 
eine Sauerei. Die Umweltministerin braucht die Ge-
sprächsbasis mit der Landwirtschaft; deswegen kann 
sie ihr Amt nicht mehr weiter ausführen und ist letzt-
lich für diese Aufgabe in keiner Weise mehr geeignet.

(Beifall bei der CSU – Ingrid Heckner (CSU): 
Bravo! – Horst Arnold (SPD): Zum Thema!)

Wir lehnen den Antrag der GRÜNEN ab, weil er im 
Bereich der ersten Hektare etwas fordert, was wir 
schon lange Zeit verfolgen. Wir lehnen auch eine Um-
schichtung von der ersten Säule in die zweite Säule in 
dieser Form ab. Damit würde Politik auf dem Rücken 
der Bauern gemacht. Das ist nicht unser Ansatz.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. Herr Kollege, bleiben Sie bitte am Rednerpult. 
Die Frau Kollegin Sengl hat sich zu einer Zwischenbe-
merkung gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie 
haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Ich möchte nur noch etwas klarstellen: Wir 
stellen keine Bäuerinnen und Bauern an den Pranger. 
Wir wollen nur, dass die Verteilung von Steuergeldern 
an Bedingungen geknüpft wird. Das heißt: Die Leis-
tungen, die die Landwirtschaft für Umweltschutz, Bo-
denschutz, Wasserschutz, Tierschutz erbringt, sollen 
belohnt und gefördert werden. Dafür brauchen wir 
mehr Geld. Das haben wir gesehen, sonst hätten wir 
nicht so viele Maßnahmen im KULAP schließen müs-
sen. Man könnte natürlich auch noch mehr Maßnah-
men eröffnen. Dafür brauchen wir Geld, und das ist 
nicht Politik auf dem Rücken der Bauern, im Gegen-
teil, das würde sie fördern. Viele Landwirte haben die 
Programme leider nicht in Anspruch nehmen können, 
weil das Geld nicht da war, weil das Programm ge-
schlossen war. Die Bauern haben sich jetzt endlich 
mal auf den Weg gemacht und werden gehindert von 
der Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Herr Kollege Schöffel, Sie 
haben das Wort.

Martin Schöffel (CSU): Es kann immer noch mehr 
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich will darauf 
hinweisen, dass wir allein in diesem Doppelhaushalt 
mehr als 150 Millionen Euro zusätzlich für die Land-
wirtschaft, für das KULAP, für unsere Förderprogram-
me einsetzen. Kein Bundesland tut mehr für unsere 
Bäuerinnen und Bauern als Bayern, und wir haben 
den Ansatz, den ich vorhin deutlich dargelegt habe.

Doch eines muss klar sein: Sie verfolgen eine Land-
wirtschaft aus dem Bilderbuch, die mit der Praxis in 
den Betrieben oft nichts zu tun hat. Sie stellen Bäue-
rinnen und Bauern an den Pranger, die ihre Betriebe 
nach modernen Gesichtspunkten ausrichten und im 
Sinne von Umwelt und Tierwohl arbeiten, was Sie gar 
nicht erkennen wollen. Sie agieren in einer Art und 
Weise, die mit der landwirtschaftlichen Praxis nichts 
zu tun hat. Ich denke, dass Sie bäuerliche Betriebe, 
wie sie in Bayern an der Tagesordnung sind, eigent-
lich ablehnen. Das zeigt Ihre ganze Politik und die Art 
und Weise, wie Sie sie machen, auch in unserem 
Ausschuss. Da kommen wir letzten Endes nicht zu-
sammen. Dieser Antrag geht jedenfalls in weiten Tei-
len in die falsche Richtung, und den lehnen wir ab.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege Schöffel. – Als Nächster hat der 
Kollege Arnold von der SPD das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege.

Horst Arnold (SPD): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Kollege Schöffel, für die Behandlung 
Ihres Hendricks-Aversions-Syndroms haben wir bei 
der Beratung der Dringlichkeitsanträge noch genü-
gend Zeit. Da wird es insoweit emotional genauso 
hoch hergehen. Ich bin auch gerne bereit, Ihnen wei-
terhin Stichworte zu soufflieren.

Der Antrag, der von den GRÜNEN gestellt wird, ist si-
cherlich ein schöner Antrag; er ist aber letztendlich 
von der Praktikabilität her zu hinterfragen. Welchem 
Zweck dient er? – Er dient offensichtlich dazu, die Be-
dürfnisse einer typisch grünen Klientel zu bedienen; 
denn die Praktikabilität, die dahinter steht, ist aus mei-
ner Sicht sehr schwierig. Wenn wir von den ersten 
Hektaren und den Zuständigkeiten reden, ist es rich-
tig: Die Förderung der ersten Hektare ist von der Ag-
rarministerkonferenz beschlossen worden. Ich bin hier 
insbesondere den sogenannten A-Ländern sehr dank-
bar; denn Bayern mag stark sein, aber es macht nur 
ein Sechzehntel von sechzehn Bundesländern aus. 
Till Backhaus und Jörg Vogelsänger, Agrarminister 

der SPD also, aber auch Agrarminister der GRÜNEN 
haben diese Zugeständnisse an die Kleinteiligkeit der 
Agrarwirtschaft bzw. der Agrarpolitik gemacht. Nur 
deswegen funktioniert’s. Es mag sein, dass die CSU 
oder Herr Brunner den Antrag gestellt haben. Aber 
wenn etwas beantragt, aber von der Mehrheit abge-
lehnt wird – eine üble Gepflogenheit in diesem Haus 
–, setzen sich selbst die besten Argumente nicht 
durch und werden einfach von der Mehrheit niederge-
bügelt.

(Beifall bei der SPD)

Nehmen Sie sich ein Vorbild an der Agrarministerkon-
ferenz, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU. 
– Aber nochmal zurück zu Ihnen: Natürlich unterstützt 
die erste Säule das Einkommen der Bauern massiv. 
Die Anhebung der Umschichtung von Mitteln aus der 
ersten in die zweite Säule von derzeit 4,5 % auf 15 %, 
wie Sie es ab dem Jahr 2018 beabsichtigen, führt in 
fachlicher Sicht zu Verwerfungen. Nach dem Agrarbe-
richt 2014 erzielt ein Durchschnittsbetrieb einen Ge-
winn von 43.365 Euro. Die Beihilfen betragen in die-
sem Zusammenhang 27.154 Euro. Die 
Betriebsprämie, also die erste Säule, beträgt 
16.300 Euro. Damit machen die Beihilfen knapp 60 % 
des Gewinns aus, die Prämie 40 %. Aus der zweiten 
Säule stammen 2.971 Euro in Form der Agrarumwelt-
maßnahmen, das sind 10 % der Beihilfen und 7 % 
des Gewinns.

Insofern ist klar: Nachdem die Agrarwirtschaft und die 
bäuerlichen Familienbetriebe derzeit in einer Notlage 
im Hinblick auf das Einkommen sind, führen solche 
radikalen Schritte nicht nur zu fachlichen, sondern 
auch zu sozialen Verwerfungen. Letztendlich gefähr-
den sie im Hinblick auf die Betriebsgrößen den gan-
zen ländlichen Raum in seiner Gesamtstruktur. Das 
können wir in diesem Zusammenhang nicht mittragen. 
Aber die Gedanken, die Sie dazu anstellen, sind lang-
fristig durchaus überlegenswert. Wir sind auch dafür, 
die zweite Säule zu stärken. Das haben wir beispiels-
weise auch im Agrarausschuss getan; wir haben näm-
lich den Antrag gestellt, Frau Sengl, zu prüfen, ob die 
Förderung der ersten Hektare in Bayern unter Um-
ständen auch in der zweiten Säule möglich ist. Er-
staunlicherweise ist diesem Antrag Ihre Zustimmung 
versagt geblieben. Ich kann Sie wörtlich zitieren. Sie 
sagen: Die ersten Hektare haben in der zweiten Säule 
nichts zu suchen. Mit dieser Begründung haben Sie 
diesen Antrag abgelehnt. Wenn Sie Ihre Aussage zu 
den ersten Hektaren ernst meinen, dann ziehen Sie 
das doch durch! Kommen Sie nicht mit pauschalen 
Ablehnungsargumenten, die, nachlesbar und offen-
sichtlich in Ihrer Gesinnung verankert, einen Bruch mit 
dem Eindruck, den Sie hier erwecken wollen, darstel-
len, nämlich für die ersten Hektare zuständig zu sein.
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(Beifall bei der SPD)

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass 
eine Kappungsgrenze erforderlich und notwendig ist. 
Wir müssen aber auch sehen, dass diese Kappungs-
grenze Auswirkungen auf den Gesamtbetrag hat. Bei 
der derzeitigen Beschlusslage der Agrarministerkon-
ferenz wird bezüglich der weiteren Förderung zu be-
denken sein, dass die Gesamtbeträge durch die Kap-
pungsgrenze nicht absinken. Wir müssen dafür 
sorgen, dass das Gesamtniveau erhalten bleibt. Das 
ist eine wichtige Aufgabe. Wir müssen sie auf unsere 
Agenda schreiben, damit sie in unserem Bewusstsein 
bleibt.

Wir haben festzustellen, dass die zweite Säule ein 
wichtiges Element ist. Wir haben festzustellen, dass 
die Mittel der zweiten Säule in der letzten Saison 
überzeichnet waren. Ich halte es für bitter notwendig, 
dass wir hier nacharbeiten. Wir haben festzustellen, 
dass die zweite Säule auch deswegen überzeichnet 
ist, weil die Förderung von Biobetrieben Priorität 
hatte, und wir haben festzustellen, dass diese Förde-
rung von Biobetrieben zumindest in Bayern, mit der 
Ausrichtung des Landwirtschaftsministers, einen Teil-
erfolg erzielt hat.

Wir haben aber auch festzustellen, dass dieser Land-
wirtschaftsminister der CSU von seinen eigenen Kum-
paninnen und Kumpanen in der Fraktion in dieser 
Frage häufig alleingelassen wird. Die einzigen Für-
sprecher für dieses wichtige Anliegen befinden sich in 
der Opposition. Deswegen werden wir die Zielrichtung 
Ihres Antrags nicht unterstützen. Wir halten aber die 
Denkrichtung für richtig. Deshalb werden wir uns ent-
halten.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Arnold, bleiben Sie bitte noch am Rednerpult. Frau 
Kollegin Sengl hat sich wiederum zu einer Zwischen-
bemerkung gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Ich muss heute laufend Aussagen richtig 
stellen. Dieses bewusste Missverstehen einer Aussa-
ge enttäuscht mich schon fast. Das ist doch ganz klar: 
Die Hektar-Förderung findet in der ersten Säule statt. 
In der zweiten Säule findet die Maßnahmenförderung 
statt. Das war meine Aussage. Das ist so, wie es ist. 
Das ist eine Tatsache, von der wir ausgehen. Die För-
derung der ersten Hektare kann nur aus den Geldern 
der ersten Säule erfolgen. Ich habe es vorhin schon 
lange genug ausgeführt: Natürlich bin ich dafür, dass 
wir die ersten Hektare noch viel mehr fördern sollten.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. – Herr Kollege Arnold, Sie haben das Wort.

Horst Arnold (SPD): Ich habe diese Zwischenbemer-
kung erwartet und mir deshalb das Protokoll heraus-
gesucht, das ich Ihnen jetzt vorlese. Frau Sengl teilt 
mit: Wir lehnen den Antrag der SPD ab; denn die För-
derung der ersten Hektare sei in der ersten Säule an-
gesiedelt, nicht in der zweiten. In der ersten Säule 
wäre eine wesentlich höhere Förderung der ersten 
Hektare möglich. In der zweiten Säule haben diese 
Förderungen aber nichts zu suchen.

Mit diesem Pauschalismus eine phantasiereiche Poli-
tik zu betreiben, Respekt! Sie sind in dieser Frage 
eine Dirigistin. Wir haben seinerzeit einen Prüfantrag 
gestellt, mit dem die Frage untersucht werden sollte, 
ob die ersten Hektare in der zweiten Säule möglicher-
weise gefördert werden könnten. Mit Ihrem Votum 
haben Sie nicht einmal das zugelassen. Sie haben in 
Ihrer typischen Art gesagt: Geht nicht! Machen wir 
nicht!

Ich hätte es nicht gesagt, aber Ihre Intervention reizt 
mich dazu: Setzen Sie sich einmal mit den Argrarmi-
nisterinnen und Agrarministern der GRÜNEN ausei-
nander. Ihre Forderungen werden weder in Nieder-
sachsen noch sonst wo die Zustimmung der 
Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN finden, weil 
diese nämlich andere Interessen haben. Sie wollen 
keine Förderung der ersten Hektare. Sie müssen zu-
nächst einmal versuchen, eine einheitliche Meinung 
bei den GRÜNEN zu finden. Die bayerischen GRÜ-
NEN sind lediglich ein Sechzehntel der GRÜNEN in 
der Bundesrepublik.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat nun Herr Kol-
lege Dr. Herz vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ent-
schuldigung, von den FREIEN WÄHLERN – das Wort.

(Gisela Sengl (GRÜNE): Noch nicht!)

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank für den 
raschen Wechsel. Ich denke, hier im Haus ist das mit 
viel Spaß und Freude zur Kenntnis genommen wor-
den.

Ich möchte kurz auf das eingehen, was meine Vorred-
ner gesagt haben. Zunächst zu Frau Kollegin Gisela 
Sengl: Das wiederholte Betonen, dass die Landwirt-
schaft beim Tierschutz, beim Wasserschutz und in an-
deren Bereichen einen enormen Nachholbedarf habe, 
wird den Landwirten nicht gerecht. Ich behaupte, dass 
der überwiegende Teil der Landwirte, 99,9 %, bei die-
sen Themen ordentlich arbeitet. Wir sollten vorsichtig 
damit sein, die Landwirtschaft und speziell die klein- 
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und mittelbäuerliche Landwirtschaft, die es in Bayern 
gibt, zu diffamieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte auch etwas zu den Äußerungen von Herrn 
Kollegen Schöffel ausführen. Ich bin hier nicht ange-
treten, um die Kollegin der GRÜNEN zu verteidigen. 
Die Politik der FREIEN WÄHLER ist es nicht, anderen 
Kollegen Unwissen oder Halbwissen zu unterstellen. 
Wer anderen Kollegen Unwissen oder Halbwissen un-
terstellt, bringt damit zum Ausdruck, dass er viel und 
der andere nichts wisse. Ich bitte deshalb die Kolle-
gen auf der rechten Seite dieses Hauses, wieder zu 
mehr Sachlichkeit zurückzukehren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nun zum Thema: Ich komme zu einer ähnlichen Be-
wertung wie Herr Kollege Horst Arnold. Wir haben da-
mals im Ausschuss erklärt, dass dieser Antrag sinn-
voll ist und seine Berechtigung hat. Wir haben 
deshalb angeboten, diesen Antrag zu teilen. Sie 
haben damals diese Möglichkeit nicht gesehen. Des-
halb haben wir uns in der Bewertung für eine Enthal-
tung entschieden.

Die Forderung, die Gelder von der ersten in die zweite 
Säule umzuschichten, klingt zunächst sehr interes-
sant und schick, da damit viele Möglichkeiten verbun-
den sind. Eines wird dabei aber außer Acht gelassen: 
Die Gelder der ersten Säule sollen direkt einkom-
menswirksam sein. Das sind sie in der Regel auch. 
Das ist aber bei den Geldern der zweiten Säule nicht 
der Fall. Würden wir hier umschichten, hätte ich Be-
denken, dass die Gelder nicht automatisch wieder 
aufgestockt würden. Das ist das große Problem. Wir 
müssen die Agrarpolitik in einem großen Rahmen 
sehen. Da wird es nicht einfach wieder neues Geld 
geben.

Im letzten Jahr haben die Finanzquellen in Bayern 
nicht mehr in gleichem Maße wie früher gesprudelt. 
Viele Programme des Kulturlandschaftsprogramms 
wurden deshalb nicht mehr angeboten. Da wir es 
nicht als realistisch ansehen, dass die Gelder im er-
forderlichen Maße wieder aufgestockt werden, lehnen 
wir den Antrag insoweit ab.

Damit komme ich zum dritten Punkt des Antrags. Die 
Kappungsgrenze halten wir für eine gute Möglichkeit 
für Bayern. Damit könnte die klein- und mittelbäuerli-
che Landwirtschaft in Bayern in einem Maße gefördert 
werden, das ihr gerecht wird. Die Staatsregierung und 
die CSU-Fraktion stehen in intensiven Konsultationen 
mit den Bauernverbänden. Ein Deutscher Bauernver-
band wird einer solchen Regelung niemals zustim-
men. Seit der Wiedervereinigung im Jahre 1990 

haben wir im Osten Betriebsgrößen, die in Bayern 
hoffentlich nie erreicht werden. Daher ist diese Forde-
rung unrealistisch.

Damit komme ich zum zweiten Punkt des Antrags. Ich 
erkenne das Bemühen von Herrn Minister Helmut 
Brunner an. Mit der Förderung der ersten Hektare 
haben wir erreicht, dass den Betrieben ein Höchstsatz 
von 1.950 Euro bis zu den ersten 46 Hektar zugute-
kommt. Das ist ein erster Schritt, den wir anerkennen. 
Diesem Schritt müssen unbedingt weitere Schritte fol-
gen. Der erste Schritt war ein psychologischer Schritt. 
Es war nicht leicht, diesen Schritt zusammen mit den 
anderen 15 Bundesländern, die zum Teil andere Aus-
richtungen haben, durchzusetzen. Wir halten diesen 
Schritt jedoch für eine gute Möglichkeit, aktiv zu blei-
ben und die Landwirtschaft zu fördern. Ich glaube, da 
müssen wir Schritt für Schritt tätig sein. Die Behaup-
tung der CSU – ich komme zum Abschluss –, dass 
der Zeitpunkt der falsche sei, um eine Förderung der 
klein- und mittelbäuerlichen Landwirtschaft in Bayern 
zu erreichen, stimmt nicht; denn dieser Zeitpunkt ist 
immer gegeben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat nun Herr 
Staatsminister Brunner das Wort. Bitte schön, Herr 
Staatsminister.

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte ein paar Missverständnisse auf-
klären, damit wir in der Diskussion immer dieselben 
Grundlagen haben. Zunächst freue ich mich, dass 
hier im Parlament – vorausgesetzt, alle meinen es 
ehrlich – die kleinen und mittleren Strukturen, wie wir 
sie in Bayern haben, von allen gestützt und gefördert 
werden. Das verfolgen wir mit unserer Agrarpolitik 
schon lange.

Frau Sengl, die erste Säule wird ausschließlich von 
Brüssel finanziert, und die zweite Säule wird national 
kofinanziert. Eine einfache Umschichtung ohne Fol-
gen geht also nicht. Dann müssten national Gelder 
zur Verfügung gestellt werden. Zum anderen läuft seit 
2015 die Gemeinsame Agrarpolitik mit den entspre-
chenden und von Ihnen auch angesprochenen positi-
ven Auswirkungen für Bayern. Ministerkollegen aus 
anderen Ländern und selbst von anderen Parteien 
loben im Nachhinein den damals unter der Führung 
Bayerns in München erreichten Kompromiss. So 
haben wir vor wenigen Monaten bei der Agrarminis-
terkonferenz in Mecklenburg-Vorpommern auch das 
Ansinnen einiger Leute aus Deutschland diskutiert, 
schon während der Förderperiode Korrekturen und 
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Veränderungen vorzunehmen. Der Kollege Vogelsän-
ger aus Brandenburg, der SPD zugehörig, hat mich 
ausdrücklich unterstützt, während der Periode nichts 
zu ändern, weil der Kompromiss damals für alle er-
träglich und zielführend war. Im Übrigen verbindet die 
EU im Gegensatz zur früheren Förderperiode aus-
drücklich mit einer Neuausrichtung der Agrarpolitik 
keine Halbzeitbewertung. Ich gebe allerdings zu, dass 
es den Nationalstaaten ermöglicht wird, Veränderun-
gen vorzunehmen.

Aber ich bitte, auch Folgendes zur Kenntnis zu neh-
men. Ilse Aigner hat als Bundeslandwirtschaftsminis-
terin überhaupt erst die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, dass wir die ersten Hektare besser 
bedienen dürfen. Ich habe das letzten Endes durch-
gesetzt und umgesetzt. Infolge der verstärkten Förde-
rung der ersten 46 Hektar und der Junglandwirteför-
derung – logischerweise kommen die bayerischen 
Bauern da gut weg, weil jeder dritte Bauernhof 
Deutschlands in Bayern steht – kommen jährlich zu-
sätzlich rund 50 Millionen Euro für unsere Landwirte 
in Bayern. Dieses Instrument möchte ich sehr wohl 
ausbauen, aber nicht zum jetzigen Zeitpunkt, weil das 
unrealistisch ist. Bereits jetzt laufen Gespräche in den 
Parlamenten der Länder. Ich habe mich mit Öster-
reich, mit Polen und mit Tschechien bereits verstän-
digt, wie die Neuausrichtung der Agrarpolitik ab 2020 
gestaltet werden soll. Es ist unsere Aufgabe, Freunde 
für die neue EU-Agrarpolitik ab 2020 zu finden, aber 
nicht, jetzt national noch Veränderungen vorzuneh-
men.

Es klingt so verführerisch: Verschieben wir doch mehr 
Geld von der ersten in die zweite Säule. Aber ehrli-
cherweise müssen wir doch sagen, dass jeder Euro, 
den wir aus der ersten Säule wegnehmen, den Bau-
ern vorenthalten wird. Das ist Geld, das die Landwirte 
direkt bekommen. Es sind rund 300 Euro pro Hektar, 
ob Grünland oder Ackerland. Nicht bei jedem Euro, 
den wir umschichten, ist garantiert, dass ihn aus-
schließlich die Landwirte über Förderprogramme be-
kommen. Es gibt auch andere Anliegen. Sie wissen, 
es geht um den gesamten ländlichen Raum, um Was-
serschutz, Klimaschutz, Bodenschutz, Umweltschutz 
und vieles andere mehr.

Die Landwirte haben es zurzeit mit drei großen He-
rausforderungen zu tun: Es gibt eine Produkt- und 
eine Marktkrise, es gibt eine zunehmende Bürokratie 
– darauf habe ich mit der Einführung eines Bürokratie-
filters reagiert –, und es gibt die öffentliche Diskus-
sion, die die Ministerin Künast – Entschuldigung! Die 
Ministerin Hendricks; Künast ist immer in meinem Hin-
terkopf, und Sie wissen auch, warum – unsäglicher-
weise noch verschärft hat. Deswegen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, sollten wir jetzt nicht auch noch für 

Verunsicherung sorgen, sondern die Strukturen, die 
wir in Bayern haben, durch unsere Förderprogramme, 
ob das die Ausgleichszulage ist, ob das das Kultur-
landschaftsprogramm ist oder ob das die Investitions-
förderung ist, auch in Zukunft im Fokus haben und er-
halten, übrigens auch im Interesse der 
Gesamtbevölkerung. Unsere Mitbürger wollen keine 
riesigen Einheiten, wo nur noch Masse produziert 
wird, sondern bäuerliche Familienbetriebe, die über-
schaubar und transparent hochwertige Nahrungsmit-
tel erzeugen.

Deswegen bitte ich, jetzt von Korrekturen abzusehen. 
Wir sind auf einem guten Weg, und Sie können sicher 
sein, dass ich die bayerischen Interessen nachhaltig 
in die Gespräche einbringe und mir internationale 
Freunde suche, um in Europa die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, bäuerliche Familienbetriebe weiter-
hin national –wenn es geht, auch verstärkt – zu unter-
stützen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön. Herr Staatsminister, bleiben Sie bitte am Red-
nerpult. Die Frau Kollegin Sengl hat sich zu einer wei-
teren Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön, 
Frau Kollegin, Sie haben das Wort.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Herr Minister Brunner, ich möchte noch 
etwas richtig stellen. Bei der Umschichtung von Gel-
dern aus der ersten in die zweite Säule geht es um zu 
100 % von der EU finanzierte Gelder. Sie müssen 
eben nicht kofinanziert werden, und deshalb sind sie 
so interessant.

Zum Zweiten ist unser Antrag durchaus sinnvoll; denn 
die Agrarpolitik wird ganz sicher neu ausgerichtet, und 
das wäre quasi ein Zwischenschritt in die neue Rich-
tung. Deswegen wäre es absolut richtig, dass man 
Zwischenschritte geht und wirklich alles dafür tut, 
dass sich etwas verändert. Es ist definiert, dass die 
Gelder in der ersten Säule direkt den Landwirten zu-
gutekommen. Das müssen sie auch, wenn sie umge-
schichtet werden. So ist es definiert, und die Gelder 
können eben nicht für Dorferneuerungsprogramme 
usw. verwendet werden. So steht es zumindest in den 
EU-Vorgaben, die ich gelesen habe.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Frau Kollegin. – Herr Staatsminister, Sie 
haben das Wort.

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Frau Sengl, ich weiß nicht, welche Unterla-
gen Sie haben. Es liegt in der Obhut jedes National-
staates, wie viel – von 0 bis 15 % – von der ersten in 
die zweite Säule umgeschichtet werden darf. Wir 
haben uns beim letzten Mal einstimmig, über alle 
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Bundesländer und alle Parteien hinweg, darauf ver-
ständigt, dass wir 4,5 % umschichten. Ich habe vorhin 
betont, dass neben mir noch andere befürworten, es 
für diese Förderperiode dabei zu belassen, weil es so 
beschlossen war.

Es ist eben nicht so, wie Sie behaupten, dass jeder 
umgeschichtete Euro ausschließlich direkt staatlichen 
Förderprogrammen für die Landwirtschaft zur Verfü-
gung gestellt wird. Vielmehr können die Länder ent-
scheiden, dass er dem gesamten ländlichen Raum 
zugutekommt, was ja nicht verkehrt ist. Das können 
die einzelnen Länder selbst bestimmen. Nur habe ich 
mir 2015 ausbedungen, dass die 4,5 % in Bayern 
ausschließlich für Förderprogramme eingesetzt wer-
den, an denen die Landwirtschaft partizipiert, also 
zum Beispiel für das Umweltprogramm oder das Kul-
turlandschaftsprogramm. Aber das ist nicht zwingend. 
In einigen Bundesländern, in denen es grüne Agrarmi-
nister gibt, wird das Geld nicht ausschließlich für die 
Landwirtschaft eingesetzt. Ich möchte den Finger war-
nend erheben, um zu vermeiden, dass die Landwirt-
schaft scheinheilig bessergestellt werden soll, aber 
eher das Gegenteil erreicht wird.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke 
schön, Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der federführende 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
empfiehlt die Ablehnung des Antrags. Wer entgegen 
dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthaltung-
en? – Das sind die Fraktionen der SPD und der FREI-
EN WÄHLER. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, 
Ludwig Hartmann, Rosi Steinberger u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Kein Abriss von Isar 1 unter einem beladenen 
Brennelemente-Becken (Drs. 17/13694) 

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der 
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert 
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.

Die erste Rednerin ist Frau Kollegin Steinberger von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Frau Kolle-
gin, Sie haben das Wort.

Rosi Steinberger (GRÜNE): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das bayerische Umweltmi-
nisterium steuert einen gefährlichen Kurs. Erstmals in 
Deutschland darf ein Atomkraftwerk abgerissen wer-
den, obwohl der Reaktor noch mit abgebrannten 
Brennelementen voll ist. Es geht um den Reaktor 
Isar 1 bei Landshut. Dieses AKW soll auf Wunsch des 
Betreibers so schnell wie möglich rückgebaut werden. 
Wir sagen jedoch, hier muss Sicherheit vor Schnellig-
keit gehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bei Isar 1 gibt es eine Gefahrenstelle. Das Abklingbe-
cken dieses Reaktors ist mit 1.700 Brennelementen 
gefüllt. Das sind 300 Tonnen hoch radioaktives Mate-
rial. Dieses Lagerbecken liegt bei dieser Baureihe 
außerhalb des Sicherheitsbehälters und ist denkbar 
schlecht geschützt. Teilweise sind die Wände, die den 
Atommüll schützen sollen, weniger als 40 cm dick – 
manche Einfamilienhäuser haben dickere Wände. 
Dazu kommt, dass täglich Hunderte von Passagierf-
lugzeugen darüber fliegen und der Reaktor auch 
gegen Terroranschläge alles andere als gut geschützt 
ist.

Jetzt könnte man sagen, das Atomkraftwerk ist schon 
vor sechs Jahren abgeschaltet worden, und deshalb 
ist die Gefahr nicht mehr ganz so groß. – Das stimmt. 
Die Brennelemente im Abklingbecken müssen aber 
nach wie vor ständig gekühlt werden und ständig 
unter Wasser bleiben. Es ist nicht auszudenken, was 
passiert, wenn dieses Becken beim Abriss des Reak-
torgebäudes beschädigt würde.

Die Firma PreussenElektra – früher hieß sie noch 
E.ON – hat nun die Abrissgenehmigung vom Umwelt-
ministerium erhalten. In dieser Genehmigung gibt es 
aber keine Auflagen für die Brennstofffreiheit. Es gibt 
keine Auflage, dass die Brennelemente erst aus dem 
Lagerbecken entfernt werden müssen, bevor mit dem 
Abriss begonnen werden darf. Im Gegenteil: Der Be-
treiber erhält einen Freibrief dafür, wann und wo er mit 
dem Abriss beginnt. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das ist einmalig in Deutschland und, soweit wir wis-
sen, auch weltweit. Noch nie wurde ein solches Risiko 
eingegangen. Das ist grob fahrlässig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir sind mit unserem Ansinnen nicht allein. Auch die 
Entsorgungskommission des Bundes empfiehlt aus si-
cherheitstechnischer Sicht eine schnellstmögliche 
Räumung des Nasslagers, und zwar bevor mit dem 
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Abriss begonnen wird und nicht danach. Ein Gutach-
ten, das die GRÜNEN-Fraktion in Auftrag gegeben 
hat, kommt zum gleichen Schluss, nicht aber die 
Staatsregierung; sie sieht hier kein Problem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier wird ohne Not 
ein Risiko eingegangen. Damit macht man die An-
wohner des AKW Isar 1 zu Versuchskaninchen und 
hofft, dass schon alles gut gehen wird. Zu den Anwoh-
nern rund um Isar 1 möchte ich noch anmerken, dass 
man meint, es seien nicht so viele. Im Umkreis von 
20 km leben aber über 200.000 Menschen. Wir sagen 
deshalb: Die Sicherheit dieser Menschen muss we-
sentlich höher aufgehängt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Früher gab es noch das Argument, es stünden keine 
passenden Castoren zur Verfügung; allerdings tragen 
die Betreiber auch einen Teil der Verantwortung dafür, 
dass das so gewesen ist. Nun gibt es diese Castoren 
aber, und es könnte schon bald mit der Beladung be-
gonnen werden. Wir fragen uns deshalb, warum das 
Ministerium die Brennstofffreiheit nicht vorschreibt, 
bevor im Reaktorgebäude abgerissen werden darf. Ist 
die Staatsregierung vor dem Betreiber eingeknickt?

Der Stand von Wissenschaft und Technik sollte das 
Grundprinzip bei der Atompolitik sein. Die Staatsre-
gierung weicht ohne Not von diesem Grundprinzip ab. 
Ich verstehe dieses Vorgehen nicht; denn Sicherheit 
muss vor Schnelligkeit gehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unsere Bitte an das Umweltministerium ist deshalb: 
Bessern Sie Ihren Genehmigungsbescheid in dieser 
Hinsicht nach! – Zum Schutz der niederbayerischen 
Bevölkerung bitte ich Sie um Zustimmung zu dem An-
trag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Kollegin Steinberger. – Der nächste Redner ist 
der Kollege Dr. Martin Huber. Bitte schön.

Dr. Martin Huber (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Frau Ministerin, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die GRÜNEN suggerieren mit ihrem 
Antrag, bei Isar 1 würden demnächst die Bulldozer mit 
Abrissbirne anfahren. Das stimmt nicht. Es handelt 
sich hier um Abbaumaßnahmen, die eher chirurgi-
schen Eingriffen gleichen; die Brennelementesysteme 
sind nicht direkt betroffen.

Mit Zustimmung des Bundesumweltministeriums hat 
das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und 

Verbraucherschutz als bundesweit erste Behörde der 
PreussenElektra GmbH eine Genehmigung für die 
Stilllegung und den Abbau des Kernkraftwerkes Isar 1 
erteilt. Klar ist: Es geschieht nichts, was nicht geneh-
migt ist, auch nicht auf Initiative des Bundes. Gemäß 
Bundesumweltministerin Hendricks solle das oberste 
Gebot bei allen vorbereitenden Planungen und den 
anschließenden Rückbauarbeiten stets die Sicherheit 
für die Mitarbeiter, die Bevölkerung und die Umwelt 
sein.

Ein permanentes Controlling, auch unter Einbezie-
hung externer Kontrolleure wie des TÜV SÜD, findet 
statt. Zudem kommt Bayern als erstes Bundesland 
seiner immensen Verantwortung gegenüber unserer 
Bevölkerung nach, sprich: Bayern sorgt für den Rück-
bau eines der Atomkraftwerke, die nach Fukushima 
abgeschaltet worden sind. Beim Rückbau nutzen wir 
das vorhandene Know-how, weil wir so die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter einbeziehen können, die das 
Kraftwerk noch aus dem Betrieb kennen.

Die Genehmigung zum Rückbau von Isar 1 ist ein 
weiterer wichtiger Schritt beim Ausstieg aus der Kern-
energie und zugleich ein deutliches Zeichen für das 
Voranschreiten der Energiewende in Deutschland. 
Eines gilt es dabei in Richtung der GRÜNEN anzu-
merken: Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, dass 
es Ihnen beim Abschalten der Kernkraftwerke nicht 
schnell genug gehen kann, während Sie jetzt beim 
Rückbau der Kraftwerke auf ein Schneckentempo um-
schalten.

Die PreussenElektra GmbH verfügt über umfangrei-
che Erfahrungen und über Know-how beim Rückbau 
von Kernkraftwerken. Zum Beispiel konnte der zwölf 
Jahre andauernde nukleare Rückbau des Kernkraft-
werkes Würgassen im ostwestfälischen Kreis Höxter, 
ebenfalls ein Siedewasserreaktor, im August 2014 si-
cher und erfolgreich sowie im vorgegebenen Budget-
rahmen abgeschlossen werden. Zudem ist sich der 
Betreiber seiner verantwortungsvollen Funktion be-
wusst und wird über den Rückbaufortschritt zum Bei-
spiel im Rahmen von Informationstagen kontinuierlich 
berichten. Damit soll Transparenz gegenüber den An-
wohnern und der Öffentlichkeit geschaffen werden.

In den "Leitlinien zur Stilllegung kerntechnischer Anla-
gen" wird die möglichst frühzeitige Durchführung der 
geforderten Maßnahmen empfohlen. Das stimmt. Al-
lerdings werden sie nicht als Voraussetzung oder Be-
dingung genannt. Die Entsorgungskommission, ein 
Gremium, das beim Bundesumweltministerium ange-
siedelt ist, hat diese Leitlinien herausgegeben. Dieses 
Gremium war auch in die Prüfung des bayerischen 
Antrags eingebunden und mit der Vorgehensweise 
ausdrücklich einverstanden. Alle Tätigkeiten in einem 
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Kernkraftwerk werden hinsichtlich ihrer Rückwirkungs-
freiheit auf die für den sicheren Betrieb der Anlage er-
forderlichen Systeme überprüft. Unter diesen Bedin-
gungen kann mit dem Abbau von Anlagenteilen 
begonnen werden, während sich noch Brennelemente 
im Lagerbecken befinden. Die jetzt zur Genehmigung 
anstehenden Abbaumaßnahmen betreffen Systeme, 
die nichts mit der Kühlung oder Handhabung der 
Brennelemente zu tun haben.

Alle das Kraftwerk betreffende Rückbauarbeiten kon-
zentrieren sich zunächst auf den Abbau von Anlagen-
teilen und Versorgungseinrichtungen, die für den 
Restbetrieb nicht mehr benötigt werden. Restbetrieb 
bedeutet hier zum Beispiel die Kühlung des Lagerbe-
ckens und die Belüftung der Anlage.

Für die Behandlung der Materialien ist ein Reststoff-
bearbeitungszentrum erforderlich, das im Maschinen-
haus eingerichtet wird. Dort werden die demontierten 
Anlagenteile zerkleinert, dekontaminiert und freige-
messen. Laut der PreussenElektra wird der voran-
schreitende Abbau der Anlage nach außen erst sicht-
bar, wenn es gemeinsam mit dem zweiten Block des 
Kraftwerks an den konventionellen Abriss geht. Das 
wird voraussichtlich erst Mitte der 2030er-Jahre der 
Fall sein. Somit bitte keine Angstmache mehr! – Wir 
lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Huber. – Nächster Redner ist der Kolle-
ge Scheuenstuhl.

Harry Scheuenstuhl (SPD): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen und Kollegen! Der deutsche Atomausstieg ist voll 
im Gang. Die Zukunft gehört nun endgültig den erneu-
erbaren Energien. Darüber freuen wir uns alle. Wir als 
SPD haben erkannt, dass die Atomenergie ein Irrweg 
war. Deshalb haben wir gemeinsam mit den GRÜNEN 
den Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland 
eingeleitet. Der Ausstieg aus der Atomenergie ist die 
logische Konsequenz aus den Katastrophen von 
Tschernobyl und Fukushima. Bereits seit 2011 haben 
wir diesbezüglich einen gesamtgesellschaftlichen 
Konsens.

Das letzte deutsche Kernkraftwerk wird im Jahr 2022 
abgeschaltet. Die Epoche der Atomkraft in Deutsch-
land wird damit Geschichte sein.

Aber unter Berücksichtigung des Atomausstiegs wer-
den allein in Deutschland im Jahr 2040 circa 
277.000 Kubikmeter schwach und mittelradioaktive 
Abfälle sowie 29.000 Kubikmeter an hoch radioakti-
ven Abfällen angefallen sein. Mit jeder Stunde fortlauf-

enden Betriebs wächst die Menge an radioaktivem 
Müll. Dieser Müll muss irgendwohin.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch in Bayern 
schreitet die Energiewende voran. Nach 34 Jahren in 
Betrieb hat das bayerische Umweltministerium am 
24. Januar 2017 dem jetzigen Betreiber PreussenE-
lektra die Genehmigung für Stilllegung und Rückbau 
des Kernkraftwerks Isar 1 erteilt. Der Rückbau soll 
noch 2017 beginnen.

Laut einem Gutachten der Firma Intac aus dem 
Jahr 2015 befinden sich noch 1.700 Brennelemente 
und 44 defekte Sonderbrennstäbe in den Brennele-
mentelagerbecken von Isar 1. Mit dem Abbau soll nun 
ohne vorherige Leerung des Beckens begonnen wer-
den. Der Abbau soll nach den Plänen des Betreibers 
auch Bereiche betreffen, in denen sich Sicherheits-
systeme befinden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Staatsregierung, 
allen voran die bayerische Umweltministerin, spielt 
hier wissentlich mit dem Feuer. Gegen die Erteilung 
einer Genehmigung zum Abbau des AKW ist selbst-
verständlich nichts einzuwenden. Wir begrüßen das 
Voranbringen der Energiewende ausdrücklich. Doch 
müssen wir uns fragen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der CSU: Isar 1 ist rund 14 Kilometer von Lands-
hut entfernt. Was meinen Sie denn, was passiert, 
wenn es zu einem unvorhersehbaren Zwischenfall 
kommt?

Das Lagerbecken mit rund 1.700 Brennelementen be-
findet sich außerhalb der Sicherheitszone des soge-
nannten Sicherheitsbehälters und ist somit durchaus 
verwundbar. Das sagen nicht wir von der SPD, son-
dern verschiedene unabhängige Fachgutachten, die 
unter anderem durch das bayerische Umweltministeri-
um in Auftrag gegeben wurden, kommen zu diesem 
Schluss.

Im Umweltausschuss am 24. November 2016 habe 
ich den zuständigen Fachmann des Umweltministe-
riums, Herrn Ministerialrat Dr. Unger, gefragt, ob der 
Abbau sicherer wäre, wenn die Brennelemente vorher 
entfernt werden. Herr Dr. Unger hat mir mitgeteilt, 
dass mit der Entfernung der Kernbrennstoffe aus der 
Anlage tatsächlich eine Minderung des Risikopotenzi-
als einhergehe. Aufgrund der Erfahrungen und der 
Gefährlichkeit dieser Stoffe sollten wir uns das hinter 
die Ohren schreiben. Das heißt, durch die einfache 
Maßnahme, mit dem Abbau erst nach der Herstellung 
der Kernbrennstofffreiheit im Gebäude zu beginnen, 
ließe sich das Gefahrenpotenzial für die Menschen in 
direkter Umgebung deutlich verringern.

Im Übrigen hat sich auch die Entsorgungskommission 
der Bundesrepublik Deutschland in ihren "Leitlinien 
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zur Stilllegung kerntechnischer Anlagen" eindeutig für 
die Herstellung von Kernbrennstofffreiheit als Maß-
nahme zur Vorbereitung des Abbaus der Anlage aus-
gesprochen. Hierzu heißt es: Aus sicherheitstechni-
scher Sicht sollte nach Beendigung des Leistungs- 
oder Produktionsbetriebs das Herstellen der 
Kernbrennstofffreiheit möglichst frühzeitig durchge-
führt werden.

Eine Einflussnahme des CSU-geführten Umweltminis-
teriums wäre laut diverser Gutachten bei Erteilung der 
ersten Stilllegungs- und Abbaugenehmigung durch-
aus möglich gewesen. Zum Schutz der Menschen 
muss das Vorsorgeprinzip immer oberste Priorität 
haben. Wenn wir hier nur 1 % an zusätzlicher Sicher-
heit gewinnen, dann ist es wegen der Gefährlichkeit 
einer solchen Anlage wichtig, dies auch auszunutzen.

Warum also wehrt sich die CSU, die diesen Antrag im 
Ausschuss als einzige Fraktion abgelehnt hat, gegen 
den Schutz der bayerischen Bevölkerung? Warum 
prescht die Ministerin im Alleingang vor und erteilt die 
Genehmigung zum Abbau?

Ich möchte diejenigen sehen, die nach einem Störfall 
sagen: Wir haben aus wirtschaftlichen Gründen auf 
die größtmögliche – dies betone ich ganz besonders – 
Sicherheit verzichtet. – Das können wir nicht hinneh-
men.

Herr Kollege, wenn eine Genehmigung erteilt worden 
ist, bedeutet das noch lange nicht, dass eine Firma, 
natürlich in Rücksprache mit den zuständigen Behör-
den, darüber hinaus nichts tun kann. Es liegt an uns, 
die größtmögliche Sicherheit herzustellen. Deswegen 
werden wir dem Antrag der GRÜNEN zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, 
Herr Kollege Scheuenstuhl. – Ich gebe bekannt, dass 
die CSU-Fraktion namentliche Abstimmung zu diesem 
Antrag beantragt hat. – Der nächste Redner ist der 
Herr Kollege Zierer. Bitte schön, Herr Kollege Zierer.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Bei dem An-
trag, über den wir gerade reden, dachte ich, es wäre 
eine Selbstverständlichkeit, dass ihm zugestimmt 
wird. Aber leider musste ich mich eines Besseren be-
lehren lassen, da es der CSU offenbar wichtiger ist, 
alle Oppositionsanträge abzulehnen, als die größt-
mögliche Sicherzeit für die bayerische Bevölkerung zu 
garantieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich möchte nicht alles wiederholen, was meine Vor-
redner schon gesagt haben. Aber worum geht es im 
Detail? – Hierbei geht es nicht um den Abriss eines x-
beliebigen Kernkraftwerkes. Wir sprechen bei Isar 1 
von 1.734 strahlenden Brennelementen in einem La-
gerbecken. Das dürfen wir nicht vergessen. Wir müs-
sen einmal einen Vergleich zu Biblis herstellen. In Bib-
lis A lagern nur 440, in Biblis B lagern 506 und in 
Landshut 1.700 Brennelemente. Wir sprechen bei 
Isar 1 also von einem enormen hoch radioaktiven In-
ventar.

Die GRÜNEN haben zu Recht auf die Empfehlungen 
der Entsorgungskommission hingewiesen. Die Kom-
mission empfiehlt in ihren Leitlinien zur Vorbereitung 
des Abbaus explizit das Herstellen der Kernbrenns-
tofffreiheit. Das steht dort nicht nur zum Spaß. Im Um-
weltausschuss wurde aber von dem Vertreter der 
Staatsregierung darauf hingewiesen, dass es sich nur 
um eine Empfehlung handele. Dann ist die Politik ge-
fragt. Wir müssen die Sicherheit der Bevölkerung auf 
jeden Fall im Auge behalten.

Meine Damen und Herren, selten war eine juristische 
Wortklauberei so wenig angebracht wie bei diesem 
Thema. Spätestens seit Fukushima muss doch auch 
dem Letzten klar geworden sein, dass man bei der 
Kernenergie auch manches Undenkbare einkalkulie-
ren muss. Hinzu kommt der Faktor Mensch. Einmal 
wurden in Gundremmingen die Anschlüsse der Arma-
turen verwechselt, einmal tauchte ein Computervirus 
auf. Das alles sollte nicht passieren, tut es aber.

Auf Nachfrage konnte die Staatsregierung im Umwelt-
ausschuss kein einziges AKW benennen, in dem 
beim Abbau noch Brennelemente lagerten. Ich denke, 
Isar 1 sollte hier nicht mit schlechtem Beispiel voran-
gehen.

Selbst der Vertreter des Umweltministeriums gab zu, 
dass man mit der Entfernung der Kernbrennelemente 
eine Minderung des Risikopotenzials erreichen würde. 
Das kann man im Protokoll nachlesen. Bundesum-
weltministerin Hendricks hat sich letzte Woche sowie-
so schon lächerlich genug gemacht. Es wäre besser, 
sie würde sich um die Sicherheit der Bevölkerung 
kümmern, als Plakate zu kleben.

(Isabell Zacharias (SPD): Man kann auch beides 
machen! Frauen können das!)

Wer wider besseres Wissen mit dem Abriss des AKW 
beginnt, muss sich den Vorwurf gefallen lassen, nicht 
alles Erdenkliche für die Sicherheit der Bevölkerung 
zu tun.

Frau Scharf, Ihr Ministerium ist für die Reaktorsicher-
heit verantwortlich. Sie sind für Bayern zuständig. Das 
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wäre die Gelegenheit, doch mal für positive Schlag-
zeilen zu sorgen. Zeigen Sie doch klare Kante! Legen 
Sie wenigstens hier Ihr Veto ein! Stimmen Sie mit der 
Vernunft! Es geht um ganz Bayern, es geht um die 
Umwelt!

Die Sicherheit der Bevölkerung und des Abrissperso-
nals muss höchste Priorität haben. Alle Maßnahmen 
in diesem Sinne, sei der Sicherheitsgewinn noch so 
minimal, müssen ergriffen werden. Dem Antrag der 
GRÜNEN werden wir selbstverständlich zustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Zierer. – Nun hat sich für die Staatsre-
gierung Frau Ministerin Scharf zu Wort gemeldet. Bitte 
schön, Frau Ministerin.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium): 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
GRÜNEN fordern mit ihrem Antrag, mit den Abbauar-
beiten von Isar 1 erst dann zu beginnen, wenn die 
Brennelemente aus dem Nasslager entfernt sind. 
Ganz ehrlich: Für diesen Antrag fehlt mir schon jegli-
ches Verständnis; denn der Bundesgesetzgeber hat 
erst vor Kurzem bekannt gegeben, den Abbau der 
Kernkraftwerke zügig voranzubringen, und Ihre Partei 
war dabei mit an Bord.

Die im Dezember vom Bundestag auch mit den Stim-
men der GRÜNEN verabschiedete Änderung des 
Atomgesetzes sieht vor, dass abgeschaltete Kern-
kraftwerke von den Betreibern unverzüglich abgebaut 
werden sollen. Auf dieser Grundlage handelt die 
Staatsregierung zügig und konsequent. Bayern konn-
te als erstes Bundesland im Zuge des Atomausstiegs 
eine Stilllegungsgenehmigung erteilen. Damit kann 
jetzt mit dem Rückbau des Kernkraftwerks Isar 1 be-
gonnen werden.

Würden wir dem Antrag der GRÜNEN folgen, meine 
Damen und Herren, würde sich der Abbau erheblich 
verzögern, und das ohne jede sicherheitstechnische 
Notwendigkeit. Daran können wir aus mehreren Grün-
den kein Interesse haben. Erstens verfügt Isar 1 noch 
über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ihre An-
lage bis in den letzten Winkel kennen und genau wis-
sen, was sie zu tun haben. Mit jedem Jahr, das wir 
verstreichen lassen, sinkt auch die Zahl der Wissens-
träger in der Anlage. Zweitens erwarten die Menschen 
auch in der Umgebung, dass wir zügig mit dem Abbau 
beginnen und dabei größtmögliche Vorsicht walten 
lassen. Dass hierbei unter Beachtung der Leitlinien 
der Entsorgungskommission gehandelt wird, versteht 
sich von selbst. Diese Leitlinien, die heute schon eini-
ge Male genannt wurden, gehen unter Nummer 8 
ausdrücklich davon aus, dass die Stilllegung bereits 

beginnen kann, obwohl noch Brennelemente in der 
Anlage sind. Das wissen auch die GRÜNEN.

Der einzige Grund, warum die Brennelemente noch 
nicht aus dem Lager entfernt wurden, ist die fehlende 
Genehmigung des zuständigen Bundesamtes für die 
Einlagerung der Castoren in das Zwischenlager. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, an der physischen Verfüg-
barkeit dieser Behälter mangelt es nicht; denn diese 
sind vorhanden. Bayern fordert hier seit Langem eine 
Beschleunigung des Verfahrens. Erst im Dezember 
habe ich dazu auch mit der Bundesumweltministerin 
Kontakt aufgenommen, bisher leider noch ohne Er-
gebnis.

Im dritten Absatz der Begründung des Antrags der 
GRÜNEN ist die Rede von einer unnötigen Gefähr-
dung der Mitarbeiter und der Bevölkerung durch die 
geplanten Arbeiten etc. Dazu kann ich wirklich nur 
sagen: Sie haben anscheinend eine ziemlich abenteu-
erliche Vorstellung von einer Stilllegung. Sie glauben 
doch nicht allen Ernstes, wir würden eine Vorgehens-
weise akzeptieren, die auch nur ansatzweise eine Ge-
fährdung darstellt. Es ist sonnenklar, dass wir in der 
Stilllegungsphase im Hinblick auf die Anwohner und 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kernkraftwer-
kes mit größter Sorgfalt vorgehen und für größtmögli-
chen Schutz sorgen. Diese Arbeiten werden mit gro-
ßer Akribie vorbereitet.

Ich darf Ihnen noch einmal konkret sagen: Nur an 
Systemen des Kraftwerkes, die mit der Lagerung und 
mit der Kühlung der Brennelemente nichts zu tun 
haben, werden wir in der genehmigten Phase jetzt 
diese Abbauarbeiten vornehmen. Alle demontierten 
Komponenten werden gereinigt, auf Radioaktivität ge-
prüft und dem geeigneten Entsorgungsweg zugeführt.

Übrigens, liebe Kolleginnen und Kollegen, erst letzte 
Woche, am 03.02., hat das Umweltministerium in 
Baden-Württemberg die Abbaugenehmigung für 
Block 1 des Atomkraftwerks Neckarwestheim erteilt. 
Vielleicht wissen Sie das noch nicht. Ihre GRÜNEN-
Kollegen in Baden-Württemberg haben offensichtlich 
keine Probleme damit und sehen das wie wir.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das geplante Vorgehen wurde im Genehmigungsver-
fahren und unter Hinzuziehung des TÜV SÜD sorgfäl-
tig und eingehend geprüft. Auch die im Antrag er-
wähnte Entsorgungskommission des Bundes hat 
keinerlei Einwendungen. Warum auch? – Die Kriterien 
sind mit maximaler Sorgfalt, mit maximaler Sicherheit 
so bewertet worden und finden hier maximale Beach-
tung.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wende mich in 
diesem Zusammenhang ausdrücklich gegen die wie-
derholte Benutzung des Begriffs "Abriss", wie es der 
Kollege Dr. Huber formuliert hat. "Abriss" suggeriert, 
hier kämen Bagger und Abrissbirne. Bei dieser Tätig-
keit wird allerdings mit größter Sorgfalt vorgegangen. 
Der Begriff "Abriss" eignet sich nur, um Ängste in der 
Bevölkerung zu schüren. Dafür fehlt mir absolut das 
Verständnis.

(Beifall bei der CSU)

Alle Arbeiten im Rahmen des Abbaus werden vom 
Umweltministerium, aber auch vom Landesamt für 
Umwelt und von den Sachverständigen vom 
TÜV SÜD sorgfältig überwacht. Ich meine, mehr Si-
cherheit geht hier nicht. Ich wiederhole es: Nur an den 
Systemen des Kernkraftwerks, die mit der Lagerung 
und der Kühlung von Brennelementen nichts zu tun 
haben, werden wir in der jetzt genehmigten Phase die 
Abbauarbeiten beginnen. Darum bitte ich Sie, den An-
trag der GRÜNEN abzulehnen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Staatsministerin. – Bleiben Sie bitte noch am 
Rednerpult. Wir haben zwei Zwischenbemerkungen. 
Die erste Zwischenbemerkung kommt vom Kollegen 
Stümpfig. Bitte schön.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Frau Staatsministerin 
Scharf, wir bezweifeln das und sagen klar, dass das 
nicht der Fall ist, wenn Sie sagen, mehr Sicherheit 
gehe nicht oder wir hätten den größtmöglichen 
Schutz. Einen größtmöglichen Schutz haben wir 
dann, wenn Brennstofffreiheit gegeben ist. Es ist im 
Umweltausschuss von Ihren eigenen Leuten darge-
legt worden, dass mehr Sicherheit gegeben wäre, 
wenn Brennstofffreiheit gegeben ist. Das ist unsere 
Forderung. Deswegen verstehen wir nicht, warum das 
nicht gemacht wird. Sie sagen, die Castoren seien 
vorhanden. Das bezweifeln wir, weil diese erst einmal 
zu den laufenden Atomkraftwerken, zum Beispiel 
nach Gundremmingen, fahren.

Erstens müssen Sie Ihre Hausaufgaben machen, 
dass mehr Castoren zur Verfügung stehen. Zweitens 
geht es hier nicht darum, dass man schnell, schnell 
außen herum abbaut, sondern klar muss sein, dass 
sich die Gefahr erhöht, wenn die Brennelemente ver-
bleiben und man außen herum, um das Becken ab-
baut. Ich glaube, das kann kein Fachmann bestreiten. 
Deswegen sind Ihre Aussagen in dem Punkt einfach 
falsch.

Im Gutachten ist von 30 Ereignissen, nicht unwahr-
scheinlichen Ereignissen, die Rede. Es sind viele 

Ereignisse angesprochen worden, zu denen es offene 
Fragen gibt, zum Beispiel der Absturz eines Flugzeu-
ges auf das Lagerbecken. All das ist noch nicht ge-
klärt. Es ist Ihre Verantwortung, dass hier größtmögli-
cher Schutz für die Anwohner gegeben ist, und das ist 
aus unserer Sicht nicht der Fall. Man könnte durchaus 
mehr tun.

Deswegen besteht hier – um Ihre Worte aufzugreifen 
– Unverständnis über Ihr Vorgehen. Diese Genehmi-
gung, die Sie jetzt herausgegeben haben, ist wirklich 
unverantwortlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Stümpfig. – Frau Ministerin, bitte schön.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium): 
Herr Kollege Stümpfig, die Sicherheit der Menschen 
und der Umwelt ist das tagtägliche Brot unserer Spe-
zialisten,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

die sich jeden Tag darum kümmern, dass größtmögli-
che Sicherheit beim Betrieb, aber künftig auch beim 
Rückbau, beim Abbau herrscht.

Sie behaupten, die Castoren seien nicht vorhanden. 
Wir können sie Ihnen zeigen. Uns fehlt noch die Ge-
nehmigung der Bundesbehörde. Ich hatte vorhin er-
wähnt, dass wir dieses Verfahren mehrfach ange-
mahnt haben und es Sache der Bundesbehörde ist, 
diese Castoren zu genehmigen.

Noch einmal: Die Sicherheit steht ganz oben. Mir ist 
es vor allen Dingen wichtig, dass wir das Wissen der 
dort arbeitenden Menschen jetzt nutzen und diesen 
Rückbau bzw. Abbau zügig mit den Spezialisten vo-
ranbringen, die ihre Anlage bis in den letzten Winkel 
kennen.

Ich finde, Sie sollten hier keine Ängste schüren, son-
dern sich diese Genehmigung einmal ganz genau an-
schauen, die so übrigens auch vom Bund mitgetragen 
wird, wonach wir nur an den Systemen des Kernkraft-
werks mit dem Rückbau beginnen, die mit der Lage-
rung und Kühlung von Brennelementen nichts zu tun 
haben. Ein solcher Rückbauprozess dauert sehr 
lange. Das wissen Sie sicherlich. Darum sollten wir 
dort zügig beginnen, wo wir ohne Sicherheitsverlust 
vorgehen können.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. – 
Waren Sie zu Ende, Frau Scharf?
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Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium): 
Ja.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön. – 
Herr Kollege Scheuenstuhl, bitte schön.

Harry Scheuenstuhl (SPD): (Vom Redner nicht auto-
risiert) Frau Ministerin, mir macht das ein bisschen 
Sorgen. Wir haben im Ausschuss nachgefragt, ob es 
aus Sicherheitsgründen besser wäre, die Brennele-
mente zu entfernen, bevor man mit dem Rückbau be-
ginnt. Wir erhielten zur Antwort: Ja, das wäre gut. – 
Ich drücke es sehr vorsichtig aus. Ich will das nicht in 
Prozent ausdrücken. Das könnte vielleicht nur ein 
Prozent an Sicherheitsgewinn sein.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Aber ich glaube, Sie müssen da in Ihrem Ministerium 
nachprüfen, weil Sie heute sagen: Größtmöglich, 
mehr geht nicht. – Man hat uns ausdrücklich bestätigt, 
dass es schon geht. Da bitte ich Sie, für Aufklärung zu 
sorgen.

Sie haben vorhin gesagt, die Castoren stünden zur 
Verfügung. Jetzt sagen Sie, die Genehmigungen 
seien noch nicht erteilt. Vielleicht können Sie diesen 
Dissens jetzt noch aufklären. Es wäre für uns ganz 
wichtig zu wissen, wo die Stellschrauben sind. So, wie 
Sie das sagen, könnte unmittelbar damit begonnen 
werden, die Brennelemente herauszunehmen, sobald 
die Genehmigung da ist oder die Castoren da sind. 
Aber das können Sie jetzt natürlich noch erläutern. 
Dann müssen wir schauen, wie wir da weiterkommen.

Ich glaube, das Ziel, den Abbau so schnell wie mög-
lich voranzubringen, steht nicht außer Frage. Aber ich 
möchte Sie bitten, bei Ihren Überlegungen nicht die 
Wirtschaftlichkeit in den Vordergrund zu stellen. 
Selbst wenn wir damit nur ein Prozent mehr Sicher-
heit gewinnen, wäre damit die größtmögliche Sicher-
heit gegeben. Vielleicht können Sie diese zwei Fragen 
noch beantworten.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön, 
Frau Ministerin.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium): 
Ich sage es noch einmal: Sicherheit steht an erster 
Stelle. Herr Kollege, Sie haben mir vielleicht nicht zu-
gehört.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich habe gesagt, dass es am Vorhandensein der Cas-
toren nicht mangelt. Diese Castoren sind da. Uns fehlt 
die Genehmigung der Bundesbehörde. Wir warten da-
rauf. Wir haben eine Beschleunigung des Verfahrens 

angemahnt, sodass wir zügig vorankommen können. 
Die Castoren sind da. Es fehlt uns nur die Genehmi-
gung.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Widerspruch zu 
Ihrem Ministerium! Sie müssen nichts sagen!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Staatsministerin.

(Beifall bei der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 
Die Frist für die namentliche Abstimmung ist verstri-
chen. Wir kommen deshalb jetzt zur Abstimmung, die 
in namentlicher Form erfolgt. Die Urnen sind bereitge-
stellt. Sie haben fünf Minuten Zeit. Ich eröffne die Ab-
stimmung.

(Namentliche Abstimmung von 11.32 bis 
11.37 Uhr)

Die fünf Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Bitte nehmen Sie die Plätze wieder ein, damit ich fort-
fahren kann. Dann verrate ich auch, wie es mit der 
Sitzung weitergeht.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir haben jetzt bis zur Mittagspause noch eine Ab-
stimmung und eine Debatte vor uns. Ich schätze, 
dass wir dann um circa 12.00 Uhr, 12.10 Uhr oder 
12.15 Uhr für eine halbe Stunde in die Mittagspause 
gehen können. Ich sage das dann noch genauer an. 
Nach der Mittagspause gibt es dann nur noch die 
Dringlichkeitsanträge.

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 6 auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Christine Kamm u. a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Betreuung von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen gewährleisten - Kein Zwei-Klassen-
Recht in der Kinder- und Jugendhilfe 
(Drs. 17/14105) 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Bitte nehmen Sie die Plätze wieder ein. – Im Einver-
nehmen aller Fraktionen erfolgt hierzu keine Ausspra-
che. Wir kommen damit gleich zur Abstimmung. Der 
federführende Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration empfiehlt die Ablehnung 
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des Antrags. Wer dem Antrag entgegen dem Aus-
schussvotum zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – 
Das sind die CSU-Fraktion und die FREIEN WÄH-
LER. Enthaltungen? – Gibt es keine. Damit ist dieser 
Antrag abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Verfassungsstreitigkeit
Schreiben des Bayerischen 
Verfassungsgerichtshofs vom 6. Dezember 2016 
(Vf. 15-VII-16) betreffend Antrag auf Feststellung 
der Verfassungswidrigkeit
1. der Art. 28 Abs. 4 sowie Art. 29 Abs. 3 und 5 des 
Gesetzes über Landtagswahl, Volksbegehren, 
Volksentscheid und Volksbefragung 
(Landeswahlgesetz - LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 2002 (GVBl S. 277, 
ber. S. 620, BayRS 111-1-l), das zuletzt durch Art. 
10a Abs. 1 des Gesetzes vom 23. Juni 2015 (GVBl 
S. 178) geändert worden ist,
2. der Art. 29 und 45 des Gesetzes über die Wahl 
der Gemeinderäte, der Bürgermeister, der 
Kreistage und der Landräte (Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetz - GLKrWG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. November 2006 
(GVBl S. 834, BayRS 2021-1/2-l), das zuletzt durch 
Art. 10a Abs. 4 des Gesetzes vom 23. Juni 2015 
(GVBl S. 178) geändert worden ist,
3. des Art. 4 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über die 
Wahl der Bezirkstage (Bezirkswahlgesetz - 
BezWG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 12. Februar 2003 (GVBl S. 144, BayRS 2021-3-
l), das zuletzt durch § 2 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes 
vom 23. Februar 2015 (GVBl S. 18) geändert 
worden ist.
PII/G1310.16-0012

(Unruhe)

– Kolleginnen und Kollegen, würden Sie jetzt bitte Ihre 
Gespräche draußen fortsetzen oder sich einfach hin-
setzen und zuhören? – Danke schön. Ich eröffne die 
Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen be-
trägt nach der Geschäftsordnung 24 Minuten. Die Re-
dezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der 
Redezeit der stärksten Fraktion.

Unsere erste Rednerin ist die Kollegin Osgyan. Bitte 
schön, Frau Osgyan.

Verena Osgyan (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäfti-
gen uns heute mit einer Verfassungsstreitigkeit. Das 
ist keine kleine Angelegenheit; denn sie betrifft immer-
hin 51 % der bayerischen Bevölkerung.

(Zuruf des Abgeordneten Jürgen W. Heike 
(CSU))

– 51 % der bayerischen Bevölkerung sind weiblich, 
Herr Heike. Das können Sie wahrscheinlich nicht be-
streiten. Gleichzeitig haben wir aber sowohl in den 
kommunalen Parlamenten als auch hier im Baye-
rischen Landtag einen Frauenanteil von nicht einmal 
30 %. Ich glaube, da wird es sehr schwierig werden 
zu begründen, warum das verfassungsgemäß sein 
soll. Das Bündnis, dem unter anderem der Verein für 
Fraueninteressen angehört, hat daher Popularklage 
vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof einge-
reicht. Dafür sind wir sehr dankbar, da wir der Auffas-
sung sind, dass die Debatte überfällig ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wenn wir uns den Frauen-
anteil hier im Hohen Haus ansehen, dann müssen wir 
leider feststellen, dass er zwischen dem in den Parla-
menten Südsudans und Afghanistans liegt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir sind also insoweit nicht gerade wegweisend. Das 
belegen auch die Zahlen der Interparlamentarischen 
Union; diese sind wohl schwer zu entkräften.

Ich gebe zu, wir haben viel erreicht: Wir haben eine 
Landtagspräsidentin; mehrere Ausschüsse werden 
von Frauen geleitet; offenen Sexismus, den es hier im 
Parlament noch bis in die Achtzigerjahre hinein gab, 
erleben wir zum Glück nicht mehr. Aus der damaligen 
Zeit gibt es "schöne" Ausschussprotokolle. Diese 
könnten wir alle verlesen; dafür haben wir jetzt nicht 
die Zeit.

Obwohl wir schon viel erreicht haben, sind wir von 
echter Gleichstellung in diesem Parlament noch sehr, 
sehr weit entfernt. Wir wissen aus der Soziologie, 
dass eine Gruppe als Teil einer größeren Gruppe erst 
dann nicht mehr als Minderheit wahrgenommen wird, 
wenn sie einen Anteil von 30 % erreicht. Im über-
nächsten Jahr werden 100 Jahre vergangen sein, seit 
in Bayern das Frauenwahlrecht eingeführt wurde. 
Dennoch sind Frauen nach wie vor unterrepräsentiert.

Wir haben kürzlich das Jubiläum "70 Jahre Baye-
rische Verfassung" gefeiert. Seit den Neunzigerjahren 
steht in der Bayerischen Verfassung, wie im Grundge-
setz, nicht mehr nur, dass Frauen und Männer gleich-
berechtigt sind, sondern auch, dass der Staat für die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung zu-
ständig ist und bestehende Nachteile beseitigen 
muss.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Das ist ein klarer Auftrag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Elisabeth Selbert, Mutter des Grundgesetzes, SPD-
Frau und Juristin, sprach in diesem Zusammenhang 
von "Verfassungsbruch in Permanenz". Dieser Ein-
schätzung kann ich mich nur anschließen. Wenn 
knapp 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahl-
rechts der Frauenanteil in den Parlamenten so niedrig 
ist, dann darf es dabei nicht bleiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dass wir Sie von der CSU noch nicht überzeugen 
können, war mir klar. Wir sind aber sehr enttäuscht 
von Ihnen, Kolleginnen und Kollegen von der SPD. 
Sie haben gemeinsam mit uns die Klageeinreichung 
gefeiert, aber im Ausschuss als unbegründet zurück-
gewiesen.

Dabei gibt es sehr gute Argumente für die Begründet-
heit dieser Verfassungsbeschwerde. Wir wissen aus 
unzähligen Studien, dass es eine strukturelle Benach-
teiligung von Frauen in der Politik gibt. Insbesondere 
bei konservativen Parteien erfolgt die Zusammenstel-
lung der Wahllisten oft nicht unter Berücksichtigung 
des Gleichberechtigungsgrundsatzes.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Es ist relativ klar: Wenn Männer dominierend sind, 
dann erfolgt die Zusammenstellung der Wahllisten, 
wenn nicht durch entsprechende Regeln eingegriffen 
wird, nach dem Ähnlichkeitsprinzip. Das wissen wir 
auch aus vielen anderen Bereichen.

Meine Damen und Herren, wenn all das kein Auftrag 
ist, steuernd einzugreifen, dann weiß ich auch nicht. 
Unsere Verfassung baut auf dem Grundsatz der re-
präsentativen Demokratie auf; die Betonung liegt auf 
"repräsentativ". Es braucht einen effektiven, praktisch 
wirksamen Einfluss aller relevanten Bevölkerungs-
gruppen auf die Staatsorgane. Dieser ist bisher ein-
fach nicht gegeben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, Ihnen 
stehen 101 Sitze zu. Stellen Sie sich einmal vor, Sie 
dürften bloß 56 davon mit Frauen besetzen. Das ent-
spräche nämlich dem Frauenanteil an der baye-
rischen Gesamtbevölkerung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das bayerische Wahlrecht macht eine Parité-Rege-
lung sogar verfassungsrechtlich notwendig. Die Par-
teien und Wählergruppen in Bayern haben das alleini-
ge Vorschlagsrecht für Wahlvorschläge. Aber die 

gleichberechtigte Beteiligung von Frauen an der politi-
schen Willensbildung konnte bisher nicht sicherge-
stellt werden, und das seit nahezu 70 Jahren.

Der Verfassungsgerichtshof hat bereits festgestellt, 
dass die Aufstellung der Kandidatinnen- und Kandida-
tenlisten maßgeblichen Einfluss auf die Besetzung 
der Parlamente hat. An dieser Stelle müssen wir ein-
haken.

Wir und alle Klägerinnen und Kläger – darunter sind 
sehr hochkarätige Persönlichkeiten und nahezu alle 
Frauenverbände, auch die Ihrer Parteien – sind der 
Auffassung, dass es auch verfassungsrechtlich gebo-
ten ist, einzugreifen. Der vorgeschlagene Eingriff ist 
verhältnismäßig. Dass er geeignet ist, mehr Frauen in 
die Parlamente zu bekommen, kann niemand bestrei-
ten; denn wenn hauptsächlich Männer auf der Liste 
stehen, können Frauen einfach nicht gewählt werden. 
Das ist einfach so.

Der Eingriff ist erforderlich. Mir fällt beim besten Willen 
kein milderes Mittel ein, mit dem wir nach diesen vie-
len Jahrzehnten die Lösung des Problems sicherstel-
len könnten; von selbst wird es sich jedenfalls nicht 
beheben.

Der Eingriff ist angemessen; denn die Gleichberechti-
gung der Geschlechter und der Grundsatz der reprä-
sentativen Demokratie sind hohe Verfassungsgüter. 
Der Grundsatz der Gleichberechtigung ist kein "Nice-
to-have", sondern eine Grundfeste unserer Verfas-
sung. Der Gesetzgeber muss entsprechend einschrei-
ten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Parité-Gesetz kann Chancengleichheit herstellen, 
wie es in immerhin acht EU-Staaten bereits der Fall 
ist. Es handelt sich also nicht um eine neue oder gar 
abseitige Idee. Sie wird anderswo bereits mit Erfolg 
praktiziert.

Deswegen bitte ich Sie: Stimmen Sie der Klagebe-
gründung zu! Oder noch besser: Lassen Sie uns hier 
im Parlament gemeinsam ein Parité-Gesetz beschlie-
ßen! Es ist überfällig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Kollegin Osgyan. – Nächster Redner ist Herr 
Kollege Heike. Bitte schön.

Jürgen W. Heike (CSU): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren Kollegen! Frau Kollegin, Sie 
haben es sich in Ihrem Vortrag etwas zu einfach ge-
macht. Vor allem hat eine Auseinandersetzung mit der 
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zu dieser Frage bereits ergangenen Entscheidung 
des Verfassungsgerichtshofs gefehlt. In der Urteilsbe-
gründung ist keineswegs das zu lesen, was Sie hier 
behauptet haben; der Verfassungsgerichtshof hat viel-
mehr nur festgestellt, wie sich die Situation darstellt. 
Einen Hinweis auf eine Fehlerhaftigkeit der derzeiti-
gen gesetzlichen Regelung hat er nicht gegeben. Die-
ser wäre zweifellos erfolgt, wenn der Verfassungsge-
richtshof Anlass dazu gesehen hätte.

Was wollen die Popularkläger eigentlich erreichen? – 
Sie behaupten, es gebe keine Gleichberechtigung. 
Das Gleichberechtigungsgebot sei verletzt, das De-
mokratieprinzip und das Rechtsstaatsprinzip würden 
nicht ordnungsgemäß beachtet. Sie verlangen eine 
paritätische Aufstellung von Kandidatinnen und Kandi-
daten bei der Festlegung der Wahlvorschläge der Par-
teien.

Es ist leicht, auf den Anteil der Frauen an der Ge-
samtbevölkerung hinzuweisen; jeder kann sich das 
schön vorstellen. Wenn allein damit die Verletzung 
des Gleichberechtigungsgrundsatzes begründet wer-
den soll, dann findet dies in den Grundregeln, die in 
der Verfassung niedergelegt sind, keine Grundlage. 
Die Kläger behaupten, es mangele an Einfluss von 
Frauen auf politische Entscheidungen. Dies trifft nicht 
zu. Unsere Fraktionskolleginnen haben jedenfalls 
nicht nach einem Quotenrecht verlangt und sind den-
noch der Auffassung, angemessen an der Entschei-
dungsfindung beteiligt zu sein.

Die Initiatoren der Popularklage gehen übrigens still-
schweigend darüber hinweg, dass von der vorge-
schlagenen Regelung auch Landräte und Bürgermeis-
ter betroffen wären.

Die von Ihnen, Frau Osgyan, behauptete verfas-
sungsrechtliche Pflicht gibt es nicht. Sehr wohl aber 
haben die Parteien die Freiheit der Entscheidung; 
diese ist sogar im Grundgesetz verankert. Die gesetz-
liche Quotenregelung widerspricht dem Recht der 
Parteien auf innerparteiliche Kandidatenauswahl. Poli-
tische bzw. programmatische Aspekte sollen bei der 
Kandidatenauswahl im Vordergrund stehen.

Die vorgeschlagene Regelung würde nicht nur in die 
Wahlvorschlagsfreiheit, sondern zudem in erheblich-
em Maße in den Grundsatz der Wahlchancengleich-
heit innerhalb der Parteien eingreifen. Die Aufstel-
lungsberechtigten wären in ihrer Entscheidung, 
welche Kandidatinnen bzw. Kandidaten für welchen 
Wahlkreis aufgestellt werden und mit welcher Platzie-
rung sie auf die Liste kommen, eingeschränkt. Anders 
formuliert, nicht jedes Mitglied einer Partei oder Wäh-
lergruppe hätte – unabhängig von seinem Geschlecht! 
– dieselben Chancen. Es handelt sich um ein grundle-

gendes Prinzip des Wahl- und Parteienrechts, das die 
Verfassung tatsächlich besonders schützt.

Meine Damen und Herren Kollegen, es gibt auch tat-
sächliche Probleme, die dabei zu berücksichtigen 
wären. Was ist denn mit Parteien – die soll es auch 
geben –, die einen geringen Frauenanteil haben? 
Was geschieht, wenn zu viele Frauen vorhanden 
sind? Wird die örtliche Entscheidung dann gekippt, 
wenn die dortigen Wähler anders entscheiden? Wer 
darf bei Bundestags- und Landtagswahlen wen nomi-
nieren? Wie soll es bei Bürgermeister- und Landrats-
wahlen aussehen? Brauchen wir dafür dann eine 
Doppelspitze?

Meine Damen und Herren, Sie bemerken daran, dass 
das Wahlrecht zu einfach gesehen wird und dass es 
in Wirklichkeit viel mehr Probleme gibt, die auch ver-
fassungsrechtliche Bedenken aufwerfen. Deshalb 
kann ich nur sagen: Die Popularklage ist nicht durch-
dacht. Sie unterläuft das Grundrecht des Persönlich-
keitsschutzes.

In Frankreich hat man eine Quotierung versucht. Inte-
ressanterweise hat sich dort auf die Einführung der 
Quote keine Reaktion gezeigt. In die dortigen Parla-
mente sind weiterhin nur 10 bis 11 % der weiblichen 
Kandidaten gewählt worden.

Auf 6 von 16 Landeslisten in Deutschland hat übri-
gens auch die SPD diese Quote nicht erreicht. Die 
GRÜNEN haben sie in Thüringen und Sachsen – man 
höre und staune – auch nicht erreicht. Die Linke hat in 
vier Ländern, in Thüringen, im Saarland, in Rheinland-
Pfalz und in Mecklenburg-Vorpommern, die Quote 
nicht erreicht. Wenn man dies sieht und sich überlegt, 
wie eine solche Frauenquote in natura aussehen soll-
te, wird klar, dass wir mit einer solchen Quotenrege-
lung eher das Grundgesetz und die Bayerische Ver-
fassung schädigen als verfassungsgemäß 
entscheiden würden. Das freie, vom Geschlecht un-
abhängige Wahlrecht muss weiterhin beibehalten wer-
den. Deswegen können wir guten Gewissens, wie wir 
es im Ausschuss schon mit breiter Mehrheit gemacht 
haben, die Zustimmung zu dieser gewünschten Ände-
rung ablehnen. Die Klage ist unbegründet, und des-
wegen bleibt es bei dem, was der Ausschuss be-
schlossen hat.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Heike. Bitte bleiben Sie noch, es gibt 
eine Zwischenbemerkung der Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kolle-
ge, Ihr Argument, dass Parteien mit geringem Frauen-
anteil vielleicht ein Problem hätten, halte ich für abs-
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trus. Frauen sind in Deutschland keine Minderheit, die 
in den Parteien extra auftreten müssen

(Markus Rinderspacher (SPD): In der CSU 
schon!)

wie im nordschleswigschen Wählerbund. Wir sind die 
Hälfte der Bevölkerung, und eine Partei hat schlicht 
und einfach die Aufgabe, Frauen zu integrieren.

(Markus Rinderspacher (SPD): Nicht in der CSU, 
Frau Kollegin!)

Ein weiteres Argument, das gegen Sie spricht: Die 
Listen sind nur Vorschläge. Die Entscheidung hat 
nach wie vor der Wähler. Daher sehe ich überhaupt 
kein Problem mit der Verfassung.

Sie hatten auch Frankreich erwähnt. In französischen 
Kommunalparlamenten liegt der Frauenanteil bei 
50 %. Frankreich ist aber in der Gleichberechtigung 
und der Frauenförderung den Deutschen in mancher 
Hinsicht seit vielen Jahren voraus.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön, Herr 
Heike.

Jürgen W. Heike (CSU): Frau Kollegin, mich wundert, 
dass Sie diesen Einwand bringen; denn in Thüringen 
und in Sachsen haben Sie diese Quoten nicht er-
reicht. Offensichtlich gibt es doch Parteien oder Par-
teienverbände – vielleicht sogar bei Ihnen –, die zu 
wenige Frauen haben.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Heike. – Nächster Redner ist der Kollege 
Schindler. Bitte schön, Herr Schindler.

Franz Schindler (SPD): Frau Präsidentin, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin Celina, 
ich hoffe, dass wir in Frankreich demnächst keine Prä-
sidentin haben werden.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die SPD-
Fraktion hat große Sympathie für das Anliegen der 
Klägerinnen, dass Männer und Frauen ihrem Anteil an 
der Gesamtbevölkerung entsprechend paritätisch, 
also gleichberechtigt, in den kommunalen Gremien 
und im Landtag, aber auch im Bundestag und im 
Europäischen Parlament vertreten sein sollen. Für die 
etwas später gegründeten Parteien – damit meine ich 
die CSU, die GRÜNEN und die FREIEN WÄHLER – 
möchte ich daran erinnern, dass sich die SPD als 
erste Partei für das Frauenwahlrecht eingesetzt und 
es nach dem Ersten Weltkrieg auch durchgesetzt hat.

(Beifall bei der SPD)

August Bebel hat schon 1879 eine auch heute noch 
lesenswerte Schrift mit dem Titel "Die Frau und der 
Sozialismus" geschrieben und damit schon im Kaiser-
reich die Emanzipation der Frauen gefordert und be-
fördert. Seit dem Kaiserreich, liebe Frau Kollegin Os-
gyan, kämpft die SPD für die Gleichberechtigung der 
Frauen. Ganz aktuell tut sie das mit Manuela Schwe-
sig und ihrem Gesetzentwurf zur Verbesserung der 
Position der Frauen in Aufsichtsräten. Da müssen Sie 
uns nichts sagen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Richtig ist, dass die beiden Volkshälften – so werden 
sie in der Popularklage immer bezeichnet – auch 
heute noch nicht paritätisch in den genannten Gremi-
en und Parlamenten vertreten sind. An uns liegt das 
aber nicht. Wir haben die Satzung und die Wahlord-
nung der SPD so geändert, dass auf den Listen für 
die Kommunalwahlen sowie für die Landtags-, Bun-
destags- und Europawahlen Frauen und Männer nicht 
nur paritätisch – man könnte es sich auch so vorstel-
len, dass die ersten zehn Plätze Männern und die 
nächsten zehn Plätze Frauen gehören –, sondern 
auch abwechselnd aufgestellt werden müssen. An 
uns liegt es nicht. Diese Satzungsvorschrift garantiert 
bei starren Listen wie bei der Bundestags- und der 
Europawahl, dass die Hälfte der über die Liste ge-
wählten Abgeordneten Männer und die andere Hälfte 
Frauen sind. Auch bei innerparteilichen Wahlen, bei 
der Besetzung von Vorständen oder bei der Wahl von 
Delegierten ist vorgeschrieben, dass jedes Ge-
schlecht mindestens zu 40 % vertreten sein muss. Bei 
uns gibt es keine von Männern generös gewährte 
Frauenquote. Bei uns ist es selbstverständlich, dass 
beide Geschlechter paritätisch vertreten sein müssen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, bei dieser Popularklage 
geht es um die verfassungsrechtliche Frage, ob die 
gesetzlichen Regelungen über die Aufstellung von 
Kandidatinnen und Kandidaten im Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetz, im Bezirkswahlgesetz und im 
Landeswahlgesetz und die Regelung, dass die jeweili-
ge Versammlung auch die Reihenfolge auf den Listen 
bestimmt, gegen das Gleichberechtigungsgrundrecht 
und das Gleichberechtigungsgebot gemäß Artikel 118 
Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 100 der Baye-
rischen Verfassung verstoßen oder nicht. Immerhin 
gelten diese Vorschriften im Grundsatz, wenn auch 
mit einigen Änderungen, seit 70 Jahren. Es geht also 
um die Frage, ob diese Vorschriften, wie behauptet, 
seit 70 Jahren verfassungswidrig und damit nichtig 
sind und ob es der Gesetzgeber seit 70 Jahren unter-
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lassen hat, einen verfassungswidrigen Zustand zu 
heilen.

Hierüber kann man natürlich diskutieren. Seit der Än-
derung der Bayerischen Verfassung im Jahr 1998 
heißt es in Artikel 118 Absatz 2 der Bayerischen Ver-
fassung genauso wie in Artikel 3 Absatz 2 des Grund-
gesetzes, dass Frauen und Männer gleichberechtigt 
sind und der Staat die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung von Frauen und Männern fördert 
und auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin-
wirkt. Nun stellt sich die Frage, ob man die Gleichbe-
rechtigung in der Verfassung schon viel früher hätte 
so verankern müssen und ob der Gesetzgeber – das 
sind wir – wegen dieser Vorschrift verpflichtet ist, die 
einschlägigen Vorschriften in den Wahlgesetzen zu 
ändern. Beim Versuch, diese Frage zu beantworten, 
wird man auch bedenken müssen, was Kollege Heike 
schon angesprochen hat, dass es sich bei den Partei-
en und Wählervereinigungen nicht um staatliche Insti-
tutionen, sondern um gesellschaftliche Zusammen-
schlüsse mit eigenen Regelungen und eigenem 
Satzungsrecht handelt, sodass der Staat tunlichst nur 
darauf zu schauen hat, ob die Wahlvorschläge nach 
demokratischen Prinzipien zustande gekommen sind. 
Der Staat darf keine Vorschriften darüber erlassen, 
wer vorgeschlagen wird, ob nur Männer oder nur 
Frauen, ob Männer und Frauen abwechselnd, ob Ka-
tholiken, Evangelische, Akademiker, Arbeiter oder wer 
auch immer auf den Listen stehen müssen. Die An-
sicht der Klägerinnen, dass der Gesetzgeber den Par-
teien vorschreiben darf und muss, wie sie ihre Organi-
sation, Struktur und Wahlvorschläge auszugestalten 
haben, teilen wir nicht.

Meine Damen und Herren, bei Artikel 118 Absatz 2 
handelt es sich um ein verbindliches Staatsziel. Bei 
der Frage, wie dieses Staatsziel erreicht werden soll, 
hat der Gesetzgeber – das sind wir – einen weiten Er-
messensspielraum. Wir bedauern es deshalb sehr, 
die vorliegende Popularklage nicht unterstützen zu 
können. Wir sind uns aber mit den Klägerinnen darin 
einig, dass noch wesentlich mehr getan werden muss, 
um die Gleichberechtigung durchzusetzen. Dazu ge-
hört auch, für eine gleichmäßige Repräsentanz zu 
sorgen. Dafür sind wir, der Gesetzgeber, und alle Mit-
glieder von Parteien in ihren jeweiligen Organisatio-
nen zuständig. Nachdem wir die bestehenden Rege-
lungen nicht für verfassungswidrig halten, können wir 
diese Popularklage auch nicht als begründet erach-
ten.

Meine Damen und Herren, die Prozessvertreterin der 
Klägerinnen hat in einem Interview mit der "Baye-
rischen Staatszeitung" ausgeführt, dass die Klage 
deshalb in Bayern und nicht etwa in Rheinland-Pfalz 
oder sonst irgendwo eingereicht worden ist, weil wir 

die progressivsten Frauen haben. Das kann ich bestä-
tigen.

(Allgemeine Heiterkeit)

Außerdem sagte sie, dass es nur in Bayern die Mög-
lichkeit einer Popularklage gebe. Ihrer Ansicht nach 
haben wir ein unerhört modernes Verfassungsrecht. 
Das sehen wir auch so. Das führt aber nicht dazu, 
dass wir diese Popularklage unterstützen können.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Schindler, 
bitte bleiben Sie am Rednerpult. Frau Osgyan hat sich 
zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön.

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Kollege, ich kann 
Ihnen in dem Punkt zustimmen, dass das Instrument 
der Popularklage in Bayern sehr gut ist. Bei derartigen 
Streitigkeiten können bayerische Klägerinnen und 
Kläger die Bayerische Verfassung heranziehen.

Sie sagten, es gebe keine Möglichkeit, dass der Staat 
in das Wahlvorschlagsrecht der Parteien eingreift. 
Sogar ich als Gebrauchsjuristin weiß, dass zwischen 
den verschiedenen Rechtsgütern abgewogen werden 
kann. Die Gleichstellung ist ein sehr hohes Rechtsgut. 
Deshalb kann man nicht sagen, dass die Einschrän-
kung des Vorschlagsrechts der Parteien nicht gerecht-
fertigt ist.

(Jürgen W. Heike (CSU): Das ist verfassungswid-
rig!)

Ich bin auf die Begründung des Gerichts gespannt. 
Sie behaupten apodiktisch, das Wahlvorschlagsrecht 
wäre sakrosankt. Das kann man an dieser Stelle nicht 
stehen lassen. Es gab bereits ganz andere Fälle mit 
entsprechenden Urteilen. Man darf nicht vergessen, 
dass es sich bei Parteien nicht ausschließlich um ge-
sellschaftliche Gruppierungen handelt. Die Parteien 
haben zusammen mit den Wählergruppen das Vor-
schlagsrecht für Wahllisten. Bei den Wahllisten – das 
wurde bereits von meiner Kollegin ausgeführt – han-
delt es sich um Vorschläge, in die die Wählerinnen 
und Wähler noch eingreifen können. Das ist übrigens 
der Grund, warum die GRÜNEN in Thüringen und 
Sachsen weniger Frauen in den Parlamenten hatten. 
Das lag nicht an den Wahllisten, sondern an der Ent-
scheidung der Wählerinnen und Wähler. Diese Ent-
scheidung respektieren wir natürlich. Ich bitte darum, 
das noch einmal klarzustellen. Es gibt verschiedene 
Rechtsgüter. Ich bin gespannt, wie die Gerichte urtei-
len werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Schindler, 
bitte schön.

Franz Schindler (SPD): Frau Osgyan, ich bin auch 
gespannt, wie der Bayerische Verfassungsgerichtshof 
entscheiden wird. Ich habe zwar ein Gefühl, weiß es 
aber nicht.

Sie haben ein Grundsatzproblem angesprochen. Das 
ist eine Frage der Erforderlichkeit. Ist es erforderlich 
und verhältnismäßig, dass der Staat den Parteien und 
Wählervereinigungen diese rigiden Vorgaben macht? 
– Ich bin der Meinung, dass es nicht erforderlich ist. 
Die SPD und die GRÜNEN haben seit ewigen Zeiten 
entsprechende Regelungen für sich selbst beschlos-
sen. Ich wehre mich dagegen, dass der Staat der 
SPD etwas vorgibt. Das können wir selber. Die Ge-
staltung unserer Satzung ist nicht verfassungswidrig. 
Weil wir es dürfen und können – andere haben es 
eben noch nicht gemacht –, ist es nicht erforderlich. 
Deshalb muss es auch nicht sein.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Herr Kollege Schindler. – Die nächste Rednerin ist 
Frau Kollegin Gottstein. Bitte schön, Frau Gottstein.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): (Von der Rednerin 
nicht autorisiert) Sehr verehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Vorhin wurde schon mehr-
mals Frankreich erwähnt. Ich denke, momentan 
wünscht sich niemand eine französische Präsidentin. 
Trotzdem ist uns dieses Land in zweierlei Hinsicht ein 
Vorbild. Zum einen ist unser europäisches Nachbar-
land Spitzenreiter bei der Geburtenrate. Die Gebur-
tenrate von 2,02 Geburten pro Frau erreichen alle an-
deren europäischen Länder nicht. Zum anderen hat 
Frankreich seit dem Jahr 2001 ein Paritätsgesetz, das 
Männern und Frauen den gleichen Zugang zu Wahl-
mandaten und Wahlämtern ermöglicht. Dort funktio-
niert es, wie die Kollegin der GRÜNEN vorhin ausge-
führt hat.

Dieses französische Paritätsgesetz gab den Anstoß 
für die Debatte in der Bundesrepublik. In zahlreichen 
Bundesländern, nicht nur in Bayern, formierten sich 
verschiedene Initiativen, vor allem aus Vertretern von 
Landesfrauenräten, Frauenverbänden und Parteivert-
reterinnen. Wir haben auch erste kleine Erfolge er-
zielt. In Baden-Württemberg – das sollte man nicht 
unterschätzen – ist in § 9 Absatz 6 des Kommunal-
wahlgesetzes immerhin eine Soll-Vorschrift erlassen 
worden, wonach Männer und Frauen bei der Aufstel-
lung eines Wahlvorschlags künftig gleichermaßen be-
rücksichtigt werden "sollen". In Rheinland-Pfalz wird 
momentan ein Paritätsbericht erwartet, mit dem man 
diese Verhältnisse untersucht.

In Bayern haben sich viele und verschiedene Frauen-
organisationen zu dem Aktionsbündnis "Parité in den 
Parlamenten" zusammengeschlossen mit dem Ziel, 
dieses Thema auch in Bayern auf die öffentliche 
Agenda zu bringen und im Rahmen der Popularklage 
verfassungsrechtlich überprüfen zu lassen. Man sollte 
schon darauf hinweisen, wer zu den Unterstützern 
dieses Aktionsbündnisses gehört. Das sind zum Bei-
spiel der Verein für Fraueninteressen e.V., der Stadt-
bund Münchner Frauenverbände, der Bayerische 
Landesfrauenrat, in dem 43 Verbände organisiert 
sind, und der Bayerische Landesverband des Katholi-
schen Deutschen Frauenbundes e.V. Wer hinter die-
ser Popularklage steht, hat uns von den FREIEN 
WÄHLERN sehr nachdenklich gemacht. Man kann ein 
solches Aktionsbündnis nicht einfach auf die Seite 
schieben. Das sind keine extremen Frauengruppen. 
Sie können nicht argumentieren: Na ja, das sind die 
Frauen, die zu viel Zeit haben und die Selbstverwirkli-
chung wollen. Das sind die Frauen, die sagen, ihr 
Bauch gehöre ihnen. – Das sind nicht diese Frauen. 
Das sind Frauen wie du und ich. Das sind Frauen, mit 
denen Sie möglicherweise verheiratet sind.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fragen Sie einmal Ihre Frau daheim, falls Sie ein sol-
ches Gespräch führen wollen. Wir sprechen oft vom 
kleinen Mann. In diesem Fall handelt es sich um die 
kleine Frau, die sich organisiert hat. Das sind 107 An-
tragstellerinnen. Deren Klage muss man ernst neh-
men.

Die Frauen sehen im derzeitigen Wahlrecht einen Ver-
stoß gegen das Gleichberechtigungsrecht und das 
Gleichberechtigungsgebot sowie einen Verstoß gegen 
das Demokratieprinzip gegeben. Sie wollen mit ihrer 
Popularklage erreichen, dass unsere Richter am Ver-
fassungsgerichtshof, also die höchste bayerische 
Rechtsprechung, das überprüfen. Herr Schindler, Sie 
haben recht, wenn Sie sagen, dass wir das mit einem 
Gesetz machen könnten. Aber es passiert nicht. Des-
halb wählt dieses Aktionsbündnis diesen Weg. Wir als 
FREIE WÄHLER werden diesen Weg unterstützen.

(Jürgen W. Heike (CSU): Wie bitte?)

Unsere beiden Vertreter haben im Verfassungsaus-
schuss anders abgestimmt.

(Isabell Zacharias (SPD): Aha!)

Herr Heike und Herr Schindler, Ihre juristischen Argu-
mente waren so überzeugend, dass Ihnen die Herren 
gefolgt sind.

(Unruhe)
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Auf der Grundlage politischer und juristischer Argu-
mente haben wir uns als Fraktion dazu entschieden, 
diese Klage zu unterstützen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vielleicht sind Sie doch stark von Ihrem Männlich-
keitsbild geprägt und zeigen auf, wie es nicht geht. Mit 
der Popularklage soll gezeigt werden, dass es mögli-
cherweise doch geht. Diese Klage wendet sich an die 
höchste richterliche Rechtsprechung. Man sollte das 
untersuchen und rechtsprechen lassen. Deshalb wird 
diese Klage von uns unterstützt. Wir als FREIE WÄH-
LER wissen sehr wohl, dass wir in diesem Bereich be-
stimmt noch mehr Hausaufgaben zu machen haben 
als die SPD. Wir arbeiten daran. Das versichern wir 
Ihnen. Wir unterstützen diese Klage.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Kollegin Gottstein. – Herr Kollege Schindler hat 
sich zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte 
schön.

Franz Schindler (SPD): Sehr geehrte Frau Kollegin, 
ich möchte Sie schon fragen, ob Klarheit darüber 
herrscht, worüber abzustimmen ist. Es ist über die 
Frage abzustimmen, ob wir die Popularklage nach 
heutiger Einschätzung für begründet erachten oder 
nicht. Es ist nicht darüber abzustimmen, ob wir das 
Ziel der Popularklage, nämlich dafür zu sorgen, dass 
Männer und Frauen paritätisch in den Parlamenten 
vertreten sind, für richtig erachten. Es ist nicht darüber 
abzustimmen, ob wir das Ziel für richtig halten oder 
nicht. Das halten wir seit 150 Jahren für richtig. Heute 
geht es ausschließlich um die Abstimmung darüber, 
ob wir die Popularklage mit dem vorgetragenen Inhalt, 
dass die Wahlgesetze in Bayern seit 70 Jahren gegen 
die Verfassung verstoßen, für begründet erachten 
oder nicht. Nur darum geht es heute. Ist das klar? Ist 
es klar, dass wir heute darüber abstimmen und nicht 
über die Grundsatzfrage?

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön, 
Frau Gottstein.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): (Von der Rednerin 
nicht autorisiert) Sehr geehrter Herr Kollege, das ist 
uns klar. Sie haben vorhin in Ihrem Redebeitrag er-
wähnt, dass die Verfassung mehrere Male geändert 
worden ist. Das letzte Mal wurde sie 1998 geändert. 
In Ihrem Redebeitrag haben Sie auch gesagt, dass 
man über die Rechtfertigung der Popularklage disku-

tieren kann. Das haben wir noch mal gemacht, und 
deswegen halten wir die Popularklage für begründet.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön, 
Frau Gottstein. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Der federführende Ausschuss 
für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen emp-
fiehlt: Erstens. Der Landtag beteiligt sich an dem Ver-
fahren. Zweitens. Der Antrag ist unbegründet. Drit-
tens. Zum Vertreter des Landtags wird der 
Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. Wer diesem 
Ausschussvotum zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion und 
die SPD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das sind das 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die FREIEN WÄH-
LER. Enthaltungen? – Eine Enthaltung. Damit ist der 
Empfehlung des Ausschusses für Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen zugestimmt worden. 

Ich gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den Antrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Rosi Steinberger und ande-
rer und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betref-
fend "Kein Abriss von Isar 1 unter einem beladenen 
Brennelemente-Becken", Drucksache 17/13694, be-
kannt. Mit Ja haben 70 Abgeordnete gestimmt. Mit 
Nein haben 86 gestimmt. Es gab eine Stimmenthal-
tung. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Damit kann ich Sie in die Mittagspause entlassen. 
Diese dauert bis 12.45 Uhr. Um 12.45 Uhr setzen wir 
die Sitzung mit den Dringlichkeitsanträgen fort.

(Unterbrechung von 12.12 bis 12.48 Uhr)

Präsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und Kolle-
gen, mir ist gesagt worden, die Mittagspause dauert 
bis 12.45 Uhr. Ich bedanke mich bei denjenigen, die 
schon hier im Plenarsaal sind, und bitte alle anderen, 
die mich hören, umgehend auch in den Plenarsaal zu 
kommen.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung der zum Plenum eingereichten 
Dringlichkeitsanträge
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Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u. a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Innen- vor Außenentwicklung - Keine 
Aufweichung im Bauplanungsrecht 
(Drs. 17/15324) 

Zu diesem Dringlichkeitsantrag hat die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN namentliche Abstimmung 
beantragt. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN darf ich Herrn Kollegen Mistol das Wort 
erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Zwar ist b ein kleiner Buchsta-
be, er hat aber manchmal katastrophale Folgen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Still und heimlich ist es der CSU – ich bitte, das den 
nicht anwesenden Kolleginnen und Kollegen auszu-
richten; der Parlamentarische Geschäftsführer wird 
das sicher tun – gelungen, auf Bundesebene in den 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bauge-
setzbuchs und weiterer Gesetze einen Passus hinein-
zumogeln, der dem Flächenfraß in unserem Land Tür 
und Tor öffnen würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, beim Thema "sparsamer 
Umgang mit Grund und Boden" verstehen wir GRÜNE 
keinen Spaß; da ist für uns GRÜNE Widerstand 
Pflicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auf Initiative Bayerns und der CSU wurde in den Re-
ferentenentwurf zur Novelle des Baugesetzbuches ein 
neuer § 13b eingefügt. Dadurch sollen Siedlungser-
weiterungen im Anschluss an im Zusammenhang be-
baute Ortsteile im vereinfachten Verfahren nach § 13a 
für Bebauungspläne der Innenentwicklung ermöglicht 
werden. Dies steht in fundamentalem Widerspruch zu 
den Errungenschaften des Umweltrechts und dessen 
Niederschlag im Baugesetzbuch, wie die Vereinigung 
für Stadt-, Regional- und Landesplanung sowie der 
Bund Deutscher Landschaftsarchitekten in einer ge-
meinsamen Stellungnahme feststellten. – So urteilen 
also die Fachleute über das, was Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU, vorhaben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, wirklich am meisten ärgert 
mich, dass dadurch die eigentliche und sehr begrü-
ßenswerte Zielsetzung des Gesetzesvorhabens, die 
Stärkung der Innenentwicklung in den Stadt- und 

Ortszentren, zur Farce zu verkommen droht. Was war 
denn die eigentliche Intention der Bundesbauministe-
rin? – Durch die Novelle soll den Kommunen ein 
neues, wirksames Instrument zum Umgang mit dem 
anhaltenden Zuzug in Ballungsräumen an die Hand 
gegeben werden. Herzstück ist dabei der neue Bau-
gebietstyp "Urbanes Gebiet". In diesem urbanen Ge-
biet soll dichter und höher gebaut werden können; es 
soll ein Miteinander von Wohn- und Gewerbenutzung 
möglich sein. Das Leitbild einer Stadt bzw. eines 
Ortes mit kurzen Wegen, Arbeitsplätzen vor Ort und 
einer guten sozialen Mischung soll umgesetzt werden. 
In urbanen Gebieten sollen Kommunen künftig die 
Möglichkeit erhalten, auch in stark verdichteten Quar-
tieren und sogar in einem gewerblichen Umfeld Woh-
nungen zu bauen und Gebäude für Wohnzwecke um-
zunutzen. Das sind wirklich sinnvolle Ziele, muss man 
sagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Doch dann hat die CSU sich offenbar gedacht: Das ist 
ja eine Riesenidee; beschleunigtes Bauen – das ma-
chen wir doch gleich auch im Außenbereich; bei der 
Siedlungsentwicklung an den Ortsrändern sparen wir 
uns doch gleich noch die bisher notwendige Prüfung, 
ob eine Bebauung im Außenbereich überhaupt ver-
träglich und alternativlos ist, das muss nämlich bisher 
gemacht werden; wir sparen uns die Umweltprüfung – 
so haben Sie sich gedacht –, die frühzeitige Beteili-
gung der Öffentlichkeit und auch der Fachbehörden. – 
Zu allem Überfluss sparen Sie auch noch den Aus-
gleich für Eingriffe in Natur und Landschaft. Das ist 
kontraproduktiv und läuft Ihren Zielen einer nachhalti-
gen Siedlungsentwicklung zuwider.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nebenbei gesagt: Dadurch werden auch landwirt-
schaftliche Flächen vernichtet. Das sollten Sie auch 
bedenken. Die Vorsitzende des Landwirtschaftsaus-
schusses hört schon ganz interessiert zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, Fakt ist, die Intention des 
§ 13a des Baugesetzbuchs, die Innenentwicklung 
sinnvoll zu fördern, wird damit unter Missachtung des 
30-Hektar-Ziels der Bundesregierung konterkariert. 
Und dann versuchen Sie noch, das ganze Elend zu 
kaschieren. Die räumliche Begrenzung von entspre-
chenden Bebauungsplänen auf eine Grundfläche von 
jeweils bis zu 10.000 m2 soll vorgaukeln, dass damit 
die schlimmsten Auswüchse einer ungehemmten Au-
ßenentwicklung verhindert werden sollen. Nicht ver-
hindert wird damit jedoch eine Siedlungsentwicklung 
an mehreren Ortsrandgebieten, was einem Ausfran-
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sen der Siedlungen und damit einer Zersiedelung der 
Landschaft Vorschub leistet. Die Anwendung der be-
kannten Salamitaktik kann mit dieser Regelung eben-
falls nicht ausgeschlossen werden.

Wir müssen bedenken, Deutschland hat über 
11.000 Gemeinden mit durchschnittlich 30 Ortsteilen. 
Damit würden bis zum Ende des Jah-
res 2019  300.000 Hektar Wohnbaufläche am Außen-
rand von Ortsteilen möglich. Statistisch gesehen ent-
spricht das einem Flächenverbrauch von 274 Hektar 
pro Tag in den nächsten drei Jahren, und das zusätz-
lich zu den Normalplanungen von Verkehrsflächen 
und Gewerbegebieten. Für Bayern würde diese Neu-
regelung konkret bedeuten, dass der tägliche Flä-
chenverbrauch von 13 Hektar auf gut 51 Hektar an-
steigen würde. Der Vorsitzende des 
Umweltausschusses, mein Kollege Dr. Magerl, hat zu 
Recht von einem Anschlag auf die freie Landschaft 
gesprochen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, es ist überhaupt nicht not-
wendig, so etwas zu machen; denn die bundesweiten 
Innenentwicklungspotenziale werden auf rund 
165.000 Hektar geschätzt. Die Befristung des neuen 
§ 13b des Baugesetzbuchs auf drei Jahre erweckt 
den Eindruck, die Auswirkungen könnten sich in 
einem überschaubaren Rahmen halten. Diese Befris-
tung könnte jedoch insoweit zum Problem werden, als 
die Kommunen sie als Druck oder, wie es die CSU 
ausdrückt, als Chance empfinden könnten, innerhalb 
dieses Zeitfensters möglichst intensiv von dieser Re-
gelung Gebrauch zu machen. Mit dieser Befristung 
lösen Sie doch eine regelrechte Bau- und Planungs-
panik aus, die das Gesicht der Landschaft nachhaltig 
verändern würde.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, selbst in 
Ihren eigenen Reihen gibt es ja noch so etwas wie ein 
ökologisches Gewissen. Ich darf Ihren Bundestags-
Kollegen Josef Göppel zitieren. Er sagt: Das ist ein 
Generalangriff auf die Schönheit und die Lebensquali-
tät Bayerns, ein Freibrief für das Bauen auf der grü-
nen Wiese. Ich füge hinzu: Das ist ein Angriff auf un-
sere Heimat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir fordern Sie deshalb auf: Stimmen Sie unserem 
Antrag zu! Helfen Sie mit, diesen sinnlosen Paragra-
fen ersatzlos aus dem Baugesetzbuch zu streichen! 
Ergreifen Sie endlich selbst Maßnahmen, um den Flä-
chenfraß in Bayern zu stoppen! Wir brauchen kein 
vereinfachtes Verfahren für den Außenbereich, son-

dern endlich eine verbindliche Obergrenze für den 
Flächenverbrauch und ein klares Bekenntnis zu dem 
Grundsatz "Innen- vor Außenentwicklung". Außerdem 
brauchen wir eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist höchste 
Zeit, verlorenen Boden gutzumachen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
CSU-Fraktion darf ich jetzt Herrn Kollegen Dr. Bern-
hard das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Otmar Bernhard (CSU): Frau Präsidentin, Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Mistol, Sie kämpfen hier 
gegen Windmühlen, und Sie bauen einen Pappkame-
raden auf, auf den Sie schießen. Wenn das, was Sie 
hier behaupten, richtig wäre, stünde ich an Ihrer Seite. 
Es ist aber nicht richtig.

Was ist der Ausgangspunkt dieses Themas? – Der 
Ausgangspunkt ist der Umstand, dass wir einen drin-
genden Wohnungsbedarf haben. Wir stellen fest, dass 
selbst die Wohnungen, die jetzt gebaut werden, und 
der Wohnungsbau, der angeschoben wird, bei Wei-
tem nicht ausreichen, um den Wohnungsbedarf eini-
germaßen zu befriedigen. Bei diesem Thema beste-
hen auch große regionale Unterschiede, zum Beispiel 
zwischen dem Ballungsraum München und ländlichen 
Gebieten. Das alles muss man sehen. Sie haben da-
gegen pauschalierende Gutachten zu den Entwick-
lungsmöglichkeiten der Innenstadt herangezogen.

Selbst die Gutachter, die Sie zitieren, sagen, dass es 
diese regionalen Unterschiede gibt und dass wir hier 
eine ganz andere Situation als beispielsweise in Nord-
bayern haben. Das nächste Thema, das die Gutach-
ter anführen, ist die Aktivierbarkeit. Wie viele der theo-
retisch ermittelten Flächen können tatsächlich für den 
Wohnungsbau aktiviert werden? An dieser Frage 
scheitert es sehr oft. Ich nenne nur das Stichwort 
Marktgängigkeit. Diese Zahl ist höchst fragwürdig.

Der zentrale Punkt ist: Alles, was Sie hier infrage stel-
len, ist nicht infrage zu stellen, da die Prinzipien, zum 
Beispiel der Vorrang der Innenentwicklung, weiterhin 
gelten. Auch künftig muss geprüft werden, ob land-
wirtschaftliche Flächen tatsächlich in Anspruch ge-
nommen werden müssen. Der Wegfall der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bedeutet nicht, dass das 
materielle Umweltrecht nicht angewendet werden 
müsste. Das alles muss auch künftig geprüft werden. 
Darum ist die Vorstellung, die Sie haben, völlig falsch. 
Das materielle Recht gilt weiterhin und muss beachtet 
werden. Das muss auch nachgewiesen werden. Das 
ist völlig klar.
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Auch künftig muss ein Bauleitplanverfahren mit öffent-
licher Beteiligung und Transparenz durchgeführt wer-
den. In diesem Verfahren muss abgewogen werden, 
wie dies bei jedem Bebauungsplan der Fall ist. Sollte 
die Abwägung falsch sein, ist dies justiziabel. Das 
wissen Sie. Sie tun so, als sollte künftig im Außenbe-
reich das Baurecht wild und ohne materielle Prüfung 
ausgewiesen werden. Das ist schlicht falsch.

Eines muss ich auch sagen: Sie tun so, als ob Sie in 
das Verantwortungsbewusstsein der Kommunen null 
Vertrauen hätten. Für Sie sind alle Kommunen wilde 
Planer, die einfach Bebauungspläne im Außenbereich 
erlassen. Ich glaube, so ist es nicht, und das sehen 
wir anders. Insofern handelt es sich nicht um eine Ka-
tastrophe, wie Sie gesagt haben, sondern wirklich um 
den Versuch, etwas zu tun, damit wir dem Wohnungs-
mangel, den wir in bestimmten Bereichen haben, ge-
recht werden können.

Auch Ihr Hinweis auf die neue Kategorie "Urbane Ge-
biete", die es geben wird, ist schief. Es ist sicher rich-
tig, dass man versucht – das unterstützen wir ja auch 
voll –, mit der neuen Kategorie noch mehr Baurecht 
für den Wohnungsbau zu schaffen, indem man die 
Vorhaben kompatibler macht, was zum Beispiel den 
Lärmschutz und andere Themen anbelangt, weil man 
dann in solchen Bereichen in Zukunft etwas andere 
Maßstäbe anlegt. Aber diese neuen Gebiete werden 
kerngebietsähnliche Bereiche sein, die überhaupt kei-
nen Bezug zu dem haben, was wir hier wollen. Man 
kann also nicht sagen, dass wir das Instrument, das 
wir jetzt schaffen wollen, nicht brauchen, weil wir "Ur-
bane Gebiete" schaffen.

Im Übrigen – das wissen Sie auch – begrüßen alle 
kommunalen Spitzenverbände bundesweit diese 
Möglichkeit, die – Sie haben es erwähnt – befristet ist. 
Das heißt, wir schauen einmal, wie sich der Woh-
nungsbedarf entwickelt und ob der Druck wieder 
nachlässt. Dann fällt diese Möglichkeit in Zukunft wie-
der weg. Sie ist also befristet. Auch was die Fläche 
anbelangt, ist das Ganze befristetet. Sie haben das 
erwähnt. Insofern sehen wir es als eine vernünftige 
und temporäre Veränderung des Baurechts und, weil 
die materiellen Kriterien weiterhin gelten, auch als 
eine vernünftige Balance, beschleunigt auch in sol-
chen Bereichen zu Baurecht zu kommen. Insofern 
gibt es für Ihren Antrag und für Ihre Dramatisierung 
überhaupt keinen Anlass. Wir müssen Ihren Antrag 
leider ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
SPD-Fraktion jetzt der Kollege Dr. Wengert. Bitte 
schön, Herr Kollege.

Dr. Paul Wengert (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Änderung 
des Baugesetzbuches dient der Anpassung des Städ-
tebaurechts an die Vorgaben der EU-Richtli-
nie 2014/52 und der Stärkung des neuen Zusammen-
lebens in der Stadt, wozu auch die neue 
Baugebietskategorie "Urbane Gebiete" eingeführt 
wird, was wir sehr begrüßen. Ein Pferdefuß ist aller-
dings der beabsichtigte neue § 13b des Baugesetzbu-
ches. Er normiert die Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in das beschleunigte Verfahren, wonach 
nun Bebauungspläne mit einer Grundfläche bis zu 
10.000 m2 ebenfalls im beschleunigten Verfahren auf-
gestellt werden können. Es geht um Bebauungspläne, 
durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen und 
Flächen begründet wird, die sich an im Zusammen-
hang bebaute Ortsteile anschließen, wie es im Geset-
zestext heißt. Die Verfahrensbeschleunigung und -
vereinfachung wird dadurch erreicht, dass die 
Umweltverträglichkeitsprüfung ebenso entfällt wie die 
Verpflichtung, einen Ausgleich für die damit verbunde-
nen Eingriffe in Natur und Landschaft zu schaffen.

Natürlich ist es völlig unbestritten, dass wir dringend 
für mehr, und zwar für sehr viel mehr Wohnraum sor-
gen müssen, und dies nicht nur in Ballungszentren, 
auch wenn der Bedarf dort wohl am größten ist, son-
dern im ganzen Land. Aber, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, der Zweck heiligt natürlich nicht die Mittel. 
Nun scheint der Umgriff der hier in Betracht kommen-
den Flächen auf den ersten Blick überschaubar zu 
sein – von weniger als 10.000 m2 Grundfläche ist da 
die Rede –; aber das entspricht je nach Erschlie-
ßungs- und Grünlandkonzept tatsächlich einer Ge-
samtfläche vom Drei- bis Vierfachen. Wir sprechen 
hier also von 30.000 bis 40.000 m2.

Dazu kommt, dass eine entsprechende Siedlungsent-
wicklung an mehreren Ortsrandgebieten ermöglicht 
wird, die vorhandene Bebauung damit ausfranst, wie 
es der Kollege Mistol schon gesagt hat, und es zu 
einer weiteren Zersiedelung der Landschaft kommt. 
Damit wird die sehr positive Absicht des § 13a des 
Baugesetzbuches geradezu konterkariert, wo es um 
die bevorzugte Förderung der Innenentwicklung geht. 
Die Befristung der 13b-Regelung auf drei Jahre, Herr 
Kollege Bernhard, macht es nicht viel besser und er-
weckt den Eindruck, die Auswirkungen würden sich 
schon in einem überschaubaren Rahmen halten. Das 
Gegenteil wird der Fall sein. Denn die Kommunen 
sehen sich dem Druck ausgesetzt, innerhalb dieser 
drei Jahre möglichst intensiv von der Neuregelung 
Gebrauch zu machen und die Innenentwicklung vor-
erst zurückzustellen. Damit wird die Innenentwicklung 
plötzlich gegenüber der Außenentwicklung nachran-
gig.

8434 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/95 v. 09.02.2017

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000351.html


Einen ähnlichen Planungsbeschleunigungseffekt gab 
es auch im Hinblick auf die Einführung der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung in das Bauleitplanverfahren 
durch die Baugesetzbuchnovelle von 2004. Ja, auch 
wir haben großes Vertrauen in die Kommunen, deren 
Planungshoheit durch die Streichung von § 13b ja 
überhaupt nicht berührt wird. Im Gegenteil, ihre Flä-
chennutzungsplanung wird durch diesen § 13b nicht 
über den Haufen geworfen. Dass das Flächenspar-
ziel, also das Ziel, bis 2020 die Inanspruchnahme 
neuer Flächen für Siedlungs- und Verkehrsprojekte in 
Deutschland auf 30 Hektar pro Tag zu reduzieren, 
damit noch ein Stück weiter in die Ferne rückt, brau-
che ich nicht näher zu erläutern. Das wird so sein.

§ 13b ist also mit heißer Nadel gestrickt, und dazu 
muss man wissen – Kollege Mistol hat darauf schon 
hingewiesen –, dass es sich bei der Novellierung des 
Baugesetzbuches um einen Kompromiss handelt und 
der im Referentenentwurf des Bundesbauministe-
riums noch nicht enthaltene § 13b erst auf Druck der 
CSU in den Entwurf eingefügt wurde. Während der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund die Regelung 
im Hinblick auf den Wohnungsbedarf begrüßt, findet 
die Regelung beim Bayerischen Städtetag nur bedingt 
Zustimmung. Er möchte eine Beschränkung der Be-
bauung im Bereich des § 13b auf Geschosswohnun-
gen. Ob dies allerdings im Hinblick auf die Ortsrandla-
gen und das Ziel einer abgestuften Bebauung von 
innen nach außen sinnvoll ist, ist meines Erachtens 
schon eher fraglich.

Der Bundesrat hat die Sprengkraft der 13b-Regelung 
offensichtlich erkannt. Im Ausschuss für Städtebau, 
Wohnungswesen und Raumordnung wurde dem An-
trag, § 13b ersatzlos zu streichen, letzte Woche mit 
zehn zu vier Stimmen bei zwei Enthaltungen zuge-
stimmt. Im Umweltausschuss fiel auf den gleichlau-
tenden Antrag mehrerer Länder hin die Entscheidung 
sogar einstimmig, also auch mit der Stimme Bayerns. 
Damit dürfte sicher sein, dass das Plenum des Bun-
desrats in seiner morgigen Sitzung die Streichung von 
§ 13b zumindest mit großer Mehrheit beschließen 
wird, und das ist auch gut so. Daher stimmen wir als 
SPD-Fraktion dem Antrag der GRÜNEN heute zu.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER: Herr 
Kollege Muthmann, bitte. Bitte schön, Herr Kollege.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege 
Mistol hat von der Gefahr eines Flächenfraßes ge-
sprochen und die in Rede stehende Änderung des 
Baugesetzbuches in vielerlei Hinsicht als Drohkulisse 

beschrieben. Auch die Überschrift des Antrags 
"Innen- vor Außenentwicklung – Keine Aufweichung 
im Bauplanungsrecht" deutet auf Gefahren hin, die 
der Gesetzentwurf aber nicht enthält.

Was wir heute beraten, tangiert die materielle Frage 
und das materiell-rechtliche Gebot. Weiterhin gilt un-
verändert, dass in Ballungsgebieten, sonst überall in 
Bayern und aufgrund von Bundesrecht ebenso darü-
ber hinaus die Inanspruchnahme des Außenbereichs 
nur möglich ist, wenn die intendierten bauleitplaneri-
schen Ziele als Innenentwicklungsmaßnahmen nicht 
realisiert werden können.

Was sowohl der Herr Kollege Mistol als auch der Herr 
Kollege Dr. Wengert als Probleme beschrieben 
haben, ist in der Tat materiell-rechtlich zu entschei-
den. Wenn im Übrigen die Gemeinden eine städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme am Ortsrand durch-
führen wollen – und darüber sprechen wir ja –, dann 
könnten sie das jetzt auch – verfahrensmäßig er-
schwert. Die vorgezogene Bürgerbeteiligung, die vor-
gezogene Beteiligung der Öffentlichkeit ist im norma-
len Verfahren aber natürlich unerlässlich, das ist 
richtig.

An der Frage "Vorrang der Innenentwicklung" ändert 
sich in diesem und durch dieses Gesetz jedoch 
nichts. Wir haben weiterhin § 1 Absatz 5 Satz 2 des 
Baugesetzbuches, der den Vorrang der Innenentwick-
lung unverändert festlegt. Wir haben weiterhin in § 1 
Absatz 6 unter allen aufgeführten Belangen natürlich 
auch die Belange einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung, die Belange des Naturschutzes und – in 
diesem Sinne wohlverstanden – die Verpflichtung der 
Gemeinden, Natur und Landschaft nur insoweit anzu-
tasten, als dies zur Erreichung des planerischen Ziels 
unerlässlich ist. Des Weiteren haben wir in § 1 Ab-
satz 4 die Anordnung, dass die Ziele der Raumord-
nung zu beachten und verbindlich sind.

Auch das Landesentwicklungsprogramm sieht sehr 
deutlich die verpflichtende Vorgabe bei allen planeri-
schen Tätigkeiten der Gemeinden, Flächen zu spa-
ren, und Nummer 3.2 des derzeit gültigen LEPs ent-
hält die Verpflichtung der Planungsträger, die 
Potenziale der Innenentwicklung vorrangig zu nutzen. 
Gemäß Nummer 3.3 ist die Zersiedelung zu vermei-
den.

Man muss immer wieder betonen: Hier geht es aus-
schließlich um eine verfahrensmäßige Erleichterung, 
und wenn wir an anderer Stelle – das haben die bei-
den Vorredner von der SPD und den GRÜNEN Gott 
sei Dank auch gesagt – über den Wohnungsbedarf 
als besondere politische Herausforderung sprechen, 
betonen auch alle Fraktionen, dass alle Mittel ergriffen 
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werden müssen, um die diesbezüglichen Ziele zu er-
reichen. Das wird nicht der Königsweg sein, aber aus-
gehend von den Problemen in den Ballungsräumen 
ist das für die nächste Zeit schon ein Stück weit eine 
Erleichterung.

Es gibt allerdings auch einen Wohnungsbedarf außer-
halb der Ballungsräume. Wir sind zuversichtlich, dass 
unsere Gemeinden, gemessen auch an ihren jeweili-
gen Problemen und den jeweiligen Herausforderun-
gen und Möglichkeiten zur Innenverdichtung oder 
einer Nutzung im Innenbereich, unter Wahrung der 
Vorgabe, der Innenentwicklung den Vorrang zu 
geben, Außenbereichsflächen nur dann in Anspruch 
nehmen, wenn sie den benötigten Wohnbedarf auch 
nur auf diese Art und Weise realisieren können.

Malen Sie daher an dieser Stelle nicht den Teufel an 
die Wand. Alle Formulierungen wie "Flächenfraß" 
oder "Freibrief zur Bebauung im Außenbereich" sind 
eine Mär. Tatsächlich bleibt das einschlägige Gebot 
materiell-rechtlich unangetastet. Wir können dem An-
trag daher nicht zustimmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
Staatsregierung hat der Herr Staatsminister Herrmann 
um das Wort gebeten. Bitte schön, Herr Staatsminis-
ter.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Der Mangel an Bauland ist in der Tat ein immen-
ses Problem. Durch die starke Zuwanderung hat sich 
die Situation auf dem angespannten Wohnungsmarkt 
in Bayern weiter zugespitzt. Wir brauchen deshalb 
eine gewaltige Steigerung des Wohnungsangebots im 
ganzen Land für eine angemessene Wohnraumver-
sorgung aller Bevölkerungsteile. Es ist nicht seriös, 
ständig über mehr Zuwanderung zu sprechen und 
gleichzeitig draußen den Eindruck zu erwecken, sie 
wäre ohne neue Wohnbauflächen möglich. Das ist 
nicht ehrlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Wir sind uns einig hinsichtlich der stärkeren Innenent-
wicklung, gar keine Frage. Wir müssen vorhandene 
Potenziale nutzen, auch keine Frage. Aber den Ein-
druck zu erwecken, als käme man ohne die Auswei-
sung von neuen Baulandflächen aus, ist einfach nicht 
vernünftig.

Meine Damen und Herren, die vorrangige Nutzung 
der Innenentwicklungspotenziale hat erste Priorität, 
das will ich ausdrücklich unterstreichen; zahlreiche 
Publikationen, Veranstaltungen und Initiativen der 

Obersten Baubehörde haben genau dies zum Thema. 
Mit unseren Programmen der Städtebauförderung 
verfolgen wir auch das Ziel, die Ortszentren und In-
nenstädte funktionsfähig und attraktiv zu gestalten. 
Wir fördern die Sicherung vitaler Stadt- und Ortskerne 
und die Wiedernutzung von Gebäudeleerständen und 
Brachflächen. Für die Wohnraumförderung gilt Ent-
sprechendes mit dem Fördervorrang für den Bau 
neuen Wohnraums auf innerörtlichen Flächen sowie 
für den Erwerb vorhandenen Wohnraums.

Darüber hinaus betone ich die Rolle und die Möglich-
keiten der Städte und Gemeinden im Rahmen ihrer 
kommunalen Planungshoheit. Durch die Aufstellung 
und Änderung von Bebauungsplänen können sie die 
Nachverdichtung gezielt fördern und die Potenziale 
der Innenentwicklung ausschöpfen. Möglichkeiten der 
Beschleunigung sieht das Baugesetzbuch dabei für 
die Bebauungspläne der Innenentwicklung vor.

Aber all dies wird nicht ausreichen. Die Anstrengun-
gen für mehr Wohnungsbau müssen vom Gesetzge-
ber, in diesem Fall vom Bundesgesetzgeber, durch 
zusätzliche bauplanungsrechtliche Erleichterungen 
flankiert werden. Ich denke, dass wir mit der auf drei 
Jahre befristeten, probeweisen Erweiterung des be-
schleunigten Bebauungsplanverfahrens auch auf Au-
ßenbereichsflächen einen vielversprechenden Ansatz 
haben – aber nur, wenn sie am Ortsrand liegen, wohl-
gemerkt, damit die Landschaft nicht zersiedelt wird. 
Die zu überplanende Grundfläche wird dabei auf 
einen Hektar beschränkt. Ich möchte mich ausdrück-
lich dagegen verwahren, dass damit ein unkontrollier-
tes Ausweisen von Bauflächen an Ortsrändern und in 
Umlandgemeinden verbunden wäre, wie es in der An-
tragsbegründung heißt. Davon kann keine Rede sein.

Es gelten die übrigen Vorschriften des Baugesetzbu-
ches, und das Ganze erfordert natürlich eine geordne-
te Beschlussfassung im Gemeinderat. Es geht aber 
darum, es manchen Gemeinden in der Tat zu erleich-
tern, damit sie im Anschluss an vorhandene bebaute 
Flächen erleichtert und beschleunigt entsprechend 
neue Wohnbauflächen ausweisen können. Mit Ihren 
Vorwürfen werden der Charakter und die Ausgestal-
tung der Bauplanung verkannt. Das beschleunigte 
Bauleitplanverfahren ist von Gesetzes wegen darauf 
angelegt, in einem durch hohe Transparenz und Bür-
gerbeteiligung geprägten Prozess die verschiedenen 
öffentlichen Belange planmäßig einer gerechten Ab-
wägung zuzuführen.

Ich will an dieser Stelle unterstreichen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Wir haben die Vorschläge der Bun-
desumwelt- und -bauministerin zur Erleichterung des 
Bauens im Innenbereich, in den Innenstädten aus-
drücklich unterstützt. Sich aber ausschließlich darauf 
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zu konzentrieren, nur vom Innenbereich zu sprechen, 
das nur durch eine Reduktion der Lärmvorschriften 
usw. zu ermöglichen, ist einfach zu wenig.

Weil Sie gerade die morgige Bundesratssitzung ange-
sprochen haben, will ich ausdrücklich auch darauf hin-
weisen: Die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände – der Deutsche Städtetag, der Deut-
sche Landkreistag und der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund – hat sich zu der morgigen Bundesrats-
sitzung mit einem eindringlichen Appell an die 
Ministerpräsidenten und die Ministerpräsidentin ge-
wandt, und alle drei kommunalen Spitzenverbände 
auf Bundesebene haben gemeinsam ausdrücklich ge-
fordert, an der vorgesehenen Neuregelung des § 13b 
des Baugesetzbuches zur zeitlich befristeten Einbe-
ziehung von Außenbereichsflächen in das beschleu-
nigte Verfahren festzuhalten.

Das heißt, dieser Vorschlag, der auf unsere baye-
rische Initiative zurückgeht, hat die volle Unterstüt-
zung der drei kommunalen Spitzenverbände, auf Bun-
desebene wohlgemerkt. Sie treten nachdrücklich 
dafür ein, dass der Bundesrat diesen Vorschlägen 
morgen zustimmt.

Ich darf ganz kurz aus der Begründung der kommuna-
len Spitzenverbände zitieren: Die geplante Neurege-
lung erweitert die Handlungsmöglichkeiten gerade in 
Bezug auf die vielfach bestehenden dringenden Woh-
nungsbauerfordernisse. Ohne den Vorrang der Innen-
entwicklung aufzugeben, sollte in Städten und Ge-
meinden in einem engen gesetzlichen Rahmen ein 
vereinfachtes Verfahren zur Schaffung nötiger Wohn-
bauflächen an die Hand gegeben werden. Der einge-
schränkte Anwendungsbereich lässt eine ausufernde 
und ungesteuerte Entwicklung im Außenbereich nicht 
erwarten. – So die drei kommunalen Spitzenverbände 
auf Bundesebene.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Gesetzent-
wurf, wie wir ihn auf Bundesebene durchgesetzt 
haben, ist ein guter Vorschlag. Das ist ein Angebot an 
die Kommunen. Die Kommunen haben die Planungs-
hoheit. Sie entscheiden selbst darüber, inwieweit sie 
davon Gebrauch machen. Es ist völlig absurd, anzu-
nehmen, dass jede Gemeinde mit zig Ortsteilen 
davon Gebrauch machen würde. Aber dort, wo sich 
dies anbietet, soll das erleichtert möglich sein. Wir 
wollen, dass mit dem Wohnungsbau in unserem Land 
etwas vorangeht und dass nicht gerade das Bauland 
zum entscheidenden Engpass beim Wohnungsbau 
wird.

Ich bitte Sie, diesen Antrag der Opposition abzuleh-
nen. Er ist wohnungsbaufeindlich, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr 
Staatsminister, dass Sie für eine Zwischenbemerkung 
gleich hiergeblieben sind, zunächst vom Herrn Kolle-
gen Mistol. – Bitte schön, Herr Kollege.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Staatsminister, auch 
wir GRÜNEN sind der Auffassung, dass sich beim 
Wohnungsbau einiges tun muss. Aber dies muss 
auch richtig geschehen. Das, was Sie hier auf den 
Weg gebracht haben, ist aus unserer Sicht die falsche 
Lösung.

Das größte Problem in der Wohnungspolitik ist der 
Mangel an bezahlbarem Mietwohnraum. Da ist das In-
strument, die Innenentwicklung mit dem neuen Bau-
gebietstyp "Urbanes Gebiet" zu stärken, der richtige 
Ansatz. Aber wenn Sie diese Erleichterungen heute 
im Außenbereich machen, dann brauchen wir kein be-
schleunigtes Verfahren. Dafür ist schon das vorhan-
dene Verfahren mit der Flächennutzungsplanände-
rung und dem Aufstellen des Bebauungsplans gut. 
Das können die Kommunen weiterhin nutzen, und das 
sollen sie auch nutzen. Im Außenbereich wird es nicht 
um den Mietwohnungsbau gehen, sondern da wird es 
in der Regel um Einfamilienhäuser gehen. Ob dieser 
Siedlungsform allerdings die Zukunft gehört, das 
möchte ich schon einmal infrage stellen.

Sie haben gesagt, es gelte weiterhin der Grundsatz 
"Innenentwicklung vor Außenentwicklung". Dazu 
muss ich sagen: Durch das beschleunigte Verfahren 
kann ein Flächennutzungsplan erst im Nachgang zum 
Bebauungsplan geändert werden. Dann hat man die 
Situation, dass die dringend notwendige Prüfung, ins-
besondere ob die Bebauung von Außenbereichsflä-
chen verträglich und alternativlos ist, die normalerwei-
se in der Flächennutzungsplanung, in der 
Bauleitplanung durchgeführt wird, entfällt. Insofern 
wird dem Grundsatz "Innenentwicklung vor Außenent-
wicklung" nicht mehr Genüge getan.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Lieber Herr Kollege Mistol, ich respektiere Ihre 
persönliche Auffassung. Ich darf aber noch einmal da-
rauf hinweisen, dass nicht nur wir zusammen mit der 
Mehrheit der gesamten CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
anderer Meinung sind, sondern dass auch alle kom-
munalen Spitzenverbände auf Bundesebene das an-
ders sehen als Sie.

Was den Wohnungsbedarf anbetrifft, so kann ich 
Ihnen nur sagen: Ja, natürlich haben wir einen Bedarf 
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an Wohnraum, an überschaubaren kleineren Woh-
nungen, auch in den Innenstädten; das ist gar keine 
Frage. Wenn zum Beispiel eine junge Familie ihr 
zweites Kind erwartet, dann ist es ganz normal, dass 
sie schaut, ob sie nicht irgendwo am Ortsrand ein Rei-
henhaus, eine Doppelhaushälfte oder dergleichen er-
werben oder mieten kann. Wenn sie dann dorthin 
zieht, weil das gerade für die junge Familie sehr 
schön ist, dann macht sie die kleinere Wohnung frei, 
die sie bisher in der Innenstadt bewohnt hat. Da einen 
Gegensatz zu konstruieren und zu sagen, wir bräuch-
ten keinen Wohnraum am Ortsrand mehr, das ist doch 
völlig absurd und geht an der Lebensrealität der Men-
schen in unserem Land völlig vorbei.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister, 
wenn Sie bitte hierbleiben. Es gibt noch zwei Zwi-
schenbemerkungen, zunächst von dem Kollegen Dr. 
Wengert. – Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Paul Wengert (SPD): Herr Kollege Herrmann, so 
absurd, wie Sie dies jetzt darstellen, ist es nicht, was 
Sie an der Äußerung des Herrn Kollegen Mistol kriti-
sieren. Lassen Sie sich das einfach einmal aus dem 
Erfahrungsschatz eines ehemaligen Bürgermeisters 
sagen.

Ich finde es schön, dass Sie heute gerade die Stel-
lungnahmen der kommunalen Spitzenverbände auf 
Bundesebene so ultimativ zitiert haben. Ich würde mir 
wünschen, dass das vielleicht häufiger geschieht. Es 
ist jedenfalls kein durchgängiges Prinzip der Baye-
rischen Staatsregierung, sich den Stellungnahmen 
der kommunalen Spitzenverbände anzuschließen.

Sie haben die Tatsache übersprungen, dass der 
Bayerische Städtetag nicht ungeteilt dem § 13b zu-
stimmt, sondern dass er davon spricht, dies müsse 
zumindest auf Geschosswohnungen beschränkt wer-
den. Das ist genau das, was der Kollege Mistol ge-
sagt hat und was Sie als absurd dargestellt haben, 
bzw. Sie haben die Situation nicht für realistisch ge-
halten.

Ich würde gerne von Ihnen wissen, wie Sie sich das 
unterschiedliche Abstimmungsverhalten Bayerns in 
den Ausschüssen des Bundesrates erklären. In einem 
Ausschuss hat man für die Streichung des § 13b ge-
stimmt. In dem anderen Ausschuss hat man dagegen 
gestimmt. Gilt nun das, was Herrmann sagt oder was 
Scharf sagt, oder gibt es noch eine Ressortabstim-
mung, damit wir morgen wissen, was Sache ist?

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Ich kann Ihnen gerne versichern, lieber Herr Kol-
lege Wengert, dass das Konzept für diese Gesetzes-
änderung in der Obersten Baubehörde im 
Bayerischen Staatsministerium des Innern ausgear-
beitet worden ist, dass das in enger Abstimmung mit 
den Koalitionsfraktionen in Berlin eingebracht worden 
ist und dass sich dann die Koalitionsfraktionen 
CDU/CSU und SPD auf diesen Gesetzentwurf geei-
nigt haben. Es kann kein Zweifel daran bestehen, 
dass die Bayerische Staatsregierung diesen Gesetz-
entwurf unterstützt.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie haben die Frage 
nicht beantwortet!)

– Diese Frage habe ich damit hinreichend beantwor-
tet.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie versuchen, sich um 
die Antwort herumzudrücken!)

Präsidentin Barbara Stamm: Sie müssen es schon 
dem Herrn Staatsminister überlassen, wann er meint, 
dass eine Antwort gegeben worden ist, Herr Kollege.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Halbleib, ich habe Sie vermisst. Schön, 
dass Sie da sind.

(Allgemeine Heiterkeit)

Kollege Erwin Huber, bitte schön.

Erwin Huber (CSU): Herr Staatsminister, der Kollege 
Bernhard hat schon dargestellt, dass wir diese Dring-
lichkeitsanträge von SPD und GRÜNEN ablehnen 
und dass wir dafür sind, diese Erleichterung für den 
Wohnungsbau durchzuführen.

Ich möchte, weil von SPD und GRÜNEN eine Veren-
gung auf den Geschosswohnungsbau vorgenommen 
wurde, darauf hinweisen, dass das eine erhebliche 
Erleichterung auch für Einheimische im ländlichen Be-
reich ist. Wir wollen ja nicht nur für Zuwanderer Wohn-
raum schaffen, sondern es soll die Möglichkeit gege-
ben werden, dass Leute, die in Dörfern und 
Kleinstädten zu Hause sind, in ihrem Heimatort auch 
bauen können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU – Ludwig Hartmann 
(GRÜNE): Das kann man doch schon jetzt!)

Das ist heute durch eine Menge von Vorschriften sehr 
viel schwerer als im vereinfachten Verfahren. Wir wol-
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len, dass die Leute in ihrem Heimatort bauen können. 
– Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Ich meine, SPD und GRÜNE sollten 
ihre Proklamationen für die kommunale Selbstverwal-
tung einpacken; denn wenn es dann so weit ist, den 
Kommunen neue Möglichkeiten zu geben, sind sie 
immer dagegen. Das, was hier von SPD und GRÜ-
NEN gemacht wird, ist verlogen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten 
Dr. Christian Magerl (GRÜNE) – Beifall bei den 
GRÜNEN)

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Herr Kollege Erwin Huber, wie fast immer stim-
me ich hundertprozentig mit Ihnen überein. Dies be-
darf keiner weiteren Kommentierung.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Ich 
habe keine weiteren Wortmeldungen mehr vorliegen. 
Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN hat für ihren Antrag namentliche Ab-
stimmung beantragt. Die Urnen stehen bereit. Ich 
bitte, die Stimmkarten einzuwerfen. Dafür stehen fünf 
Minuten zur Verfügung. Die Abstimmung beginnt.

(Namentliche Abstimmung von 13.30 bis 
13.35 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, die Zeit ist um. Die Abstim-
mung ist geschlossen. Ich bitte, die Stimmkarten 
draußen auszuzählen. Ich gebe das Ergebnis später 
bekannt.

Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen, damit ich 
mit der Sitzung fortfahren kann.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas 
Kreuzer, Gudrun Brendel-Fischer, Angelika 
Schorer u. a. und Fraktion (CSU)
Keine Diffamierung der Landwirtschaft durch 
Bundesministerin Hendricks zulassen 
(Drs. 17/15325) 

und

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert 
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u. a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER)
Plakataktion des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) 

stoppen - Diffamierung des bäuerlichen 
Berufsstandes nicht hinnehmbar (Drs. 17/15327) 

Bevor ich die Aussprache eröffne, hat Herr Kollege 
Arnold zu einem Geschäftsordnungsantrag um das 
Wort gebeten. Bitte schön, Herr Kollege.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die SPD-Landtagsfraktion hat auch 
zu diesem Thema einen Dringlichkeitsantrag gemäß 
§ 60 Absatz 1 Satz 3 der Geschäftsordnung nachge-
reicht, wie wir meinen, zum gleichen Thema. Es geht 
darin auch um die Plakataktion. Dieser Antrag lautet 
wie folgt:

Der Landtag wolle beschließen:

Vor dem Hintergrund der umstrittenen Plakatakti-
on des Bundesumweltministeriums stellt der 
Bayerische Landtag fest, dass die Probleme der 
Landwirtschaft, wie beispielsweise die notwendi-
ge Steigerung der Gewässergüte usw. usf., zu 
behandeln sind.

Letztendlich zielt dieser Antrag darauf ab, aus dieser 
Diskussion für Bayern den Schluss zu ziehen, dass 
wir im Bayerischen Landtag eine Anhörung zu den 
gemeinsamen Problemen in der Agrarpolitik beantra-
gen.

(Widerspruch bei der CSU)

Wir haben das Machbare mit diesem Antrag im Auge. 
Zuständig ist bei dieser Plakataktion der Bund, zu-
ständig ist die Ministerin, letztlich aber auch die Bun-
deskanzlerin im Rahmen der Richtlinienkompetenz.

(Lachen bei der CSU – Beifall des Abgeordneten 
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

In Anbetracht der Tatsache, dass Sie in Lachen aus-
brechen, ist es wohl das Vergnügen der neuen Har-
monie, die Kanzlerin als Spitzenkandidatin vorzu-
schlagen. Wütende und indignierende 
Stellungnahmen gibt es aber nicht nur vonseiten der 
CDU/CSU, sondern es gibt auch eine Stellungnahme 
der SPD-Bundestagsfraktion. Etliche Landesminister, 
auch SPD-Minister, haben sich gegen diese Kampag-
ne in Position gebracht; auch meine Wenigkeit hat 
sich nicht billigend dazu geäußert.

(Zurufe von der CSU)

Allerdings haben all diese Proteste zu nichts geführt. 
Die Kampagne "Gut zur Umwelt. Gesund für alle" ist 
laut Mitteilung geplant, um die Diskussion zum Bür-
gerbeteiligungsverfahren über die Zukunft der euro-
päischen Agrarpolitik zu einer sozialen, nachhaltigen 
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und gemeinsamen zu gestalten. Ein Mittel dafür sieht 
die Bundesregierung in dieser Plakataktion.

Vor diesem Hintergrund ist nunmehr diese kontrover-
se Diskussion entstanden und hat sich tatsächlich 
auch als solche entfaltet. Grundlage ist für uns aber 
immer noch, dass die Plakatkampagne zum Anlass 
genommen werden sollte, Positives für Bayern zu be-
wirken. Klar ist – ob diese Plakataktion jetzt geschickt 
ist oder nicht, ich sage, sie ist ungeschickt –, dass die 
Probleme in der Landwirtschaft, wie die notwendige 
Steigerung der Gewässergüte, die zunehmende Ver-
armung der Artenvielfalt und anhaltender Struktur-
wandel, eines gesamtgesellschaftlichen Dialogs be-
dürfen.

Das ist der Hintergrund der Aktion. Wir ducken uns 
mit diesem Antrag nicht weg. Wir stellen uns in einer 
konstruktiven, verantwortlichen und zielführenden 
Weise. Wir wollen nicht nur Nörgelei und Abwertung 
zum Gegenstand machen.

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, Sie 
haben sich zur Geschäftsordnung gemeldet.

Horst Arnold (SPD): In diesem Zusammenhang ist 
es Aufgabe, politische Perspektiven für eine gemein-
same Agrarpolitik zu schaffen. Deswegen passt dieser 
Antrag sehr wohl zu dem Sachthema. Ich bitte um Zu-
stimmung.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Zur Gegenrede: Herr 
Kollege Zellmeier von der CSU-Fraktion bitte. Bitte 
schön.

Josef Zellmeier (CSU): Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Ich will das Ganze jetzt nicht 
inhaltlich diskutieren, wie es der Kollege Arnold ge-
macht hat. Es geht uns nur darum, ob dieser Antrag, 
den Sie von der SPD eingebracht haben, tatsächlich 
als Nachzieher geeignet ist, in Bezug sowohl auf un-
seren Antrag als auch auf denjenigen der FREIEN 
WÄHLER. Wir haben ein ganz klares Ziel, nämlich 
diese Art der Kampagne. Man kann über Inhalte 
immer diskutieren; aber die Art, wie es gebracht wird, 
ist eine klare Diffamierung. Dagegen wenden wir uns. 
Dass Sie persönlich das auch getan haben, Herr Kol-
lege Arnold, ehrt Sie. Allerdings finde ich es schade, 
dass die SPD dazu keine klare Position einnimmt, 
weder pro noch contra. In dem Antrag geht es um 
einen Dialog und eine Anhörung. Er hat aber mit dem 
eigentlichen Ziel, nämlich der Verurteilung dieser 
kampagnenartigen Diffamierung des bäuerlichen Be-
rufsstandes, nichts zu tun. Sie weichen auf Nachhal-
tigkeit und auf die allgemeine Ausrichtung der Agrar-
politik aus.

(Zurufe von der SPD)

Das hat nichts mit unserem Antrag zu tun. Deshalb ist 
Ihr Antrag als Nachzieher ungeeignet. Sie können den 
Antrag gerne als regulären Antrag in den Ausschuss 
einbringen. Wir werden ihn gerne diskutieren. Aber 
als Nachzieher ist er nicht geeignet, weil die Schnitt-
menge zwischen unserem und Ihrem Antrag so gering 
ist, dass rein formal die Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind. Deshalb werden wir das ablehnen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt darf ich noch dem 
Herrn Kollegen Streibl für die Fraktion der FREIEN 
WÄHLER das Wort erteilen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Rede und Gegenrede?)

– Ich bin darum gebeten worden.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Das ist auch eine Gegenrede. Das betrifft 
auch unseren Antrag, der hier aufgerufen ist. Wir 
haben uns den Nachzieher der SPD angesehen. Das 
ist sicherlich ein guter Antrag, der diskussionswürdig 
ist, aber eben nicht als Nachzieher. Das sieht eher 
nach einem Antrag aus, der schon irgendwo in der 
Schublade lag,

(Inge Aures (SPD): Das ist nicht wie bei euch! – 
Weitere Zurufe von der SPD)

in den man schnell handschriftlich die umstrittene Pla-
kataktion hineingeschrieben hat, um irgendeinen 
Bezug herzustellen. Für uns ist das ein peinlicher Ver-
such, von einem peinlichen Geschehen in Berlin ab-
zulenken. Man will hier das Thema in eine andere 
Richtung lenken.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der 
CSU)

Sie versuchen abzulenken. Dieser Antrag ist eine typi-
sche Nebelkerze, weil Sie die Diskussion in für Sie 
angenehmere Gefilde bringen wollen. Aber, meine 
Damen und Herren von der SPD, Sie werden sich der 
nachfolgenden Diskussion stellen müssen und sich 
anhören müssen, um was es hier geht und was wir 
sagen wollen.

(Zurufe von der SPD)

Daher werden wir diesen Nachzieher ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der 
CSU)
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Präsidentin Barbara Stamm: Wir kommen damit zur 
Abstimmung über den Geschäftsordnungsantrag. Wer 
dem Antrag der SPD seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
SPD-Fraktion und die Fraktion von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. 
– CSU und Fraktion der FREIEN WÄHLER. Stimm-
enthaltungen? – Keine. Damit ist dieser Geschäftsord-
nungsantrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Aussprache. Ich darf als Erste 
der Frau Kollegin Brendel-Fischer für die CSU-Frak-
tion das Wort erteilen. Bitte schön.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Frau Präsidentin, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die CSU-
Landtagsfraktion verurteilt die von Bundesumweltmi-
nisterin Hendricks veranlasste Plakataktion auf das 
Schärfste und fordert die Ministerin auf, diese sofort 
einzustellen und sich bei der deutschen Landwirt-
schaft zu entschuldigen.

(Beifall bei der CSU)

Es kann nicht angehen, dass eine ranghohe Politike-
rin einen ganzen Berufsstand unter Generalverdacht 
stellt und dafür auch noch 1,6 Millionen Euro an Steu-
ergeldern verschwendet.

(Beifall bei der CSU – Harry Scheuenstuhl (SPD): 
10 Milliarden Euro habt ihr verbraten!)

Hier fehlt es an Fachkompetenz, an Objektivität und 
an Seriosität, meine Damen und Herren.

(Widerspruch bei der SPD)

Dass Frau Hendricks ein grundsätzliches Misstrauen 
gegenüber dem Agrarressort hegt, ist bekannt.

(Zuruf von der SPD: Das ist böswillige Unterstel-
lung! – Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Das ist 
postfaktisch! – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Aber von einer studierten Sozialwissenschaftlerin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, erwarte ich ein Min-
destmaß an Empathie und psychologischem Gespür.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN)

Eine solch tendenziöse öffentliche Debatte zur Weiter-
entwicklung der Landwirtschaft ist unanständig und 
zeugt von geringem Interesse an einer gemeinsamen 
Lösungsfindung, die wir alle wollen.

(Kerstin Celina (GRÜNE): Wer hat denn die De-
batte – –)

– Halten Sie doch bitte mal den Mund! Wir waren 
doch auch die ganze Zeit leise, als Sie sich heute früh 
ausgelassen haben.

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): Das 
glauben Sie ja selber nicht! – Weitere Zurufe von 
der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, für Ord-
nung sorge ich. Bitte fahren Sie fort.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Okay. Ich würde 
gern weiterreden.

(Thomas Mütze (GRÜNE): Man muss hier nicht 
den Mund halten! Sie verbieten hier nicht den 
Mund!)

Anstatt so, wie wir es wollen, ökologische und ökono-
mische Anliegen abzuwägen und geschickt zusam-
menzuführen, setzt Frau Hendricks mit verunglimpf-
enden Bauernregeln auf Generalattacke. Das ist nicht 
gut so. Dabei weiß sie sehr wohl, dass Landwirtschaft 
heute unter strengsten Auflagen und unter intensivs-
ter Beobachtung stattfindet, dass harter Konkurrenz-
kampf auf den Märkten herrscht, immer mehr NGOs 
mit viel sachfremder Propaganda die Branche beein-
flussen und bei den Verbrauchern immer weniger 
Kenntnisse über Nahrungsmittelproduktion vorhanden 
sind. Verwöhnung und Wohlstandsmentalität, meine 
Damen und Herren, haben sich etabliert. Hauptsache, 
es ist immer alles da, was man zum Leben braucht, in 
bester Qualität, aber billig. Die meisten wollen es lei-
der nicht preiswert, sondern billig. Zur Verbraucherbil-
dung leisten die gereimten Bauernregeln Ihrer Bun-
desministerin, liebe SPD, keinen Beitrag. Sie 
gereichen allenfalls zur Volksverdummung. Das ist 
unsere Meinung.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Schauen wir es ganz genau an. Wir wissen alle, dass 
wir bald eine Bundestagswahl haben. Für mich riecht 
das Ganze nach Wahlkampf auf Kosten der Steuer-
zahler.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Was ist mit den 70 Milli-
onen Euro von Herrn Schmidt? – Weitere Zurufe 
von der SPD – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Frau Hendricks macht mit der Aktion deutlich, dass ihr 
wichtige Zusammenhänge der Landnutzung und Tier-
haltung nicht bekannt sind oder sich ihr immer noch 
nicht erschlossen haben. Das wird offensichtlich. Ein 
mehrwöchiges Praktikum in einem bayerischen Be-
trieb könnte den notwendigen Lernzuwachs ermögli-
chen. Meine Damen und Herren, dann würde bei-
spielsweise deutlich, dass Düngung und 
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Pflanzenschutz sparsamst eingesetzt werden; denn 
Landwirte können mit ihren Ressourcen nicht so groß-
zügig umgehen wie Frau Hendricks mit ihrem Werbe-
etat.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo!)

Die Chance, sich etwas von unserem bayerischen 
Weg abzuschauen, beispielsweise von unserem Mi-
nister, sollte sie nicht verpassen. Auch wir in Bayern 
wollen den Herausforderungen von Umwelt, Natur-
schutz und Landwirtschaft natürlich gerecht werden. 
Wir setzen nicht auf Konfrontation, sondern auf Zu-
sammenarbeit – dies wird in unserer Fraktion durch 
vorbildliche Kooperation des Landwirtschaftsarbeits-
kreises mit dem Umweltarbeitskreis, aber auch durch 
die Zusammenarbeit der beiden Staatsminister immer 
wieder deutlich –, ob wir die Landschaftspflege, den 
Vertragsnaturschutz oder das KULAP nehmen. Alle 
Programme gehen letztlich mit einer Win-win-Situa-
tion für die teilnehmenden Partner einher und betref-
fen ein gutes Drittel der bayerischen landwirtschaftli-
chen Nutzfläche. Das soll uns erst mal jemand 
nachmachen. Blühflächeninitiativen, Imkern auf 
Probe: Das sind bayerische Erfolgsgeschichten. Wir 
spielen Landnutzung und Umweltanliegen eben nicht 
gegeneinander aus, sondern führen sie zusammen. 
Agrarökologie, Wasserberatung – Herr Arnold, Sie 
sind im Ausschuss, Sie bekommen das doch immer 
alles mit – und Gewässerschutz gewinnen in Bayern 
seit Jahren an Bedeutung und spielen eine zentrale 
Rolle in Aus- und Fortbildungsangeboten.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Ganz ruhig bleiben!)

Wir dichten nicht, wir reimen nicht, Herr Pfaffmann. 
Wir handeln! Das ist der Unterschied zwischen uns 
und Ihnen.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei der SPD)

Natürlich räumen wir ein: Schwarze Schafe dürfen 
nicht geschont werden. Das lassen auch wir nicht zu.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Sehr gut!)

Herr Pfaffmann, da Sie mich so angrinsen, würde es 
mich schon reizen, ein paar Sprüche über Frau Hend-
ricks loszulassen. Aber ich werde es nicht tun; wir 
bleiben sachlich.

(Lachen bei der SPD)

Da heute auch Faschingsgäste im Haus sind, bin ich 
mir sicher, dass da spätestens beim Veitshöchheimer 
Fasching etwas fällig ist.

(Beifall bei der CSU – Dr. Paul Wengert (SPD): 
Tata! Tata! Tata!)

Dass die Bundesministerin falsch tickt, belegen übri-
gens auch mutige Statements führender SPD-Fach-
leute. "Ich halte die Kampagne für platt, gefährlich und 
kontraproduktiv", äußerte beispielsweise Till Back-
haus, SPD-Agrarminister von Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Frau Hendricks reagiert, indem sie sagt, Öffentlich-
keitsarbeit müsse Aufmerksamkeit erzeugen und zum 
Mitmachen anregen. Zu dieser Aussage kann ich nur 
sagen: Diese Offensive ist voll in die Hose gegangen.

(Beifall bei der CSU)

In einem Beitrag für die "Bild"-Zeitung brillierte Frau 
Hendricks im Übrigen damit, dass sie, wo immer es 
möglich sei, Müll vermeide. Mit ihrer Kampagne hat 
sie leider das Gegenteil bewirkt; sie hat viel unnötigen 
Müll produziert.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Diesen gilt es jetzt umweltgerecht zu entsorgen. Frau 
Hendricks sollte sich beim Bauernstand und bei allen 
Steuerzahlern entschuldigen. Eines ist sicher: Für 
eine weitere Kabinettskarriere hat sie sich disqualifi-
ziert.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt darf ich für die 
Fraktion der FREIEN WÄHLER Herrn Kollegen Kraus 
das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Nikolaus Kraus (FREIE WÄHLER): (Vom Redner 
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Kolleginnen und 
Kollegen! Endlich – endlich steht auf unserer Tages-
ordnung wieder ein Dringlichkeitsantrag, der tatsäch-
lich dringlich ist.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der CSU)

Ein noch dringlicheres, noch aktuelleres Thema konn-
te uns wohl kaum auf dem Tablett serviert werden.

Worum geht es? – Wir beraten über die misslungene 
– oder: unglückliche – Plakataktion der Bundesminis-
terin Barbara Hendricks. Diese Werbeagentur – ich 
weiß nicht, was sie für diese Kampagne bekommt – 
ist ihr Geld wert gewesen. Die mediale Aufmerksam-
keit ist groß. Das Netz und alle Zeitungen sind voll mit 
entsprechenden Berichten. An allen Stammtischen 
wird darüber gesprochen. Viele Politiker haben sich 
dazu geäußert.
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Leider ist der Anlass, aus dem wir darüber sprechen 
müssen, nicht so schön; sonst hätten wir das Thema 
nicht zum Gegenstand eines Dringlichkeitsantrags ge-
macht. Vielleicht hat sich die Agentur das Motto von 
Hollywood zu eigen gemacht: Hauptsache, man ist im 
Gespräch, ob negativ oder positiv, spielt keine Rolle; 
Schlagzeilen sind wichtig, ganz gleich, wie sie ausfal-
len.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Aber wir reden hier von Steuergeldern. Laut Medien-
berichten hat diese unglückliche Kampagne über 
1,6 Millionen Euro gekostet. Auch vom Bund der 
Steuerzahler kam in einer Pressemitteilung schärfste 
Kritik.

Prof. Klaus Lutz, Vorstandsvorsitzender des BayWa-
Konzerns – "BayWa" steht ursprünglich für "Baye-
rische Warenvermittlung"; der Konzern ist in der 
Münchner Arabellastraße ansässig – sprach davon, 
dass es sich eventuell um eine Wahlkampfaktion han-
dele. In der Pressemitteilung ist weiter zu lesen, dass 
die Kampagne für die bayerischen Bauern sicherlich 
nicht günstig sei; sie sei schiefgelaufen und habe das 
Ziel verfehlt.

Wogegen richtet sich die Aktion konkret? – Sie richtet 
sich gegen ehrliche, hart arbeitende Menschen, die, 
wenn es tierhaltende Betriebe sind, 365 Tage im Jahr 
tätig sind. Viele Landwirte machen das ihr Leben lang, 
sie bewirtschaften seit Generationen den Hof. Gegen 
diese anständigen, fleißigen Leute spricht sich die Ak-
tion aus. Das können wir nicht hinnehmen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die Überschrift der Kampagne lautet: "Neue Bauern-
regeln". Die alten Bauernregeln gibt es seit Jahrhun-
derten. Wie heißt es so schön: "Bauernregeln sind 
meist in Reimform gefasste alte Volkssprüche über 
das Wetter und die Folgen für die Landwirtschaft."

Die Folgen, die die elf sogenannten "neuen Bauernre-
geln" haben würden, sollte die Aktion wie geplant am 
13. Februar 2017 bundesweit starten, wären inakzep-
tabel.

Was wollte das Bundesumweltministerium mit dieser 
Aktion eigentlich erreichen? Laut einer Reaktion vom 
3. Februar 2017, die das Pressereferat herausgege-
ben hat, ist das Ministerium für saubere Luft, saube-
res Grundwasser, gute Böden und den Erhalt der Ar-
tenvielfalt zuständig. Weiter lesen wir dort: "Diese 
Güter können wir nur schützen, wenn sich die Land-
wirtschaft ändert."

Jetzt meine Frage: Wenn die Landwirtschaft angeblich 
so schlecht war, warum sind dann die Güter so gut, 
dass wir sie schützen müssen? Irgendetwas passt in 
dieser Argumentation des Bundesministeriums nicht 
zusammen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der CSU)

Ich schütze nur gute Produkte. Den guten Produkten, 
die die Landwirtschaft in den vergangenen Jahrhun-
derten erwirtschaftet hat, haben wir vieles zu verdan-
ken. Ohne diese guten Produkte hätten wir nicht die 
hohe Lebenserwartung, nicht die gesunden Nah-
rungsmittel und nicht die Angebotsvielfalt wie heute. 
Auch wären die landwirtschaftlichen Produkte nicht so 
günstig. Ist es angesichts dessen wirklich gerechtfer-
tigt, die Landwirtschaft als so schlecht anzusehen?

Weiter heißt es in dieser Mitteilung, das Ministerium 
wolle "auf spielerische und humorvolle Art" auf Fehl-
entwicklungen aufmerksam machen, die unbestreitbar 
seien. Dieser Satz enthält etwas Wahres: Es gibt in 
der Tat eine Fehlentwicklung. Diese Bundesumweltmi-
nisterin ist eine Fehlbesetzung. Diese Person an die-
ser Stelle – das ist eine Fehlbesetzung. Insofern ist 
dieser Satz mehr als angebracht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen fordern viele Verbände und Organisatio-
nen mittlerweile den Rücktritt der Ministerin.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

– Ihr habt es doch selbst in der Presse gelesen; das 
brauche ich euch doch nicht vorzulesen.

Was hat die Kampagne erreicht? – Sie hat zum Bei-
spiel erreicht, dass sich einige junge Leute fragen, ob 
sie den richtigen Beruf ergriffen haben. Ich gehe 
davon aus, dass mehrere Kollegen wissen, dass in 
den vergangenen Tagen Berufswettkämpfe, organi-
siert vom Bund der Deutschen Landjugend und vom 
Bayerischen Bauernverband, ausgetragen wurden, in 
denen sich junge Leute, Berufsschüler, ohne Prü-
fungsstress intern messen, um festzustellen, wo jeder 
im Vergleich zu den anderen steht. Es kann doch 
nicht wahr sein, dass landwirtschaftliche Berufe in der 
Öffentlichkeit so lächerlich gemacht, so diffamiert wer-
den.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Macht euch doch nicht 
lächerlich!)

Das ist wirklich mehr als beleidigend.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Ich habe bereits erwähnt, dass viele Verbände und 
Organisationen den Rücktritt von Frau Hendricks ge-
fordert haben. Ich fordere von ihr eine klare, eindeuti-
ge Entschuldigung bei allen deutschen Landwirtsfami-
lien.

Ich fordere auch eine eindeutige Stellungnahme unse-
rer bayerischen Umweltministerin ein. Herr Brunner, 
der Landwirtschaftsminister, hat schon eine Erklärung 
herausgegeben.

An dieser Stelle muss ich auch sagen: Alle Achtung 
vor Ministerpräsident Seehofer, der, wie wir lesen 
konnten, ebenfalls eine Entschuldigung gefordert hat.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Wo? Im Bierzelt?)

Die Staatsregierung fordere ich auf, sich dafür einzu-
setzen, dass sich die Frau Bundeskanzlerin mit ihrer 
Ministerin einmal auseinandersetzt. Ich habe es er-
wähnt: Es kann nicht sein, dass ein Bundesministeri-
um eine solche Aktion billigt und dafür Steuergelder 
bereitstellt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich gehe noch kurz auf die vorliegenden Anträge ein. 
Der Antrag der CSU-Fraktion ist gerade einmal zwei 
Drucksachennummern vor dem unsrigen eingegan-
gen. Beide Anträge ähneln sich, beide zielen in die 
richtige Richtung. Deswegen werden wir dem Antrag 
der CSU-Fraktion zustimmen. Ich bitte natürlich auch 
um Zustimmung zu dem Antrag der FREIEN WÄH-
LER.

Noch eine Anmerkung zu der Reaktion der Kollegen 
von den GRÜNEN auf die Ereignisse: Auf der Presse-
konferenz war zu hören, wer laut schreie, habe nicht 
immer recht; das habe ich zumindest so gelesen. 
Dazu muss ich sagen: Fassen Sie sich bitte an Ihre 
eigene Nase! Wer schreit denn hier sonst immer so 
laut?

Zuletzt darf ich Folgendes sagen: Jeder macht Fehler. 
Fehler sind menschlich. Wahre Größe – politische, 
nicht körperliche; ich weiß nicht, wie groß Frau Hend-
ricks ist – besteht darin, dass man Fehler eingesteht, 
dass man sich gute Ratschläge zu Herzen nimmt und 
dass man noch einmal darüber redet. Wenn ich aber 
die vorhin erwähnte Pressemitteilung des Bundesmi-
nisteriums lese, dann muss ich leider feststellen – zu-
mindest habe ich den Verdacht –, dass Frau Hend-
ricks und das gesamte Ministerium ihren Fehler nicht 
eingestehen werden. Sie haben einfach nicht be-
dacht, welche Folgen diese Aktion auslösen würde.

Wir müssen alles tun, was in unserer bayerischen 
Macht steht, damit diese Plakataktion gestoppt wird 

und nicht wie geplant am 13. Februar startet. Damit 
handeln wir zum Wohle unserer Bauern, zum Wohle 
des Nachwuchses in allen grünen Berufen, zum 
Wohle unserer ehrlichen bayerischen und deutschen 
Landwirtschaft. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. – Für die 
SPD-Fraktion: Herr Kollege Arnold. Bitte schön.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen 
und Kollegen! Diese Plakataktion ist offensichtlich der 
Auslösemechanismus für unterschiedliche Verhaltens-
weisen. Wir stellen fest, dass das Tourette-Syndrom 
offensichtlich nicht mehr nur bei der CSU, sondern 
mittlerweile auch bei den FREIEN WÄHLERN behei-
matet ist. Was das Tourette-Syndrom ist, kann ich 
Ihnen sagen:

(Sandro Kirchner (CSU): Das ist eine schlimme 
Krankheit!)

Eine zentralnervöse Verhaltensstörung, bei der der 
Betroffene auch aggressive Ausdrücke herausschleu-
dert. Das ist durch diese Plakataktion ausgelöst wor-
den. Wir haben es gehört, es geht dabei nicht um die 
Sache, sondern es geht um die Person. Es wird über 
die Größe der Ministerin diskutiert, über deren Ausbil-
dung, den Bildungsstand und den Bildungsgrad, aber 
es wird herzlich wenig über die Sache diskutiert.

(Beifall bei der SPD)

Diese Plakataktion war aus meiner Sicht in der Art 
und Weise, wie man sie verstehen kann, zur Auslö-
sung einer Diskussion gedacht. Sie sprachen von 
Volksverdummung. Glauben Sie denn, dass das Volk 
so dumm ist, dass es nicht lesen und keine eigenen 
Schlüsse ziehen kann? Welches sind in dem Zusam-
menhang die Schlüsse? – Manchmal sind auch Über-
spitzungen im politischen Meinungskampf geeignet, 
um bestimmte Verhaltensweisen hervorzurufen. Diese 
Überspitzungen sollten nichts anderes bewirken, als 
über die Gemeinsame Agrarpolitik 2020 zu diskutie-
ren und die Probleme anzusprechen. Aus meiner 
Sicht ist die Plakataktion in der Tat nicht gelungen. 
Deutschland ist es aber aus meiner Sicht wert, dass 
nicht nur in Städten, sondern auch auf dem Land sol-
che Plakate aufgehängt werden, um eine grundsätzli-
che Diskussion zu befeuern.

(Beifall bei der SPD)

Täuschen wir uns doch nicht darüber hinweg, dass 
die jetzt entstandene Situation Folge einer langen Dis-
kussion auch der Politik ist. Hat die EU kein Vertrags-
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verletzungsverfahren wegen der Wasserrechtsrah-
menrichtlinie eingeleitet, weil eine schwarz-gelbe 
Regierung mit Bundeslandeswirtschaftsministerin Aig-
ner lange Zeit nichts getan hat?

(Volkmar Halbleib (SPD): Hört! Hört!)

Stehen deswegen den Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahlern keine erheblichen Kosten ins Haus, wenn 
diese Probleme nicht gelöst werden?

(Beifall bei der SPD)

Wird auf jeder Jahreshauptversammlung des Baye-
rischen Bauernverbandes oder anderer Verbände 
nicht darüber diskutiert, dass zwischen dem sinnvol-
len, nachhaltigen und vernünftigen Tätigwerden von 
99,9 % unserer bäuerlichen Familienbetriebe und der 
Wahrnehmung dieses Tätigwerdens durch die Bevöl-
kerung eine Kluft besteht? Was ist dagegen getan 
worden? – Ich kann Ihnen sagen: nicht viel. Wenn 
diese Plakataktion geeignet ist, das Bewusstsein 
dafür zu schaffen, dass diese Probleme hinterfragt 
werden müssen, dann hat sie ihren Sinn und Zweck 
erfüllt, weil dann eine Diskussion in Gang gesetzt 
wird.

Niemand wird doch behaupten, dass diese Bauernre-
geln eins zu eins ins Bewusstsein eines mündigen 
Bürgers eingehen. Das macht niemand. Wenn man 
böswillig ist, kann man aus allem etwas herauslesen. 
Das sollten aber diejenigen machen, die für die Aus-
bildung oder Berufsbildung in der Kultusverwaltung 
tätig sind; denn es geht um die Interpretation von Ge-
dichten und Aussagen. Manche Aussagen sind in der 
Tat richtig, manche sind falsch. "Steht das Schwein 
auf einem Bein …", meine Herren, wo, gibt es das? – 
Jeder weiß doch, dass das Blödsinn ist.

Ich sage aber auch: Wer versucht, diese Probleme 
nur auf humorvolle Weise anzusprechen, nimmt ei-
gentlich die Prozesse, die in den letzten Jahren in der 
Landwirtschaft vorangegangen sind, nicht richtig 
ernst. Nicht nur unser Landwirtschaftsminister, son-
dern auch andere haben in der Agrarministerkonfe-
renz diese Einigung herbeigeführt. Schließlich hat 
auch Herr Brunner heute den Kollegen Vogelsänger 
aus Brandenburg als positiv in der Agrardiskussion 
dargestellt. Till Backhaus war es, der die Einigung 
über eine günstige Agrarförderung positiv befeuert 
hat. All das sind Verdienste um die kleinteilige Land-
wirtschaft, die sich auch die Verantwortlichen in der 
SPD erworben haben.

Die Stigmatisierung von Plakaten ist das eine. Dass 
wir uns aber auch parteiintern dieser Diskussion stel-
len, ist dankenswerterweise schon einmal genannt 
worden. Kollege Priesmeier aus der SPD-Bundes-

tagsfraktion hat die Plakataktion als ein sehr kritisches 
Instrument gesehen. Genauso sehen es Till Back-
haus, Jörg Vogelsänger und meine Wenigkeit. Wir 
haben auch gesagt, dass diese Plakataktion wohl 
nicht das geeignete Mittel ist, um das Bewusstsein 
der Bevölkerung nachhaltig zu schärfen. Jeder ver-
greift sich einmal im Stil, jeder vergreift sich einmal im 
Mittel. Dazu muss ich Ihnen eines sagen: Neuerdings 
regt man sich über Frau Hendricks auf. Niemand von 
Ihnen hat sich darüber aufgeregt, als der Bundesland-
wirtschaftsminister in der höchsten Krise sagte: "An 
apple a day keeps Putin away." So viel zur CSU-Ag-
raraußenpolitik.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Arnold, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Herz?

Horst Arnold (SPD): Niemand, zumindest nicht der 
Bauernverband, hat sich über die Veröffentlichungen 
des Bundeslandwirtschaftsministeriums auf der Grü-
nen Woche heftig aufgeregt, wo es um Nahrungs- 
oder Ernährungskunde ging. Da gab es doch tatsäch-
lich ein Plakat, das unter Führung Ihres 
Bundeslandwirtschaftsministers erstellt wurde, auf 
dem gefragt wurde: Wie viel Wasser braucht ein Kilo-
gramm Steak? Herr Kollege Kreitmair, Sie haben es 
erwähnt. Unser Bundeslandwirtschaftsminister sagt 
doch: Um ein Kilogramm Steak auf den Tisch zu be-
kommen, braucht man 15.000 Liter Wasser. Hallo?! 
Da muss man doch einmal nachfassen. Das sind 
Fachdiskussionen, die auch mit Plakaten geführt wer-
den. Dazu hört man gar nichts, und zwar deswegen, 
weil das, was Ihr Bundeslandwirtschaftsminister auf 
Plakaten zur Grünen Woche verkündet, grob falsch 
ist. Ich bin dem Bauernverband dafür dankbar, dass 
er es angesprochen hat.

(Beifall bei der SPD)

Um es auf den Punkt zu bringen, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen: Lassen wir doch diese gegen-
seitigen Anschuldigungen und das Bashing sein und 
kehren wir wieder zurück zu einer sachorientierten 
Diskussion.

(Jürgen W. Heike (CSU): Sehr gut!)

Wir wollten zu dieser Problematik eine gemeinsame 
Anhörung durchführen. Dieser Antrag ist aber abge-
lehnt worden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Die Behandlung des 
Antrags, nicht der Antrag selbst!)

Wir können gerne danach fragen, ob die Maßnahmen 
der Bundesregierung zielführend waren, das alles 
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können wir einbringen. Lassen Sie es doch bitte sein, 
Ihre momentane Betroffenheit mit einem Scheuklap-
pendenken und einem relativ krankhaften Bashing-
Verhalten in der Öffentlichkeit darzustellen. Im Baye-
rischen Rundfunk wurde gerade eine Umfrage 
durchgeführt. Ich bedauere auch, dass 80 % der Zu-
hörerinnen und Zuhörer, die befragt wurden, diese 
Plakataktion als witzig empfinden. Ich halte das 
Thema für zu ernst, um darüber Witze zu machen. 
Lassen Sie uns weiterhin sachlich zusammenarbei-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden sowohl den Antrag der CSU als auch den 
Antrag der FREIEN WÄHLER nicht ablehnen, son-
dern wir werden uns enthalten.

(Petra Guttenberger (CSU): Oh!)

– Was heißt "Oh"? Frau Guttenberger, Sie geben eine 
persönliche Erklärung ab, wenn Sie sich enthalten, 
damit man es in Ihrem Wahlkreis im Protokoll nachle-
sen kann. Wir werden uns enthalten, weil wir mit der 
Art und Weise der Durchführung der Maßnahme nicht 
einverstanden sind. Wir wollen es aber nicht durchge-
hen lassen, dass aus einer Mücke ein Elefant ge-
macht wird.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Arnold, 
Sie haben dem Kollegen Dr. Herz versprochen, dass 
er jetzt eine Zwischenbemerkung machen darf. Bitte, 
Herr Dr. Herz.

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Lieber Kollege 
Horst Arnold, eines Ihrer letzten Worte hieß, das 
Thema sei zu ernst. Es ist sicher sehr ernst. Natürlich 
ist die BayernSPD nicht für das verantwortlich, was 
die Bundesministerin von sich gibt. Den Umfang und 
das Ausmaß der Reaktionen, die durch eine solche 
Aktion erzeugt wurden, sollten wir nicht unterschät-
zen. Wenn wir über Düngerecht, über Anlagenord-
nung oder über Wasserqualität diskutieren, brauchen 
wir die Landwirte und Grundstücksbesitzer, um diese 
Probleme zu lösen. Deshalb ist es ein schlechter Stil, 
diese Berufsgruppe durch eine Plakataktion zu diffa-
mieren, die auch noch 1,6 Millionen Euro verschlingt. 
Ich stelle deshalb die Frage an die BayernSPD und 
ihren Vertreter: Ist Ihnen, ist euch klar, was damit an-
gerichtet wird?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Horst Arnold (SPD): Ich habe versucht, es klar dar-
zustellen. Wir sehen die Aktion als ein nicht glückli-
ches Mittel. Die Diskussion, die dadurch ausgelöst 

wurde, sehen wir aber als veranlasst. Wir sehen zu-
mindest, dass die Diskussion über die Bauern hinaus 
geführt wird. Lieber Kollege Herz, lieber Poldi, ich 
sage dir deutlich: Eine so starke, solide funktionieren-
de kleinteilige bäuerliche Landwirtschaft ist auch stark 
genug, eine bundesweite, möglicherweise misslunge-
ne Kampagne auszuhalten und daraus wie ein Phoe-
nix aus der Asche hervorzugehen, wenn sie sich denn 
zu ihren Leistungen bekennt.

Präsidentin Barbara Stamm: Zu einer weiteren Zwi-
schenbemerkung hat sich Herr Kollege Schöffel ge-
meldet. Bitte schön.

Martin Schöffel (CSU): Herr Kollege Arnold, Sie 
haben eine ganze Reihe von Nebelkerzen geworfen 
und aus meiner Sicht eine große Chance vertan, sich 
von dieser Plakataktion deutlich zu distanzieren. Sie 
haben mit schwerkranken Leuten argumentiert. Letz-
ten Endes haben Sie jedoch an der Sache vorbeige-
redet. Ich möchte von Ihnen klar und deutlich wissen: 
Wird die bayerische SPD alles in ihrer Macht Stehen-
de tun, um auch über den Bundesparteivorsitzenden 
auf die Umweltministerin einzuwirken? Diese Kam-
pagne, die die bayerischen Bauern und die deutsche 
Landwirtschaft massiv in Misskredit bringt, darf nicht 
starten. Werden Sie sich dafür einsetzen? – Ja oder 
Nein!

(Beifall bei der CSU)

Horst Arnold (SPD): Lieber und hochgeschätzter 
Herr Kollege Schöffel, Sie haben in diesem Zusam-
menhang etwas verwechselt. In einem System der 
Gewaltenteilung besteht immer noch der Unterschied 
zwischen Parlament und Regierung. Das eine ist die 
Legislative, das andere ist die Exekutive. Die Ministe-
rin zählt zur Exekutive. Die Ministerin gehört der SPD 
an. Diese Ministerin ist jedoch der Richtlinienkompe-
tenz der CDU-Kanzlerin Merkel unterstellt.

(Beifall bei der SPD)

Unternehmen Sie im Rahmen Ihrer exekutiven Mög-
lichkeiten alles, um diese Kampagne zu unterbinden. 
Die SPD hat sich dazu im Rahmen der Landwirt-
schaftspolitik hinreichend geäußert. Ich lehne diese 
Kampagne persönlich als Missgriff ab. Dabei bleibe 
ich. Die Maßnahme an sich kann ich jedoch nicht 
steuern. Das ist Bundesangelegenheit.

(Widerspruch bei der CSU)

Schuster bleib bei deinen Leisten – auch Herr Schöf-
fel.
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(Beifall bei der SPD – Dr. Simone Strohmayr 
(SPD): So ist es!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat Frau Kolle-
gin Sengl das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Jetzt wird es spannend. Was 
sagen die GRÜNEN zu diesem Thema? Landauf, 
landab wird gereimt. Irgendwie haben alle ihre Dich-
terseelen entdeckt. Mir sind ebenfalls zwei Reime ein-
gefallen, die ich Ihnen nicht vorenthalten will.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hat der Bauernverband Schaum vorm Mund, trifft der 
Reim den wunden Punkt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Spricht die CSU von Sauerei, erinnern wir an Bayern-
Ei.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Die Sprüche dieser Kampagne stimmen alle. Es han-
delt sich um ein allgemein vorhandenes Wissen, das 
in humorvoller Weise vorgetragen wird. Ehrlich ge-
sagt, verstehe ich die Aufregung nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im offenen Brief, den Minister Brunner an Ministerin 
Hendricks geschrieben hat, überraschen mich sowohl 
die Sprache als auch die Argumente. Das hätte ich 
von Herrn Minister Brunner nicht erwartet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich kenne übrigens Bauern, die das auch witzig fin-
den. Ist schon klar, dass ihr die nicht kennt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Alle sprechen von einer polemischen, verheerenden, 
demütigenden, verächtlichen und verunglimpfenden 
Kampagne. Wer spricht denn davon? – Verbandsfunk-
tionäre, der Bundesminister und unser Landwirt-
schaftsminister. Sie fühlen sich stark angegriffen. 
Diese Reaktionen lassen für mich nur einen Schluss 
zu: Die Gedichte treffen voll ins Schwarze.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Aktion benennt Probleme, die einfach vorhanden 
sind. Dazu zählen zu viel Nitrat im Trinkwasser sowie 
ein stetiger Rückgang der Artenvielfalt. Immer wieder 

gibt es Höfe, die aufgeben. Wer verursacht das Höfe-
sterben? – Ganz bestimmt nicht diese Kampagne. 
Verursacher ist eine seit Jahrzehnten fehlgeleitete Ag-
rarpolitik, die nur auf den Weltmarkt abzielt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bayerische Bauern sollen für den Weltmarkt billigste 
Rohstoffe produzieren und sie an die weiterverarbei-
tende Industrie wie die Molkereien und die Schlacht-
ereien liefern. Alles soll immer größer, immer noch 
mehr und immer billiger sein. Das geht nur unter Aus-
beutung aller Ressourcen, der Ausbeutung des Bo-
dens, der Pflanzen, der Tiere und auch der eigenen 
Familie sowie aller finanziellen Möglichkeiten. Wenn 
die Bauernfamilien mit dem Rücken zur Wand stehen 
und sich durch Überschuldung und Überarbeitung 
einem gnadenlosen internationalen Wettbewerb aus-
geliefert fühlen, ist das schlimm. Das gehört ange-
prangert und ab sofort geändert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber die Agrar- und Nahrungsmittelindustrie macht 
mit diesen billigen Rohstoffen die besten Geschäfte. 
Es ist wirklich ein Hohn, wenn eine Molkerei ihren Ge-
schäftsbericht für das Jahr 2016 vorstellt und sich mit 
einem tollen Geschäftsjahr brüstet. Auf wessen Rü-
cken? – Auf dem Rücken der Milchbauern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wissen, wie die Lage der Milchbauern im 
Jahr 2016 war. Vor diesem Hintergrund ist es un-
glaublich, dass dies überhaupt vorkommt. Die ruinö-
sen Erzeugerpreise machen unsere Landwirtschaft 
kaputt und damit auch unsere Umwelt. Man kann da-
rüber reden, ob hierfür gereimte Bauernregeln die 
richtige Form der Mitteilung sind. Ein Ziel der Kam-
pagne ist jedoch erreicht: Sie hat sehr viel Aufmerk-
samkeit erzeugt. Das ist bei diesen Problemen das Al-
lerwichtigste. Wir müssen uns diesen Problemen 
stellen und endlich aufhören, Tatsachen zu verneinen 
und abzuwiegeln. Bis jetzt wird in Deutschland poli-
tisch vor allem auf Bundesebene alles verzögert, ver-
schleppt und verwässert, und zwar genau von den 
Protagonisten, die jetzt so laut schreien.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Wasserrahmenrichtlinie wurde auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschoben. Hinsichtlich der Dünge-
verordnung gab es die Androhung eines Strafverfah-
rens. Das endgültige Verbot von Neonicotinoiden wird 
nicht durchgesetzt. Das selbstgesteckte Ziel von 20 % 
Öko-Landwirtschaft liegt in weiter Ferne. Das Insek-
ten- und Bienensterben wird nicht angegangen. Es 
geht nicht um eine gute oder schlechte Kampagne. 
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Wir können uns die Energie sparen, darüber zu strei-
ten. Wir sollten für eine umweltverträgliche und damit 
zukunftsfähige Landwirtschaft eintreten. Wir sollten für 
eine Landwirtschaft eintreten, die gute und gesunde 
Lebensmittel erzeugt und Bauern faire Chancen bie-
tet. Dafür sollten wir eintreten. Das erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger von uns.

(Anhaltender Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin Sengl, 
bitte kommen Sie an das Mikrofon zurück. Herr Kolle-
ge Steiner hat sich zu einer Zwischenbemerkung ge-
meldet. Bitte schön, Herr Kollege.

Klaus Steiner (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert) 
Frau Kollegin Sengl, nach Ihrer Rede frage ich mich, 
warum Sie nicht den Mut haben, diese Rede auch bei 
bäuerlichen Organisationen zu halten. Diese Woche 
waren wir beim Verband Landwirtschaftlicher Fach-
schulabsolventen in Bayern. Dort haben Sie den 
bayerischen Weg gelobt. Sie haben alles super darge-
stellt wie auf der Blümchenwiese. Jetzt halten Sie wie-
der eine Hetzrede.

(Widerspruch bei den GRÜNEN – Jürgen W. 
Heike (CSU): Doppelzüngig!)

Ich bin immer wieder überrascht, woher Sie die Un-
verfrorenheit nehmen, so aufzutreten. Entweder wis-
sen Sie nicht, wovon Sie reden, wenn Sie pauschalie-
ren, oder Sie betreiben eine üble Hetze gegen die 
bayerische Landwirtschaft. Das hat mit der Rede 
Ihres Fraktionsvorsitzenden Hartmann vor Weihnach-
ten seinen Höhepunkt erreicht. Ich zitiere: "Zu viel Ni-
trat im Wasser, Gift im Boden, Keime im Fleisch, die 
gegen Antibiotika resistent sind – das ist doch die Re-
alität in Bayern im Jahre 2016."

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): So ist es! Das 
stimmt vollkommen! – Margarete Bause 
(GRÜNE): Das war eine gute Rede!)

Neulich habe ich diese Rede vor allen Bauern zitiert. 
Die haben gesagt: Ist der noch ganz dicht? Sind Sie 
noch ganz dicht, wenn Sie solche Sachen verteidi-
gen?

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

– Das ist mir jetzt wurscht. Sie teilen auch aus.

Unser Ziel ist eine giftfreie Landwirtschaft für Bayern.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm 
(GRÜNE))

– Frau Kamm, kümmern Sie sich um etwas anderes – 
Schreihals.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Kein Anstand! – Margare-
te Bause (GRÜNE): Beleidigungen!)

Das ist doch das Problem. Sie suggerieren den Bür-
gern draußen, Bayerns Bauern vergifteten die Land-
wirtschaft, die Böden und die Tiere. Heute waren 
Leute aus dem Schlachthof Traunstein da. Herr Hart-
mann hat gesagt: In Traunstein werden die Tiere ohne 
Betäubung geschlachtet. – Das ist eine üble Lüge, 
das sind Diffamierung und Hetze gegen die Landwirt-
schaft.

(Ulrike Gote (GRÜNE): Jetzt reicht’s aber!)

Das befördert das Misstrauen und den Generalver-
dacht gegen die bayerischen Bauern.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei den GRÜ-
NEN – Ulrike Gote (GRÜNE): Kann ihn mal je-
mand stoppen?)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, Ihre Zeit 
ist vorbei. – Ich möchte Folgendes anmerken: Ich 
bitte, zu unterscheiden zwischen dem, wie draußen 
beurteilt wird, und der Art und Weise, wie man hier 
persönlich mit einer Abgeordneten oder Kollegin 
spricht. – Bitte schön, Frau Kollegin.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause 
(GRÜNE))

– Frau Kollegin Bause, ich bin da immer sehr vorsich-
tig. Aber ich glaube, ich habe das sehr deutlich ange-
sprochen. Achten Sie bitte darauf, wie wir miteinander 
umgehen.

(Margarete Bause (GRÜNE): Ja, genau!)

– Frau Kollegin Bause, ich habe hier meine Pflicht 
getan. Geben Sie sich damit auch mal zufrieden. Sie 
müssen am Ende nicht immer recht haben. – Bitte 
schön, Frau Kollegin Sengl.

Gisela Sengl (GRÜNE): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Das war jetzt mehr oder weniger ein State-
ment. Aber es waren auch mehrere persönliche Vor-
würfe dabei. Der Hauptvorwurf, dass ich gegen 
Bäuerinnen und Bauern Hetze betreiben würde, 
stimmt einfach nicht. Wer mich ein bisschen kennt, 
der weiß, dass das einfach nicht stimmt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich weiß nicht, was ich sonst darauf sagen soll. Wer 
meiner Politik zuhört und sie ernst nimmt, der weiß 
genau, worauf wir hinauswollen. Das habe ich hier ge-
sagt, und das sage ich auch an anderen Stellen. Es 
tut mir leid, wenn das so missverstanden wird. Mir 
geht es überhaupt nicht um Hetze. Hetze bringt nie-
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manden weiter. Die kommt eher aus einer anderen 
Ecke. Das ist zumindest mein Empfinden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt hat für die CSU-
Fraktion die Frau Kollegin Schorer das Wort. – Bitte 
schön, Frau Kollegin.

Angelika Schorer (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, ich denke, 
es ist zu Recht eine hitzige und eine lebhafte Diskus-
sion. Wenn man die neuen Bauernregeln im Detail 
liest, dann fühlt man sich als Bäuerin zu Recht ange-
griffen. Die Sprüche sind nicht witzig. Ich möchte Fol-
gendes deutlich sagen: Beim Lesen der neuen Bau-
ernregeln auf den Plakaten unserer Bundesministerin 
Hendricks fallen drei Punkte auf.

Erstens. Die Diffamierung des Bauernstandes. Wir 
haben das nicht nur vom Vorredner gehört, sondern 
auch von unseren Bäuerinnen und Bauern. Die Sprü-
che sind eine schallende Ohrfeige. Man muss das 
auch von dieser Seite sehen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die bereits vor mir gesprochen haben, die 
Rückmeldungen in der Presse kommen nicht nur von 
den Verbänden. Die Rückmeldungen auf den Websei-
ten kommen auch von Bäuerinnen und Bauern. Die 
Inhalte müssen angesprochen werden, und zwar im 
Landwirtschaftsausschuss. Das werden wir auch tun. 
Aber man sollte nicht einen ganzen Berufsstand diffa-
mieren.

Zweitens. Ich finde, dass sich diese Ministerin näher 
mit den komplexen Zusammenhängen von Landbe-
wirtschaftung und Nahrungsmittelproduktion aus-
einandersetzen sollte. Ich möchte fast behaupten, 
dass die Ministerin keine Ahnung hat. Das meine ich 
auch so, wie ich es sage.

Drittens. Man sollte aus solchen Dingen auch etwas 
lernen. Bei derart negativen Reaktionen sollte man 
sich als Bundesministerin die Kampagne noch mal 
genauer anschauen. Vielleicht wird man dann feststel-
len, dass sie verfehlt ist. Man sollte dann auch den 
Mut haben, diese Aktion zurückzuziehen.

Der Antrag der CSU-Fraktion und auch der Antrag der 
FREIEN WÄHLER gehen in die Richtung, diese Akti-
on zu stoppen. Dazu sollte man nicht nur Mut haben, 
sondern das sollte man auch deutlich sagen. Seit ich 
Bäuerin bin, und das bin ich über 30 Jahre lang, habe 
ich noch nie erlebt, dass man den Bauernstand so dif-
famiert.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Das muss ich ganz deutlich sagen. Was diese Aktion 
alles hervorgerufen hat!

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte jetzt nicht erwähnen, dass auch der Bund 
der Steuerzahler schon angeregt hat, die Aktion ge-
nauer unter die Lupe zu nehmen. Es gibt auch Reakti-
onen, dass sich der Bundesrechnungshof die Aktion 
anschauen soll. Das ist ein anderer Punkt.

(Widerspruch der Abgeordneten Christine Kamm 
(GRÜNE))

– Frau Kollegin Kamm, ich lasse Sie auch immer aus-
reden. – Es ist auch wichtig, zu zeigen, wie wir das in 
Bayern machen. Es ist wichtig, zu zeigen, dass wir 
einen anderen Politikstil haben.

(Widerspruch bei den GRÜNEN – Volkmar Halb-
leib (SPD): Da fragen Sie mal die Frau Bundes-
kanzlerin, was die zu Ihrem Politikstil sagt!)

Ja, das muss man ganz deutlich sagen. Wir sind in 
Bayern und machen bayerische Landwirtschaftspoli-
tik.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Ich rede heute davon, wie wir mit unseren Bäuerinnen 
und Bauern sprechen. Wir nehmen uns nicht nur Zeit, 
sondern wir führen auch Dialoge. Unser Landwirt-
schaftsminister ist heute hier und führt Dialoge. Er 
stellt auch heraus, wo nachgearbeitet werden muss. 
Nicht nur Runde Tische, sondern auch intensive Ge-
spräche über Milch, Fleisch, mit dem Lebensmittelein-
zelhandel usw. sind wichtig. Das ist unser Politikstil. 
Wir gehen nicht mit bösen Sprüchen in die Welt hi-
naus.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

Ich möchte Folgendes deutlich sagen: Wenn es die 
Situation erfordert hat, dann hat unser Bayerischer 
Ministerpräsident nicht nur einen Landwirtschaftsgip-
fel einberufen, sondern auch vieles mit umgesetzt. Er 
hat schnell reagiert. Das ist bayerische Landwirt-
schaftspolitik. Man steht zu den Bäuerinnen und Bau-
ern. Man zeigt Lösungswege auf. Man sucht nach Lö-
sungswegen, und zwar nicht nur auf Spitzengipfeln. 
Unser Minister und der Vorredner, Herr Schöffel, 
haben schon deutlich gemacht, und das möchte ich 
auch noch erwähnen: Ja, wir stehen dazu, die Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik, die eventuell im 
Jahre 2020 verändert wird oder auch nicht, soll die 
Bevölkerung zum Dialog auffordern und Reaktionen 
hervorrufen. Der Kollege hat es schon deutlich ge-
sagt: Ja, wir sind zur Diskussion bereit. Aber wir wol-
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len keine Änderungen in der ersten und zweiten 
Säule. Heute ist deutlich geworden, dass unsere Bun-
desministerin etwas ganz anderes möchte.

(Horst Arnold (SPD): Die ist doch dafür nicht zu-
ständig!)

– Sie ruft diese Reaktionen in der Bevölkerung hervor. 
Das will sie. Herr Kollege, das wollen wir nicht! Wir 
wollen nicht, dass Dinge vorgegaukelt werden und 
Meldungen gegen die Bauern kommen. Das möchte 
ich ganz deutlich sagen: Es macht keinen Sinn, das 
Geld aus der ersten Säule in die zweite Säule zu ste-
cken. Es macht keinen Sinn, das Geld von der rech-
ten Tasche in die linke Tasche zu stecken. Das ist der 
falsche Ansatz.

(Widerspruch des Abgeordneten Horst Arnold 
(SPD))

– Doch, Herr Arnold, ich möchte das jetzt ausführen. 
Sie haben gesagt, dass Sie sich von den Äußerungen 
der Bundesministerin zwar distanzieren wollen, aber 
dass man sie auch witzig verstehen könnte. Aber ich 
finde diese Äußerungen nicht witzig. Meine Vorredne-
rin, die Kollegin Brendel-Fischer, hat das auch deut-
lich gesagt: Auf die Leistungen, die unsere Bauern in 
Bayern erbringen, müssen wir stolz sein. Wir können 
sehr stolz auf unsere Landwirtschaft sein.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben sichere und gesunde Lebensmittel. Der 
Vorsitzende des Arbeitskreises Umwelt und Verbrau-
cherschutz weiß, wovon er spricht und was er sieht. 
Wir haben hochwertige und sichere Lebensmittel. 
Daher sollte man diesen ganzen Berufsstand nicht 
derart diffamieren.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch die gesell-
schaftlichen Leistungen, die unsere Landwirte in Bay-
ern und in Deutschland erbringen, werden mit diesen 
Sprüchen nicht nur diffamiert, sondern es wird auch 
so getan, als gäbe es diese Leistungen gar nicht.

Den folgenden weiteren Punkt mache ich auch im 
Ausschuss immer wieder deutlich: Ja, die Landwirt-
schaft ist insgesamt dazu bereit, für den Klima- und 
Umweltschutz einzutreten und diese Anliegen auch in 
der Zukunft gemeinsam anzupacken. – Herr Kollege, 
es ist notwendig, diese Aktion zu stoppen, auch wenn 
die GRÜNEN in dieser Sache anderer Meinung sind 
und diese immer wieder vertreten.

Ich möchte nun aus der Haushaltsrede zitieren: "… 
die CSU-Agrarpolitik geht mit Tieren so um, als wären 

sie keine lebenden Kreaturen, sondern industrieller 
Rohstoff. Das ist eine Schande …" Herr Hartmann, 
ich könnte hier noch vieles zitieren.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Das ist doch so! 
Das ist Massentierhaltung!)

Das muss man klarstellen.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Bayern-Ei! Wie die 
Hühner gehalten worden sind!)

Wir empfinden das nicht so. Es gibt Einzelfälle, und 
diese Einzelfälle nehmen wir genau in den Blick. Wir 
arbeiten die Fälle auf. Wir werden gemeinsam mit 
dem Berufsstand weitergehen.

Ich fordere heute alle Parteien auf, dem Antrag der 
CSU-Fraktion und dem Antrag der FREIEN WÄHLER, 
dass die Aktion gestoppt wird, zuzustimmen, und for-
dere die SPD auf, auf ihre Bundesministerin einzuwir-
ken, dass sie das nicht nur einsieht, sondern auch die 
Leistungen der Bauern in der Zukunft anerkennt.

(Beifall bei der CSU)

Frau Präsidentin, ich bitte um Zustimmung zu unse-
rem Antrag. Wir werden auch dem Antrag der FREI-
EN WÄHLER zustimmen. Unserer geht zwar weiter; 
aber ich denke, das Ziel ihres Antrags ist das gleiche. 
Deswegen werden wir beiden Anträgen zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt 
hat Herr Kollege Aiwanger das Wort für die FREIEN 
WÄHLER. Bitte schön, Herr Kollege.

Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir brauchen in 
Bayern und in Deutschland eine starke bäuerliche 
Landwirtschaft und eine regionale Ernährungswirt-
schaft, mit der wir die Ernährung möglichst wohnort-
nah, möglichst tierschutzgerecht, aber auch wirt-
schaftlich sicherstellen können. Wir sind es als 
Verbraucher gewohnt, volle Läden, hoch qualifizierte 
ausgebildete Landwirte und Lebensmittel in bester 
Qualität zu haben. Jetzt stellen wir fest, dass es die 
Kampagne einer Bundesumweltministerin gibt, in der 
ein Berufszweig, die Landwirtschaft, mit Sprüchen auf 
Kindergartenniveau angesprochen wird.

Hören Sie, wie diese Kampagne im Berufsstand der 
Landwirtschaft ankommt. Fragen Sie die Landfrauen, 
fragen Sie junge Bauern und fragen Sie Bauern, die 
jahrzehntelang ihrem Handwerk nachgegangen sind 
und ihr Lebtag gearbeitet haben. Sie fühlen sich 
schlichtweg an den Pranger gestellt, wenn sie auf Pla-
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katen "Steht das Schwein auf einem Bein …" und der-
gleichen mehr lesen müssen. Das mögen einige hu-
morvoll, witzig oder sonstwie finden. Aber, meine 
Damen und Herren, gleich dumme Kindergartensprü-
che, mit einem Körnchen Wahrheit und einem Augen-
zwinkern versehen, könnte man über alle anderen Be-
rufsgruppen, Bevölkerungsgruppen usw. machen. Da 
würde ein Aufschrei durch die Lande gehen, und da 
würde man sofort vor Pauschalierungen und davor 
warnen, dass Menschen gemobbt worden sind.

Um diese Wirkung geht es. Die Bauern fühlen sich an 
den Pranger gestellt. Sie sind an den Pranger gestellt, 
weil zwischen den Zeilen mitschwingt, sie wären Tier-
quäler und Umweltverschmutzer. Ich sage Ihnen, 
diese Kampagne trifft die Bauern mitten ins Herz. 
Stoppen Sie diese Kampagne! Ein Aufruf an die 
Staatsregierung: Wir müssen alles tun, um diese 
Kampagne zu stoppen, weil diese Kampagne wehtut 
und weil sie schändlich ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Es ist ganz klar, dass ein Ministerium nicht auf dieser 
Ebene Politik machen darf. Man könnte, wie gesagt, 
das Gleiche bei vielen, vielen anderen Themen ma-
chen. Der Spaß hört dann auf, wenn jemand damit 
konfrontiert ist. Wir hören ja die Stimmen von jungen 
Bauernfamilien. Wir hören, dass junge Frauen sagen: 
Ich will in einen Bauernhof gar nicht mehr einheiraten, 
weil ich es satt habe, ständig von der Öffentlichkeit 
angegriffen zu werden, und junge, hoch qualifizierte 
Landwirte sagen: Ich finde keine Frau, weil es heute 
nicht mehr cool ist, Landwirt zu sein, weil es cooler ist, 
in den Urlaub zu fliegen. Niemand hinterfragt, welche 
Umweltbelastung ein Flugzeug hinausbläst; aber Flie-
gen ist cool. Bauer zu sein ist irgendwie schmuddelig. 
Keiner will mehr in die Landwirtschaft. Diese Entwick-
lung aber befeuern Sie mit einer solchen Kampagne. 
Deshalb müssen wir alles tun, um diese Kampagne 
zu stoppen. Damit wird die Zukunft eines gesamten 
Berufsstandes diskreditiert, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Unruhe – 
Glocke der Präsidentin)

Wie landwirtschaftsfeindlich das politische Klima mo-
mentan ist, lässt sich an vielen Sachverhalten able-
sen. Es ist immer noch in Erinnerung, dass das Ge-
spräch mit der Bundeskanzlerin, das die 
Milchbäuerinnen in Berlin bei ihrem Protest wollten, 
abgelehnt wurde. Eine Bundeskanzlerin will nicht mit 
Milchbäuerinnen sprechen. Meine Damen und Her-
ren, da spiele ich jetzt den Ball auch in das Feld der 
CSU. Wenn ein Minister hier in der Staatsregierung 
einen Fehlgriff machen würde, wäre das irgendwann 

Chefsache, und der Ministerpräsident würde diesen 
Minister zurückpfeifen. Genauso erwarte ich, dass 
eine Frau Bundeskanzlerin diese Umweltministerin 
zurückpfeift und sagt: Das geht so nicht. Aber ich 
sagte ja eben, dass ich von einer Frau Bundeskanzle-
rin noch nie das Wort "bäuerliche Landwirtschaft" ge-
hört habe. Sie macht große Neujahrsansprachen; 
aber die Bauern kommen darin nicht vor.

Ein Bundeslandwirtschaftsminister der CSU hat auf 
dem Höhepunkt der Milchkrise gesagt, er sieht keine 
Krise. Ja, wer hier mit verbundenen Augen durch die 
Welt läuft, sieht keine Krise. So weit ist also das politi-
sche Fehlmanöver auch von Ihrer Seite nicht entfernt. 
Es ist Ihre gemeinsame Kanzlerin, die dieser Ministe-
rin den Stuhl hält und den Rücken freihält, und es ist 
Ihr Agrarminister auf Bundesebene. Er hatte auch 
viele Vorgänger aus den Reihen der CSU, die an den 
jetzigen Zuständen in der Landwirtschaft mit schuld 
sind, an Zuständen, die die Landwirtschaft mittlerweile 
wirtschaftlich an den Rand der Existenz gespielt 
haben, weil man auch dem Konzentrationsprozess im 
Lebensmitteleinzelhandel zugeschaut hat und weil 
man zusieht, dass am Ende drei bis vier Abnehmer 
die Preise diktieren und Dumpingpreise nach unten 
durchdrücken. Ich vermisse hier ein Vorgehen über 
das Kartellamt und einen lauteren Aufschrei aus der 
Politik gegen die marktbeherrschende Abnehmer-
struktur, die die Bauern zu Größenwachstum zwingt 
und irgendwann dazu führt, dass wir in Bayern nur 
noch 10.000 Milchviehbetriebe haben. Vor wenigen 
Jahren waren es noch 50.000, und jetzt sind es 
30.000. Das ist auch ein Versagen der schwarzen Ag-
rarpolitik, meine Damen und Herren.

Die SPD setzt jetzt noch eins drauf und verhöhnt die 
Bauern, die wirtschaftlich auf dem Krankenbett liegen. 
Stoppen Sie diese Kampagne und machen Sie als zu-
ständige schwarz-rote Bundesregierung endlich ver-
nünftige Politik! Der Freistaat Bayern soll alles tun, 
damit ein solches Plakat in Bayern nicht aufgehängt 
wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die 
Staatsregierung hat Herr Staatsminister Brunner ums 
Wort gebeten. Bitte schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Aiwanger, wir können gerne eine 
Grundsatzdiskussion über die Agrarpolitik in der Zu-
kunft führen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Gerne!)
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Aber ich möchte auf die Bauernregeln zurückkom-
men. Die Bauernregeln entspringen in aller Regel Le-
bensweisheiten und Lebenserfahrungen. Aber bei der 
Frau Hendricks habe ich den Eindruck, dass ihre Bau-
ernregeln leider ihrem tiefsten Empfinden, ihrer Miss-
gunst und ihrem Misstrauen gegenüber der Landwirt-
schaft allgemein entspringen. Das ist das Schlimme 
an der Sache. Denn sie hat offensichtlich das in Reim-
form gesagt, was sie über diesen Berufsstand denkt. 
Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten wir 
hier im Bayerischen Landtag Farbe bekennen. Das ist 
nicht unser Bild von der Landwirtschaft, von den Bäu-
erinnen und Bauern und von ihrer Arbeit. Ich danke all 
denen, die hier im Hohen Hause ihre Wertschätzung 
der Landwirtschaft, der Bäuerinnen und Bauern und 
aller Bauernfamilien zum Ausdruck gebracht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Die Kampagne der Bundesministerin Hendricks ist 
kein Einzelfall, sondern eher die Fortsetzung, ja viel-
leicht der Tiefpunkt in der Kette der vielen Angriffe ge-
rade auf diesen Berufsstand, die diese Ministerin in 
der Vergangenheit losgelassen hat. Denken wir nur 
an das Baurecht und an viele andere Dinge.

(Gisela Sengl (GRÜNE): Lauter sinnvolle Sa-
chen!)

Ich glaube, dass Bauernregeln nicht geeignet sind, 
einen Berufsstand grundsätzlich zu diskreditieren 
oder ihn vielleicht sogar in aller Öffentlichkeit nachhal-
tig schlechtzumachen. Das ist nicht mein Politikstil. 
Ganz im Gegenteil versuche ich, anstelle von Kon-
frontation und ungerechtfertigten Angriffen einen Aus-
gleich in der Gesellschaft herzustellen und den baye-
rischen Weg ganz modern zu interpretieren, indem ich 
auch den Dialog forciere. Ich tue geradezu alles, um 
verschiedene gesellschaftliche Gruppierungen, An-
sichten und Meinungen im Interesse unserer Mitbür-
ger zusammenzuführen.

Ich nenne sechs Punkte, mit denen ich zum Ausdruck 
bringen möchte, wie ich das schon in der Vergangen-
heit umgesetzt habe.

Erstens. Ich habe verschiedene Runde Tische einge-
richtet, gerade auch zum Thema Tierwohl. Dabei 
saßen nicht nur Vertreter der Erzeuger am Tisch, son-
dern auch Vertreter von Verbraucher-, Tierschutz- und 
Umweltorganisationen, die ihre Meinung eingebracht 
haben. Immerhin haben über 30 Verbände und Orga-
nisationen eine gemeinsame Erklärung zum Thema 
Tierwohl und zur Frage, wie wir uns in Bayern eine 
tiergerechte Produktion vorstellen könnten, abgege-
ben.

Zweitens. Ich plane, in absehbarer Zeit einen Wasser-
pakt mit 15 Verbänden und Organisationen abzu-
schließen.

(Ludwig Hartmann (GRÜNE): Da läuft doch alles 
falsch!)

– Nein, das läuft nicht falsch, Herr Kollege Hartmann. 
Ich erkenne die Herausforderungen der Zukunft und 
möchte Lösungen nicht gegen, sondern mit den Be-
troffenen finden. Das ist der Unterschied zu Frau 
Hendricks.

(Beifall bei der CSU)

Ihr Denkansatz ist falsch: Die Landwirtschaft ist nicht 
die Ursache des Problems, sondern ein Teil der Lö-
sung. Deswegen brauchen wir die Grundstücksbesit-
zer, um Verbesserungen zu erreichen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄH-
LERN)

Drittens. Ich habe im Jahr 2012 an diesem Rednerpult 
angekündigt, dass ich das Ziel verfolge, bis zum 
Jahr 2020 die Öko-Produktion in Bayern zu verdop-
peln. Ich möchte den bayerischen Landwirten die 
Wertschöpfung ermöglichen und nicht durch Import-
ware noch mehr Strukturwandel in Bayern verursa-
chen. Wir sind auf einem guten Weg. Wir haben es 
geschafft, mit verschiedenen Organisationen einen 
Ökopakt abzuschließen. Vor wenigen Wochen haben 
sich die Städte München und Augsburg dazu ent-
schlossen, daran mitzuwirken. Ich habe das neue 
bayerische Biosiegel in Brüssel notifizieren lassen, 
um die Trends "Regionalität" und "Bio" miteinander zu 
verbinden, damit der Verbraucher sehen kann, woher 
die Produkte kommen. Ich möchte nicht rezertifizierte 
Bioware aus Ägypten oder China unterstützen.

Ich habe zwölf Modellregionen eingerichtet, in denen 
die Menschen vor Ort Eigenverantwortung zeigen, ko-
operativ zusammenarbeiten und Themen wie den 
Wasserschutz, den Klima- und Umweltschutz sowie 
die regionale Produktion hochwertiger Nahrungsmittel 
angehen und nicht nur böswillige Äußerungen von 
sich geben.

Viertens. Unser Kulturlandschaftsprogramm ist in die-
ser Größenordnung wohl in ganz Deutschland einma-
lig: 260 Millionen Euro. 50.000 Landwirte haben Ver-
träge unterschrieben, und das freiwillig. Nahezu jeder 
zweite Landwirt hat verschiedene Maßnahmen dieses 
Kulturlandschaftsprogramms genutzt. Dieses Pro-
gramm steht nicht nur für einzelne Landwirte, sondern 
für alle zur Verfügung.
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Fünftens. Das Programm "Erlebnis Bauernhof" er-
möglicht es gerade jungen Bürgern, den Schulkindern 
der ersten bis vierten Klasse, sich ein realistisches 
Bild von der heutigen Landwirtschaft zu machen. Sie 
lernen, mit allen Sinnen zu begreifen und nachzuvoll-
ziehen, was es heute heißt, Lebensmittel zu veredeln, 
vom Korn zum Brot, vom Gras zum Käse oder zur 
Butter. 130.000 Schülerinnen und Schüler haben die-
ses Angebot bereits genutzt.

Sechstens. Unsere Bauernmärkte sind ein Volltreffer. 
Wenn wir an einem Sonntag in München oder Nürn-
berg eine Bauernmarktmeile abhalten, kommen 
20.000 Städter. Meine Damen und Herren, diese 
Leute kommen doch nicht, weil sie unseren Bäuerin-
nen und Bauern misstrauen. Sie kommen erstens, 
weil sie die Produkte kaufen wollen, die vor ihrer 
Haustür erzeugt werden, und zweitens, weil sie sich 
gern im Gespräch mit den Urproduzenten informieren. 
Vielleicht wollen sie auch Vorbehalte oder Vorurteile 
abbauen. Genau darum geht es: nicht übereinander 
schimpfen, sondern miteinander reden. Das ist mein 
Ziel.

(Beifall bei der CSU – Dr. Simone Strohmayr 
(SPD): Tut das der Bauernverband?)

Erzeuger und Verbraucher an einem Tisch, das ist der 
bayerische Weg. Deshalb heben wir uns vom Durch-
schnitt ab. Wir setzen auf Qualität. Wir setzen auf 
Spezialitäten und Premiumprodukte. Sie können si-
cher sein, dass wir diesen Weg auch konsequent fort-
setzen werden. Da lassen wir uns auch von nieman-
dem beirren, verurteilen oder beschimpfen.

Im Übrigen, an Frau Hendricks gewandt: Wer ständig 
auf die Bauern hetzt, wird hoffentlich bald versetzt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄH-
LERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister, 
darf ich Sie bitten, noch einmal ans Rednerpult zu 
kommen? – Herr Kollege Zierer für eine Zwischenbe-
merkung. Bitte schön, Herr Kollege.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Herr Staatsminister, 
meine Damen und Herren! Ich denke, jeder in diesem 
Hause steht hinter der Linie, die Sie fahren, und 
möchte die positive Arbeit Ihres Hauses nach außen 
verkaufen. Was hilft das aber, wenn sich viele Bauern 
alleingelassen fühlen, weil wir in Berlin einen Land-
wirtschaftsminister haben, der nicht hinter uns steht, 
der nicht handelt und der es nicht fertigbringt, dass 
die Änderungen in der Landwirtschaft in eine positive 
Richtung gehen? – Neue Ställe sollen offen und luftig 
sein. In der Schweinehaltung und in der Geflügelpro-
duktion wird es dadurch besser werden.

Was hilft es, wenn es in der Koalition keine Zusam-
menarbeit gibt, wenn der Agrarminister schläft und die 
Umweltministerin auf den Bauernstand einschlägt? 
Was wird denn draußen beachtet? – Das Einschlagen 
aufeinander wird beachtet und nicht das, was geleis-
tet wird. Das ist ein Versäumnis der Großen Koalition; 
denn es gibt eine Zusammenarbeit zwischen den Ver-
bänden und den Landwirten. Dieses Versagen müs-
sen wir ganz schnell bereinigen. Die Landwirte, die 
Bauern, ernähren unser Volk. Auf Ernährer schlägt 
man aber nicht ein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister.

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Herr Zierer, ich finde es unfair, dass man 
jemanden persönlich angreift, wenn er sich nicht weh-
ren kann.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Frau Hend-
ricks konnte heute auch nicht hier sein!)

– Nein, aber sie hat ja die Vorlagen geliefert.

(Wortmeldung des Abgeordneten Benno Zierer 
(FREIE WÄHLER))

– Herr Zierer, Sie können sich nachher noch einmal 
melden. – Herr Zierer, was Sie sagen, ist fachlich 
nicht richtig. Ein Bundesminister muss die Situation in 
16 Bundesländern berücksichtigen. Ein Bundesminis-
ter muss sich eine Mehrheit suchen, um bei 27 EU-
Mitgliedstaaten – jetzt sind es noch 28 EU-Mitglied-
staaten – vernünftige Weichenstellungen zu 
erreichen. Oft sind dazu Kompromisse notwendig.

Im Übrigen darf ich Sie schon darauf hinweisen, was 
diese Bundesregierung für die Landwirtschaft tut. 
Denken Sie an den Sozialbereich. Denken Sie daran, 
dass jetzt in der Krise die Zuschüsse für die landwirt-
schaftliche Unfallversicherung um 78 Millionen Euro 
erhöht worden sind. Denken Sie an das Milchpaket: 
Der Bundeslandwirtschaftsminister hat damit 581 Mil-
lionen Euro zusätzlich für die Landwirte zur Verfügung 
gestellt.

(Volkmar Halbleib (SPD): Gegen erbitterten Wi-
derstand! Sie haben das doch abgelehnt!)

Jetzt stellen Sie sich hin und sagen, der Bundesland-
wirtschaftsminister würde nichts tun. Das ist erstens 
falsch und zweitens nicht ganz fair.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. – Herr 
Kollege Zierer, ich darf Sie darauf aufmerksam ma-
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chen, dass Sie nur eine Möglichkeit zur Zwischenbe-
merkung haben. – Jetzt hat noch Herr Kollege Arnold 
das Wort. Bitte schön.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der Verlauf der Debatte zeigt, dass 
unser Antrag sehr wohl zum Thema gehört hat.

(Beifall bei der SPD)

Er betrifft nichts anderes als die Beanstandungen und 
Anfeindungen gegenüber der Bundesministerin Hend-
ricks und die Folgedebatte, auf die wir von Anfang an 
hingesteuert sind mit dem Ziel, positive Aspekte der 
bayerischen Landwirtschaft zu entwickeln.

Herr Kollege Aiwanger, es ist schön, wenn Sie in die-
sem Zusammenhang die Tränendrüse aktivieren, das 
Wohlfühl- bzw. Schlechtfühl-Interesse gewisser Be-
rufskreise generieren und auch noch tatsächlich na-
hezu wie im Bilderbuch herumspringen und den Ein-
zelhandel angreifen. Sie fordern auf der einen Seite, 
dass die Bundesregierung es richten muss, und ver-
gessen auf der anderen Seite, dass Sie, die FREIEN 
WÄHLER, tatsächlich eine Stimme im Europaparla-
ment haben.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Noch!)

Diese eine Abgeordnete hat es tatsächlich verab-
säumt, die große Chance wahrzunehmen, bei den 
Verhandlungen der EU die Öffnungsklausel in An-
spruch zu nehmen, nach der die einzelnen teilneh-
menden Länder tatsächlich marktregulierende Maß-
nahmen ergreifen könnten. Sie waren dagegen. Das 
muss man an dieser Stelle erwähnen, wenn wir hier 
Nägel mit Köpfen machen.

(Beifall bei der SPD)

Genau das ist die Gefahr: Die einen reden so, die an-
deren reden anders. Wenn man dann genauer drauf 
schaut, reden Sie in der Tat in Europa anders. Wir 
haben darüber schon einmal diskutiert; Sie haben die-
sen Diskurs mit der Kollegin Müller offenbar nicht wei-
tergeführt. Aber die Abstimmung war nun einmal so.

Sehr geehrter Herr Landwirtschaftsminister Brunner, 
Sie haben in vielen Bereichen – das haben wir auch 
immer wieder betont – die Zustimmung. Aber wenn 
Sie jetzt sagen, die Gesinnung von Frau Hendricks 
sei nur negativ, sei Ihnen mal entgegengehalten: Wir 
hatten hier auch eine Diskussion über die Genehmi-
gungen für den Stallbau, also über die Bauordnung. 
Da waren die Mehrheiten so, wie wir es geahnt hat-
ten. Ich erinnere Sie aber auch daran, dass in Bayern 
nur 2 % der existierenden bayerischen Landwirtschaft 
Großstallbauvorhaben planen. Sie haben gesagt, das 

sei eine Behinderung der bayerischen Landwirtschaft. 
Nehmen Sie wirklich diesen Ball auf? Subsumieren 
Sie wirklich die 2 % der bayerischen Landwirtschaft, 
die Großagrar-Landwirtschaft, bei der Gesamtland-
wirtschaft? – Wenn Sie das täten, würden Sie sich als 
einer entlarven, der auf der einen Seite davon redet, 
er schütze die Kleinteiligkeit, während er tatsächlich 
die Großteiligkeit fördert. Das glaube ich nicht. Ich 
bitte, das noch einmal zu überdenken.

(Beifall bei der SPD)

Das Verfahren, diese Großstallbauvorhaben von Ge-
meinden, Landkreisen und Städten genehmigen zu 
lassen, wird auch von den bayerischen Gemeinden, 
Landkreisen und Städten als zielführend erachtet. 
Niemand weiß wohl besser, wie man mit den Bürger-
innen und Bürgern vor Ort umgeht, als die Kommunal-
politikerinnen und Kommunalpolitiker. Auch von daher 
geht also das Argument daneben, Frau Hendricks 
würde nur Schlechtes im Schilde führen. Es geht da-
neben, weil auch der Bayerische Städtetag und der 
Gemeindetag dieses Verfahren befürwortet haben. 
Oder wollen Sie in dem Generalaufwasch, den Sie 
jetzt veranstalten, die Meinung des Städte- und des 
Gemeindetags ebenfalls verunglimpfen? – Das glau-
be ich nicht, aber das wäre die logische Konsequenz, 
wenn Sie das in Form von Bauernregeln plakatieren 
würden. Das machen Sie nicht, und deswegen ziehen 
wir auch diese Schlüsse nicht daraus.

(Beifall bei der SPD)

Wir stellen insgesamt fest, dass wir doch irgendwo 
auf den Punkt kommen und sehen einer vernünftigen 
Diskussion entgegen. Die Probleme um die Agrar-
struktur 2020 müssen gelöst werden. Wir haben ein 
Riesen-Nitrat-Problem.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Nein, haben wir 
nicht!)

Das muss man ganz nüchtern sehen. Natürlich verur-
sacht die Landwirtschaft das Problem mit, aber weil 
sie es mit verursacht, ist sie auch die Lösung dazu. 
Wir müssen überlegen, wie wir das sozial verträglich 
machen und dabei die Strukturen im ländlichen Raum 
und unser soziales Gleichgewicht in Bayern stabilisie-
ren. Wenn man sagt, die Landwirtschaft sei für gar 
nichts verantwortlich, scheut man im Prinzip eine na-
turwissenschaftliche Ursachenlehre. Ich bin froh, dass 
die Landwirtschaft da ist; ich bin froh, dass sie weiter-
hin da sein wird. Wir von der SPD werden alles tun, 
was wir vertreten können, um ihr Fortkommen zu för-
dern, insbesondere auch unter dem Gesichtspunkt, 
dass in diesem Land nach wie vor – und dessen sind 
wir uns bewusst – jeder siebte Arbeitsplatz vorgela-
gert, zentral und nachgelagert von der Landwirtschaft 

8454 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/95 v. 09.02.2017

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000366.html


abhängt und dass sie ein Motor für das Fortkommen 
unserer Gesellschaft ist.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, bitte blei-
ben Sie am Rednerpult. Herr Kollege Streibl hat eine 
Zwischenbemerkung. Bitte schön.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Lieber Kollege Ar-
nold, ich möchte noch eine Sache zum Schluss klar-
stellen und verdeutlichen, warum die Reaktionen bei 
uns so sind, wie sie sind. Wir haben ein großes Prob-
lem damit, wenn sich staatliche Stellen, exekutive 
Stellen im Staat, über eine Bevölkerungsgruppe, 
einen Berufsstand, möglicherweise eine Minderheit im 
Staat lustig machen und Spott über sie ausgießen. Ich 
denke, auch die deutsche Sozialdemokratie sollte 
dabei an unserer Seite sein und das nicht dulden. 
Wenn ein Kabarettist oder eine Satiresendung das tut, 
ist das legitim und rechtens. Aber wenn staatliche 
Stellen sich über Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes lustig machen, läuft etwas falsch. Da müssen 
wir als Demokraten dagegenhalten und sagen: Wir 
wollen nicht, dass vom Staat Leute verächtlich ge-
macht werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Horst Arnold (SPD): Ja, hochgeschätzter Kollege 
Streibl, das ist Ihre Interpretation. Niemand will in die-
sem Zusammenhang jemanden verunglimpfen. Ich 
glaube nicht, dass das überhaupt, ob das jetzt Min-
derheiten – –

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): So ein Rumge-
eiere!)

– Rumgeeiere ist gut; das ist ein Stichwort für Sie: 
Was die Eier betrifft, werden wir uns noch öfters zu-
sammensetzen.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Inge Aures 
(SPD): Bayern-Ei kommt auch noch dran!)

Herr Vocke hat gestern ja schon beim Empfang des 
Jagdverbandes gemeint, dass die Eier wehtun. Aber 
das ist eine ganz andere Baustelle.

(Zuruf der Abgeordneten Susann Biedefeld 
(SPD))

In diesem Zusammenhang ist das Ihre Interpretation. 
Ich sage Ihnen als Agrarsprecher der SPD-Landtags-
fraktion hier und jetzt deutlich: Ich finde das kein taug-
liches Mittel, um die Diskussion voranzubringen. Ich 
finde das zusammen mit meinen Kolleginnen und Kol-
legen im Deutschen Bundestag, der Mehrheit der Ag-

rarpolitiker, die sozialdemokratisch geprägt sind, 
höchst kritisch. Wir haben alles Erdenkliche unter-
nommen, um diese Kritik vorzubringen. Das ist das, 
was man politisch machen kann. Ich persönlich dis-
tanziere mich von dieser Maßnahme. Aber sie ist nun 
mal im Gange, und ich bin Realist genug, um aus 
dem, was dort angerichtet worden ist, mehr machen 
zu können. Ich weise darauf hin: Diese Diskussion ist 
ein Resultat dieser Kampagne. Wenn wir positive 
Schlüsse daraus ziehen, hat auch diese Plakataktion 
so, wie sie ist, etwas erreicht. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Mir liegen 
keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aus-
sprache geschlossen, und wir kommen zur Abstim-
mung. Dazu werden die Anträge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/15325 – das ist der Antrag der CSU-Fraktion – 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU und 
der FREIEN WÄHLER. Die Gegenstimmen bitte ich 
anzuzeigen. – Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN. Stimmenthaltungen? – SPD-Fraktion. Damit ist 
dieser Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/15327 – das ist der Antrag der Fraktion der 
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – CSU-Fraktion 
und die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegenstim-
men bitte ich anzuzeigen. – Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – 
Bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion ist dieser 
Dringlichkeitsantrag ebenfalls angenommen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich rufe als 
nächsten Dringlichkeitsantrag auf:

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus 
Rinderspacher, Andreas Lotte, Horst Arnold u. a. 
und Fraktion (SPD)
Soziales Mietrecht endlich umsetzen! 
(Drs. 17/15326) 

Ich eröffne die Aussprache und darf als Erstem Herrn 
Kollegen Lotte für die SPD-Fraktion das Wort erteilen. 
Bitte schön, Herr Kollege.

Andreas Lotte (SPD): Verehrte Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Ich habe die Debatte sehr auf-
merksam verfolgt. Mir ging dabei so durch den Kopf, 
dass ich mir die Leidenschaft, die gerade beim vori-
gen Thema entwickelt wurde, bei dem einen Kollegen 
oder der anderen Kollegin auch für die Mieterinnen 
und Mieter in Bayern wünschen würde.
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(Beifall bei der SPD)

In den Zeiten dieser rasanten Mietpreisentwicklungen, 
die wir im Moment in Deutschland und in Bayern 
haben, ist ein soziales Mietrecht notwendiger denn je. 
Bayern müsste als Bundesland eigentlich das größte 
Interesse daran haben, endlich ein sozialeres Miet-
recht zu schaffen. Wenn wir uns die Zahlen zum An-
stieg der Wohnkosten ansehen, stellen wir fest, dass 
von den 30 Kommunen in Deutschland, die in den 
letzten Jahren die stärkste Wohnkostensteigerung 
verzeichnen, 26 Kommunen in Bayern liegen. Allein 
das müsste schon ein Argument für das Hohe Haus 
sein, endlich für ein soziales Mietrecht zu sorgen.

(Beifall bei der SPD)

Die extremen Mietpreissteigerungen der letzten Jahre 
zeigen aber auch, warum wir solidere Kriterien für die 
Erstellung von Mietpreisspiegeln benötigen. Der für 
die Mietspiegel untersuchte Beobachtungszeitraum 
liegt derzeit bei vier Jahren, und in den letzten vier 
Jahren sind die Mieten derart massiv gestiegen, dass 
wir somit stark überzogene Entwicklungen für reprä-
sentativ erklären würden. Wir erklären also mit der 
derzeitigen Mietgesetzgebung die Mietpreissteigerung 
der letzten vier Jahre für repräsentativ. Das kann doch 
nicht sein, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Es ist auch eine Frage der sozialen Gerechtigkeit, ob 
wir es zulassen, in Deutschland einen Mieterhöhungs-
spiegel zu haben, anstatt eines repräsentativen Miets-
piegels als Spiegel der Mieten.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen deswegen den Bemessungszeitraum für 
die Vergleichsmieten endlich deutlich verlängern. Ich 
will es noch einmal in einem Satz erklären. Es geht 
darum, bei der Mietpreisentwicklung nicht nur die letz-
ten vier Jahre zu berücksichtigen, sondern einen län-
geren Zeitraum, meinetwegen acht oder zehn Jahre 
oder noch länger; denn das ergibt einen repräsentati-
ven Mietspiegel bzw. einen Mietspiegel, der dem Wort 
auch gerecht wird.

Ich möchte auch kurz auf die Scheindiskussion einge-
hen, die wir in diesem Zusammenhang immer führen, 
der Mieterschutz im Bestand würde irgendwelche In-
vestoren abschrecken, in den Mietwohnungsbau zu 
investieren. Das gleiche falsche Argument gab es 
schon bei der Diskussion um die Mietpreisbremse. 
Mich würde brennend interessieren, ob ein Kollege 
oder eine Kollegin hier einmal eine Dame oder einen 
Herren präsentieren könnte, der bei der derzeitigen 
Situation tatsächlich wegen der Mietpreisbremse, 
wegen der Mietrechtsreform keine Wohnung baut. 
Diese Person würde ich gerne kennenlernen.

Ein weiterer Aspekt ist die Reform der Modernisie-
rungsumlage. Im Moment erleben wir, dass viele Ver-
mieterinnen und Vermieter die Gestaltungsräume für 
eine Luxussanierung ihrer Wohnungen nutzen und 
damit Mieter im Bestand vertreiben und damit Mieten 
entgegen der eigentlichen mietrechtlichen Bestim-
mungen im Rahmen der Modernisierungsumlage um 
50 % und mehr erhöhen können, und zwar legal. Das 
müssen wir beenden. Es hat auch nichts mit Wirt-
schaftlichkeit zu tun, dass 11 % der Modernisierungs-
kosten auf die Mieterinnen und Mieter umgelegt wer-
den. Wenn wir Luxusmodernisierungen verhindern 
wollen, müssen wir eine Modernisierungsumlage 
haben, die gewährleistet, dass ein Wirtschaftlichkeits-
grundsatz gilt, sprich: Nur diejenigen Kosten sollten 
umlagefähig sein, die ein Vermieter auch dann einge-
hen würde, wenn er diese Wohnung selber nutzen 
würde. Das wäre dann Wirtschaftlichkeit und Mieter-
schutz.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir haben bereits im Jahr 2015 
versucht, soziales Mietrecht hier im Haus zu themati-
sieren. Leider stieß das damals auf keine Mehrheit. 
Damals war es schon fünf vor zwölf, und wie die Ent-
wicklungen zeigen, ist es jetzt kurz vor zwölf. Heiko 
Maas hat im April 2016 eine Reform angekündigt, 
einen Entwurf auf Bundesebene vorgelegt. Diesen 
Entwurf blockiert die Union seit April 2016.

Klar ist aber: Wenn wir ein soziales Mietrecht wollen, 
müssen wir jetzt endlich handeln und noch in dieser 
Legislatur eine Lösung finden.

(Beifall bei der SPD)

Ich sage deutlich: Wir brauchen Neubau, aber der 
Neubau macht etwa 2 % des Bestandes aus. Deswe-
gen gilt uneingeschränkt: Wer bezahlbaren Wohn-
raum will, der muss die Interessen der Mieterinnen 
und Mieter im Bestand schützen, anders geht es 
nicht, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte die Staatsregierung heute also noch ein-
mal nachdrücklich auffordern: Stimmen Sie dem Ge-
setzentwurf zu! Starten Sie eine Initiative, dass wir in 
der Frage des Mietrechts endlich vorankommen!

Schließen möchte ich mit einem kleinen Vers, über 
den wir auch schon diskutiert hatten.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD: 
Bravo!)
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Er ist sehr schnell entstanden; über die Qualität darf 
sich jeder selbst ein Urteil bilden. Ich möchte mit den 
Worten schließen: Zufrieden ist ein jeder in der Stadt, 
sofern er eine Wohnung hat. Glücklich ist ein Mieter 
dann, wenn er sie sich leisten kann.

(Anhaltender Beifall bei der SPD – Zurufe von der 
SPD: Jawohl! Bravo!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Die nächste Rednerin ist Frau Kollegin Guttenberger. 
Frau Guttenberger, bevor Sie loslegen, darf ich noch 
sagen, dass die SPD-Fraktion namentliche Abstim-
mung beantragt hat.

Petra Guttenberger (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Kollege Lotte, Sie haben jetzt wahnsinnig oft das Wort 
"sozial" in den Mund genommen, aber das kann nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass die Forderung, die Sie 
aufstellen, mit dem sozialen Leben in einer Gesell-
schaft nichts zu tun hat und das auch nicht voran-
bringt.

(Andreas Lotte (SPD): Hört, hört! – Volkmar Halb-
leib (SPD): Aha!)

Recht gebe ich Ihnen darin, dass es gut ist, wenn 
man eine Wohnung hat; darüber sind wir uns völlig 
einig. Nur muss ich das auch so gestalten, dass es 
Menschen gibt, die Wohnungen modernisieren, die 
Wohnungen für Mieter sanieren und die Mietwohnun-
gen bauen. Wir brauchen deshalb wie immer im 
Recht eine Balance. Ich war jetzt schon einigermaßen 
– das ist jetzt vielleicht fast übertrieben – erstaunt; 
denn es ist schon witzig, zu hören, wenn Sie von Mo-
dernisierungskosten sprechen, die Sie nicht mehr wie 
derzeit mit 11 %, sondern nur noch mit 8 % umlegen 
wollen, um Luxussanierungen entgegenzutreten.

Ich muss schon sagen: Ist es eine Luxussanierung, 
wenn ich den EnEV-Vorgaben entsprechen muss? 
Wer hat denn den Anstieg befördert und immer größe-
re Auflagen für den Mietwohnungsbau auf den Weg 
gebracht? – Das war die Regierung Rot-Grün unter 
Kanzler Schröder, wenn ich mich nicht irre. Sind das 
wirklich Luxussanierungen? Dahinter mache ich viele, 
viele Fragezeichen. Heute Heizungen wegen be-
stimmter Umweltkriterien ersetzen zu müssen, obwohl 
sie noch funktionieren, generieren Luxussanierun-
gen? Ich meine: nein.

Wir halten die in Ihrem Antrag vorgesehenen Forde-
rungen, einen geringeren Anteil an Modernisierungs-
kosten umlegen zu dürfen, auch für den falschen 
Weg. Sozial ist, dass Wohnungen zur Verfügung ge-
stellt werden, die man mieten kann, und es eine Ba-

lance gibt, damit derjenige, der selbiges auch umset-
zen möchte, das auch tut.

Sie sagen, wir brauchen eine Absenkung. Wir sagen, 
wir brauchen sie nicht, sondern wir würden es bei 
dem belassen.

Sie nennen auch den Grundsatz der Wirtschaftlich-
keit. Das Wort "Wirtschaftlichkeitsgrundsatz" klingt 
immer gut, klingt super. Was meinen Sie damit? – Sie 
meinen damit: Hätte der Vermieter die Investition 
auch getätigt, wenn er selbst in der Wohnung wohnen 
würde? Das soll dann ein Gericht entscheiden. Also, 
welcher Vermieter traut sich dann überhaupt noch, 
etwas zu entscheiden? Er wird sagen: Ich habe die to-
tale Unsicherheit, ob ich dann nicht in einem Prozess 
mit vielen Lauftagen und vielen Problemen eventuell 
auf meinen Kosten sitzenbleibe. – Das kann es doch 
nicht sein, und von Luxussanierungen sehe ich da 
immer noch nichts.

Dann wollen Sie den Bemessungszeitraum für die 
Vergleichsmiete auf mindestens acht oder sogar zehn 
Jahre ausdehnen. Das ist eine interessante Sache. 
Aber wenn man die Mieten überall auf diese Weise 
senkt, dann wird die Balance, die dazu führt, in den 
Wohnungsbau einzusteigen, nicht besser. Wir brau-
chen nicht nur öffentlichen Wohnungsbau, wir brau-
chen nicht nur genossenschaftlichen Wohnungsbau, 
sondern wir brauchen alle Akteure am Markt. Wir 
brauchen Private, wir brauchen kirchliche Werke, wir 
brauchen sie alle; denn das Sozialste aus unserer 
Sicht ist, wenn man genügend Wohnraum zur Verfü-
gung stellen kann, und zwar in allen Preisklassen und 
auch für Normalverdiener.

(Beifall bei der CSU)

Da ist von Luxussanierung wiederum nicht die Rede.

Wenn man die Vergleichsmiete senkt und aufgrund 
der Mietpreisbremse nur 10 % darüber gehen darf, 
dann kann sich jeder ausrechnen, dass sein Invest-
mentertrag damit noch niedriger wird. Damit wird es 
noch unattraktiver.

Nur einmal ein kleines Gedankenspiel: Nicht der 
große Miethai baut Wohnungen, sondern das sind oft 
viele kleine Anlegerinnen und Anleger, die damit ein 
weiteres Standbein ihrer Altersversorgung aufmörteln 
und versuchen, sich im Alter etwas unabhängiger von 
ihrer gesetzlichen Rente zu machen. Auch die haben 
dann plötzlich diese Probleme. Ich kann das nicht als 
sozial empfinden – das muss ich ganz deutlich sagen 
–, weil man nachträglich deren Alterssicherungsmo-
dell auf ganz andere und für sie viel schlechtere 
Grundlagen stellt.
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Sie haben gesagt, man müsse den Mietspiegel über-
prüfen. Darüber kann man sicherlich reden. Ob man 
das allerdings im Rahmen eines Dringlichkeitsantrags 
tun sollte, wage ich zu bezweifeln.

Was mich besonders irritiert – das sage ich jetzt ganz 
unumwunden – ist Folgendes: Mich interessiert, 
warum der Antrag jetzt wieder eingebracht worden ist; 
denn wir haben schon im Mai über ähnliche Anträge 
diskutiert und gemeinsam den Antrag der CSU-Frak-
tion beschlossen, die gesagt hat: Wir wollen eine Ba-
lance. Für künftige Vermieter darf es nicht noch unatt-
raktiver werden, zu investieren. Es müssen genügend 
Steueranreize vorhanden sein, damit Wohnungen 
auch für Normalverdiener gebaut werden. – Dieser 
Antrag ist eigentlich noch im Laufen, er ist noch in der 
Umsetzung. Aber es sei, wie es sei.

Gänzlich ratlos lassen Sie mich damit zurück, dass 
wir uns auf Bundesebene dafür einsetzen sollten. 
Nach meinem Kenntnisstand ruht der gesamte Miet-
rechtteil, dieses gesamte Mietpaket im Koalitionsaus-
schuss.

(Andreas Lotte (SPD): Genau, es ruht! – Volkmar 
Halbleib (SPD): Warum ruht es?)

Ich muss jetzt ganz unumwunden sagen: Der Minister 
ist doch von Ihrer Partei. Wie wäre es denn, wenn er 
einmal wieder Leben hineinbrächte? Vielleicht würde 
er dieses Thema wieder auf die Tagesordnung set-
zen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wenn Sie in die CSU-
Fraktion einmal wieder Leben hineinbrächten, 
wäre es besser! Das sind nämlich die Blockierer!)

Ich habe vermutet, dieses Thema sei jetzt abgeräumt, 
weil ja wieder Koalitionsausschuss war. Aber offen-
sichtlich ist dieses Thema der SPD so wichtig, dass 
es schon nicht mehr auf die Tagesordnung gesetzt 
wird.

Überschriften wie "Soziales Mietrecht" klingen natür-
lich gut. Aber auch wenn dies noch so gut klingt und 
die Überschrift noch so sozial ist, werden wir das, was 
Sie wollen, nicht mittragen – das wird Sie auch nicht 
überraschen; denn wir sagen: Sozial ist das, was den 
Menschen mit einem normalen Einkommen hilft. Das 
ist für uns ein Mehr an Wohnungsbau. Dafür brauchen 
wir eine Balance, damit viele Akteure Wohnungen 
bauen. Mit immer weiteren Mietverschärfungen wird 
das nicht der Fall sein.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie 
am Rednerpult! Es gibt eine Zwischenbemerkung vom 
Kollegen Lotte.

Andreas Lotte (SPD): Verehrte Kollegin Guttenber-
ger, jetzt habe ich doch ein paar Nachfragen. Sie 
haben zum Schluss gesagt: Sozial ist das, was den 
Einwohnern hilft. – Ich behaupte einmal: Wenn ich 
meine Miete nicht mehr zahlen kann, dann habe ich 
ein Problem. Also müssen wir doch dafür sorgen, 
dass man sich die Miete weiter leisten kann.

(Beifall bei der SPD)

Aber vielleicht haben wir unterschiedliche Auffassun-
gen dazu, was sozial ist oder nicht.

Ich weiß nicht, welchem Mieter oder welcher Mieterin 
es bei einer Mieterhöhung hilft, wenn Sie erklären: Sie 
haben leider Pech gehabt. Wir bauen neue Wohnun-
gen. Das hilft Ihnen zwar nicht konkret in Ihrer Woh-
nung, aber wir bauen die trotzdem. Das, was Sie ma-
chen, ist nicht unser Problem. Ziehen Sie halt um. Die 
neue Wohnung wird sicherlich günstiger. – Plausibel 
klingt das nicht.

Aber viel entscheidender, finde ich, ist Folgendes: 
Wenn Sie hier schon die Interessen der Immobilien-
wirtschaft, der Lobby vertreten, dann sollten Sie we-
nigstens mit ihr reden; dann würde man Ihnen sagen, 
dass sie mit der Absenkung der Modernisierungsum-
lage gar keine Probleme hat. Das ist die Wahrheit.

Ich kann Ihnen auch sagen, woher die Modernisie-
rungsumlage kommt. Dies kommt nicht von mir. Als 
die Modernisierungsumlage entstanden ist, lag der 
Zinssatz bei 5 %. Schauen Sie einmal nach, wo er im 
Moment liegt! Wenn Sie das abziehen, dann sind Sie 
unter 8 %. Warum es zu einer wirtschaftlichen 
Schlechterstellung kommt, das müssten Sie mir schon 
einmal erklären.

Ein Letztes: Zeigen Sie mir doch bitte einmal eine 
Kommune in Deutschland, in der die Miete aufgrund 
des Mietspiegels gesenkt wurde. Sie stellen einfach in 
den Raum, durch unsere sozialen Mietrechtsvorschlä-
ge komme es zu Mietsenkungen. Wir wären ja schon 
froh, wenn das Niveau stabilisiert würde oder nicht so 
stark steigt. Erwecken Sie doch bitte nicht den Ein-
druck, es gehe darum, Mieten zu senken. Wir wären 
schon froh, wenn sie stabilisiert würden. Mit Ihrem 
Konzept funktioniert das offenkundig nicht.

(Beifall bei der SPD)

Petra Guttenberger (CSU): Herr Lotte, ich fange 
gleich mit dem letzten Punkt an. Wenn ich eine Ver-
gleichsmiete nicht mehr von den letzten vier Jahren, 
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sondern von den letzten zehn Jahren berechne, dann 
wird sie niedriger, weil die Mieten damals auch auf-
grund einer geringeren Inflation – –

(Andreas Lotte (SPD): Kennen Sie einen Vermie-
ter, der schon einmal die Miete gesenkt hat?)

Auch für Sie sage ich es noch einmal: Die Vergleichs-
miete muss so berechnet werden. Dann ist die Ver-
gleichsmiete deutlich niedriger, als sie jetzt ist. Sie 
dürfen die Miete in Bereichen, in denen es eine Miet-
preisbremse gibt, nur um 10 % erhöhen. Nach meiner 
Rechnung – die ist richtig – sind Sie dann in einem 
Bereich, in dem Sie kein Abbild der jetzigen wirt-
schaftlichen Entwicklung mehr haben. Das macht das 
Investment in diesem Bereich unattraktiv.

Ich antworte jetzt einfach einmal, obwohl es nicht höf-
lich ist, aber ideal passt, mit einer Gegenfrage: Wer-
den heute mehr Mietwohnungen oder mehr Eigen-
tumswohnungen gebaut? – Nächste Frage: Warum ist 
das wohl so? Glaubt man, dass man eher im Eigen-
tumswohnungsbau oder eher im Mietwohnungsbau 
eine gute Rendite hat?

Die Modernisierungsumlage war vor vielen Jahren 
ganz anders. Überlegen wir uns doch einmal, was es 
inzwischen mehr an Vorschriften in diesem Bereich 
gibt. Diese Frage können Sie mir ebenfalls beantwor-
ten oder auch nicht.

Ehrlich gesagt: Den ersten Punkt habe ich jetzt leider 
vergessen. Da muss ich jetzt passen. Das soll auch 
vorkommen.

Wir jedenfalls sind der festen Überzeugung: Je mehr 
verfügbaren Wohnraum man auf einem Wohnungs-
markt hat, desto mehr sind auch die Preise in einem 
vernünftigen Verhältnis. Bei einem knappen Gut Woh-
nung steigen die Preise. Das ist Wirtschaftslehre in 
der Schule. Wenn ich ein großes Angebot habe, dann 
sinken die Preise.

(Andreas Lotte (SPD): Sie wissen aber, dass 
Grund und Boden nicht vermehrbar sind!)

Wir leben ja nicht nur in München, um das einmal so 
auszudrücken. Wir sind das Parlament von ganz Bay-
ern. Von den Exklusivmieten in München – –

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Kollegin, 
wollen Sie noch weiterreden? Die zwei Minuten sind 
jetzt schon etwas überzogen.

Petra Guttenberger (CSU): Nein, dann höre ich jetzt 
einfach auf.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Gut.

Petra Guttenberger (CSU): Wir kommen in puncto 
Soziales wohl nie auf einen gleichen Nenner. Wir mei-
nen nämlich, dass ein gutes und breites Angebot an 
Wohnungen das Sozialste ist; denn dann kann sich 
der Mieter etwas aussuchen, und die Preise halten 
sich auf einem vernünftigen Niveau.

(Beifall bei der CSU – Andreas Lotte (SPD): 
Warum machen Sie es dann nicht?)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächster Redner ist der Kollege Glauber.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Frau Präsiden-
tin, verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen! 
Zu dem Antrag der SPD-Fraktion, Kollege Lotte, den 
Sie hier vertreten: Ich habe mich gefragt, warum Sie 
den Antrag noch einmal eingebracht haben, nachdem 
er am 21. September 2016 im Ausschuss für Recht 
und Verbraucherschutz im Bundestag abgelehnt 
wurde, auch von Ihrer eigenen Fraktion.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Das machen die 
FREIEN WÄHLER nicht!)

Sie lehnen auf der Bundesebene einen Antrag ab, 
den Sie hier beschließen wollen. Sie ziehen ihn hier in 
den Bayerischen Landtag. Ich verstehe nicht, warum 
wir als Landtag darüber debattieren sollen, wenn Sie 
den Antrag in Berlin ablehnen. Werden Sie sich doch 
erst einmal in Berlin einig, und danach können wir hier 
im Landtag über die Umsetzung der Novelle spre-
chen. Alles andere hat wenig Sinn.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Man kann der Absenkung der Modernisierungsumla-
ge von 11 % auf 8 % etwas abgewinnen.

(Andreas Lotte (SPD): Das klang aber gerade 
noch anders!)

Bei der Modernisierungsumlage ist eine qualifizierte 
Bewertung der Nebenkosten entscheidend. Darin liegt 
doch – das kann ich als Architekt sagen – das eigent-
liche Problem. Wenn es danach keine qualifizierte Be-
wertung der Nebenkosten gibt, dann hat auch die 
energetische Sanierung keine Qualität; denn wenn 
danach die Nebenkosten für den Mieter nicht spürbar 
sinken, wurde damit nichts erreicht. Von daher brau-
chen wir nicht nur einen Wert, sondern wir brauchen 
eine Messbarkeit, damit sich eine energetische Sanie-
rung tatsächlich auch in den Nebenkosten widerspie-
gelt und den Mietern zugutekommt. Das wäre ein In-
strument, das viel wichtiger wäre.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Dann geht es um die Frage der Ausweitung des 
Mietspiegels. Sie können den Bemessungszeitraum 
des Mietspiegels von mir aus von vier auf acht oder 
zehn Jahre ausweiten. Es ist und bleibt einfach eine 
Mangelverwaltung, die Sie, Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, mit zu verantworten haben.

Kollege Lotte, Sie sind zu jung, um das verantworten 
zu müssen. Sie sind Münchner, und ich möchte ein-
mal München ansprechen. Ich bin im Gemeinderat für 
eine Gemeinde mit 2.000 Einwohnern verantwortlich. 
Sie sind ein in München gewählter Abgeordneter, und 
ich verstehe Ihr Petitum. Aber Sie regieren in Mün-
chen seit 30 Jahren. Sie müssen also auch Verant-
wortung dafür übernehmen, dass es in München kei-
nen sozialen Wohnungsbau im notwendigen Umfang 
gibt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Lachen 
und Zurufe des Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaff-
mann (SPD))

– Herr Pfaffmann, ich nenne Ihnen ein Beispiel: Ich 
war auf einer Veranstaltung mit Christian Ude, der 
dort gesagt hat: Wenn München Wohnungsbau 
braucht, dann sollen BMW, Siemens und die Allianz 
dafür sorgen, dass es diese Wohnungen gibt.

(Zurufe der Abgeordneten Isabell Zacharias 
(SPD))

Das ist doch eine arrogante Haltung sondersgleichen. 
Die Stadt ist doch dafür verantwortlich.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe der 
Abgeordneten Isabell Zacharias (SPD))

Der Oberbürgermeister einer Stadt ist doch dafür ver-
antwortlich, dass sich am Ende nicht nur die Rendite 
über – –

(Zurufe der Abgeordneten Isabell Zacharias 
(SPD))

– Das ist in München so gewesen.

(Isabell Zacharias (SPD): Das ist Quatsch!)

Man hat lieber dem Gewerbebau gefrönt statt dem so-
zialen Wohnungsbau; das ist doch ganz klar.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen ist heute die Situation in München so.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Da können wir durch ganz Bayern gehen, Kolleginnen 
und Kollegen.

(Isabell Zacharias (SPD): Sie sind völlig ahnungs-
los!)

– Ich bringe Ihnen Zahlen für ahnungsloses Handeln. 
Es war die rot-grüne Regierung unter Gerhard Schrö-
der, die ahnungslos, Kolleginnen und Kollegen, die 
soziale Wohnbauförderung eingestampft hat.

(Isabell Zacharias (SPD): Das ist einfach falsch, 
was Sie sagen!)

Ich sage Ihnen auch, wann das war: 2003. Vor 2003, 
Ende der Neunzigerjahre wurden 600 Millionen für 
den sozialen Wohnungsbau in Bayern ausgegeben. 
Wissen Sie, wie hoch die Mittel im Jahr 2003 waren? 
150 Millionen. Kollege Lotte stellt sich hier hin und 
sagt: Was wollen Sie mit einem Neubau von 2 % er-
reichen? Dann sage ich: Wären vor 20 Jahren die 
Wohnungsbaumittel im sozialen Wohnungsbau nicht 
in dieser Höhe gestrichen worden, dann wären wir 
heute bei 40 % Zubau. Wenn man natürlich den Man-
gel verwaltet, dann passt das nicht.

Ich will natürlich auch auf die CSU-Fraktion schauen.

(Zurufe von der CSU)

Es war Stoiber, der im Jahr 2003 im Interesse eines 
ausgeglichenen Haushalts diese 150 Millionen verant-
wortet hat.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zurufe der 
Abgeordneten Isabell Zacharias (SPD))

Wenn man die Mittel von 600 Millionen auf 150 Millio-
nen kürzt, dann braucht man sich am Ende nicht zu 
wundern, wenn das Geld für diesen Wohnungsbau 
fehlt.

Sie können noch so viele Instrumente einführen: Sie 
verwalten Mangel. Wir brauchen mehr Geld im sozia-
len Wohnungsbau. Wir brauchen eine Absenkung der 
Standards. Die EnEV ist Gift, keine Verschärfung der 
EnEV! Sie erhöhen nur noch den mit viel Geld erkauf-
ten Grenznutzen.

Wir brauchen eine qualifizierte Bewertung der barrie-
refreien Standards, damit man diese auch umlegen 
kann. Wir brauchen privates Kapital. Aber dazu 
braucht man eine Abschreibungsmöglichkeit für priva-
tes Kapital. Wenn dies der Fall wäre, schafften wir das 
auch mit dem Wohnungsbau. Aber auch dagegen 
stemmen Sie sich mit Händen und Füßen. Sie wollen 
die degressive Abschreibung nicht wieder einführen. 
Aber gut, dann müssen Sie es auch mitverantworten.

Sie können den Mieterinnen und Mietern mit verschie-
denen Instrumenten entgegenkommen. Was wirklich 
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hilft: in den Wohnungsbau zu investieren und nicht 
den Mangel zu verwalten.

Noch einmal: In München wird seit 30 Jahren und in 
Bayern seit dem Jahr 2003 der Mangel verwaltet. Wir 
müssten da deutlich besser werden, dann würden wir 
auch eine Entspannung auf dem Mietmarkt hinbekom-
men.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächster Redner ist Herr Kollege Mistol.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Mit dem Finger auf andere zeigen, 
kann man immer dann am besten, wenn man noch 
nie Verantwortung übernommen hat.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thorsten Glauber 
(FREIE WÄHLER): Ich habe Verantwortung über-
nommen!)

Mehr sage ich jetzt nicht zu dem, was Sie, Herr Kolle-
ge Glauber, gerade gesagt haben.

Kolleginnen und Kollegen, bezahlbares Wohnen – 
darin sind wir uns einig – ist heute in den großen 
bayerischen Städten und Ballungsräumen längst zu 
einer sozialen Herausforderung geworden. Viel zu 
lange ist der soziale Wohnungsbau vernachlässigt 
worden. Ich habe mich bei dem vorherigen Tagesord-
nungspunkt sehr gewundert, als der für Wohnungsbau 
zuständige Minister noch da war und er sich heute 
hier als der größte Förderer des Wohnungsbaus prä-
sentiert hat.

Wenn ich mich an die Diskussionen im Dezember 
zum Doppelhaushalt erinnere, als wir eine Vorlage 
von der Staatsregierung bekommen haben, aus der 
hervorging, dass der Landesanteil an der Wohnungs-
bauförderung auf ein Rekordtief gefallen ist, dann 
frage ich mich schon, wie man sich, ohne rot zu wer-
den, hier hinstellen und sagen kann: Ich bin der 
Beste, was den Wohnungsbau angeht.

Es ist tatsächlich so, die Versäumnisse des letzten 
Jahrzehnts werden sich nicht von heute auf morgen 
beheben lassen. Die Schaffung von Wohnraum muss 
auch Hand in Hand mit der Verbesserung von Mieter-
rechten gehen. Frau Kollegin Guttenberger, beides 
muss gemacht werden. Das ist für mich sozial; nicht 
nur das eine oder das andere, sondern beides muss 
gemacht werden.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den 
FREIEN WÄHLERN)

Auf den überhitzten Wohnungsmärkten greifen die ak-
tuellen Regeln im Mietrecht schlichtweg zu kurz.

Die zweite Mietrechtsnovelle – es ist bereits gesagt 
worden – liegt seit fast einem Jahr auf Eis. Man hat 
wertvolle Zeit verstreichen lassen. Das ist aber jetzt 
etwas, was ich an alle Partner der Großen Koalition in 
Berlin richten muss. Dabei sollten wir die Interessen 
der Mieterinnen und Mieter wirklich ernst nehmen. Im-
merhin lebt die Mehrheit der bayerischen Bevölkerung 
zur Miete. Die Mieten sind in den letzten zehn Jahren 
um 40 % gestiegen. Das ist kein Betrag im Rahmen 
der normalen Preissteigerung, sondern das ist schon 
eine sehr heftige Steigerung.

Ich sage auch: Wohnen darf nicht zur Ware verkom-
men, die sich Familien und Menschen mit durch-
schnittlichem und kleinem Einkommen nicht mehr 
leisten kann.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Wir brauchen bezahlbare Wohnungen, um auch den 
sozialen Zusammenhalt in den Stadtvierteln zu wah-
ren. Deswegen brauchen wir mietrechtliche Änderun-
gen, die Mieterhöhungen begrenzen, die den unver-
schuldeten Verlust einer Wohnung verhindern und 
auch die Mietpreisbremse zu einem robusten Schutz-
instrument weiterentwickeln.

Den Dringlichkeitsantrag der SPD werden wir unter-
stützen, um auch den Druck auf die Bundesregierung 
zu erhöhen, damit das, was im Koalitionsvertrag fest-
gelegt ist, tatsächlich noch in dieser Legislaturperiode 
auf den Weg kommt. Ob es gelingt, weiß ich nicht. Ich 
habe den Eindruck, in der Großen Koalition ist längst 
Stillstand eingetreten. Der Wahlkampf hat schon 
längst begonnen.

Kolleginnen und Kollegen, im Antrag der SPD sind 
alle wesentlichen Eckpunkte für den Mietspiegel, wie 
die Neuregelung der Modernisierungsumlage sowie 
die Festlegung solider Kriterien, angeführt. Schon in 
der Debatte zu dem damaligen Antrag haben wir uns 
für Verbesserungen dieser Regelungen ausgespro-
chen, auch wenn man über die konkrete Ausgestal-
tung noch einmal diskutieren kann.

Auch wir GRÜNE fordern seit Langem, den qualifizier-
ten Mietspiegel auf eine breitere Grundlage zu stellen. 
Frau Kollegin Guttenberger, man wird es sicherlich 
nicht so machen, dass man von heute auf morgen 
von vier Jahren auf acht Jahre geht. Man hat die Mög-
lichkeit, dies schrittweise zu machen. Es steht nicht 
genau drin, wie es gemacht werden soll. Insofern teile 
ich Ihre Befürchtungen jetzt nicht. Ich denke, es ist 
außerdem wichtig, Vorsorge zu treffen, dass Gemein-
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den mit Wohnraummangel die notwendige Unterstüt-
zung bei der Erstellung qualifizierter Mietspiegel er-
halten. Wir sind außerdem dafür, Mieterhöhungen 
nach Modernisierungen auf Maßnahmen der energeti-
schen Sanierung, des Abbaus von Barrieren sowie 
des Einbruchschutzes zu konzentrieren und diese in 
der Höhe insgesamt zu kappen. Aber ich sage ganz 
deutlich: Selbstverständlich soll dies in einem Umfang 
erfolgen, der einen Anreiz zur Sanierung nicht zunich-
temacht. Da muss man sich genau Gedanken ma-
chen, ob das, was jetzt konkret vorgeschlagen ist, die 
richtige Höhe hat.

Kolleginnen und Kollegen, mit diesen Forderungen ist 
es aus Sicht der GRÜNEN noch nicht getan. Der Blick 
auf die Bundesebene zeigt, dass nicht nur Ihre Kolle-
gen von der SPD in einem Klausurpapier schon um-
fangreichere Forderungen gestellt haben als Sie 
heute in Ihrem Dringlichkeitsantrag. Auch die Bundes-
tagsfraktion der GRÜNEN hat kürzlich einen Antrag 
mit einem umfassenden Vorschlag zum Mietrecht ein-
gebracht. Ich möchte das jetzt nicht näher ausführen. 
Aber das ist nachzulesen.

Kolleginnen und Kollegen, um für Entspannung auf 
dem überhitzten Wohnungsmarkt zu sorgen, reicht es 
nicht, nur den Mieterschutz zu verbessern. Es muss 
gleichzeitig verstärkt bezahlbarer Wohnraum geschaf-
fen werden. Die Pläne zur Verbesserung der steuerli-
chen Abschreibungsmöglichkeiten, um wirklich Anrei-
ze für den Mietwohnungsbau zu schaffen, liegen 
leider auf Eis. Frau Kollegin Guttenberger, Sie haben 
gesagt, wir brauchen alle, die in diesem Bereich tätig 
sind, nicht nur die kommunalen, die kirchlichen und 
die genossenschaftlichen Anbieter, sondern auch die 
privaten. Das ist richtig. Aber auch die Privaten sollten 
nicht am Bedarf vorbei bauen. Es ist tatsächlich so: 
Die Rendite ist im Eigentumswohnungsbau am Höch-
sten. Wir hätten wie bereits in den 1990er-Jahren die 
Möglichkeit, das private Geld in den Wohnungsbau für 
bezahlbare Wohnungen hineinfließen zu lassen. Das 
wäre eine Aufgabe auf Bundesebene gewesen, so-
wohl der CDU/CSU als auch der SPD. Aber ihr habt 
euch nicht einigen können.

(Zuruf von der CSU)

– Ja, dafür werbe ich. Kollege Rotter weiß, dass ich 
auch dieser Auffassung bin. Es ist bedauerlich, dass 
ihr euch in Berlin nicht darauf habt einigen können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch hier sollten Sie Druck machen, Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD. Damit bin ich jetzt am Ende 
meiner Rede und bedanke mich für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Nächster Redner ist Herr Staatsminister 
Prof. Dr. Bausback.

Staatsminister Prof. Dr. Winfried Bausback (Justiz-
ministerium): Frau Präsidentin, Kolleginnen und Kolle-
gen! Wohnen muss bezahlbar bleiben. Die Menschen 
dürfen nicht aus ihren angestammten Wohngegenden 
verdrängt werden. Ich glaube, darin sind wir uns alle 
einig. Wir haben deshalb als Staatsregierung bei-
spielsweise die Einführung der Mietpreisbremse stets 
befürwortet und diese als eine der ersten Landesre-
gierungen zügig umgesetzt. Doch eines ist uns allen 
klar: Solche Instrumente können nur flankierende 
Maßnahmen sein. Wichtigste Maßnahme für bezahl-
baren Wohnraum ist und bleibt der Wohnungsbau. In-
soweit gebe ich dem Kollegen Glauber recht. Ich bin 
niemand, der gerne über Verantwortlichkeiten von 
Jahrzehnten spricht. Aber, Herr Glauber, vielleicht ein 
Hinweis für Ihre nächste Rede: Sie sollten den Kolle-
gen Lotte nicht zu früh aus der Verantwortung entlas-
sen. Ich glaube, Herr Kollege Lotte ist 43 Jahre alt 
und im Jahr 1989 in die SPD eingetreten.

(Heiterkeit bei der SPD)

So ganz unschuldig ist er an dieser Stelle nicht, meine 
Damen und Herren.

(Heiterkeit bei der SPD)

Er ist nicht ganz so unschuldig, wie er tut. Er versucht 
hier zum wiederholten Male, Vorschläge zu diskutie-
ren, die aus unserer Sicht wenig zielführend sind.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Kolleginnen und Kollegen, wir haben, wie gesagt, 
nichts gegen flankierende Maßnahmen, etwa im Rah-
men der Einführung einer Mietpreisbremse, aber wir 
müssen sehr genau darauf achten, dass keine Maß-
nahmen eingeführt werden – gut gemeint ist noch 
nicht gut gemacht –, die letztendlich den Wohnungs-
bau, den Neubau von Mietwohnungen abwürgen. 
Deshalb bitte ich darum, diesen Dringlichkeitsantrag 
der SPD abzulehnen. Ich habe schon wiederholt zu 
den Vorschlägen, die auch heute wieder auf dem 
Tisch liegen, Stellung genommen. Darauf verweise 
ich und bitte darum, den Antrag aus den bekannten 
Gründen abzulehnen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist 
die Aussprache geschlossen. Wir kommen jetzt zur 
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namentlichen Abstimmung. Die Urnen stehen bereit. 
Es stehen fünf Minuten zur Verfügung. 

– Noch eine Minute!

(Namentliche Abstimmung von 15.35 bis 
15.40 Uhr)

Die Abstimmung ist beendet. Wir zählen außerhalb 
des Plenarsaals aus. Darf ich noch einen Moment um 
Aufmerksamkeit bitten? Setzen Sie sich bitte wieder 
hin. Wir sind noch nicht ganz fertig. Bitte nehmen Sie 
wieder Platz. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/15328 mit 17/15335 sowie 17/15349 mit 
17/15355 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Nun gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Bause, Hartmann, Mistol und anderer und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Innen- vor 
Außenentwicklung – Keine Aufweichung im Baupla-
nungsrecht", Drucksache 17/15324, bekannt: Mit Ja 
haben 54 gestimmt, mit Nein 101. Stimmenthaltungen 

gab es keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag ab-
gelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich unterbreche jetzt kurz die Sitzung, bis das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung vorliegt.

(Unterbrechung von 15.41 bis 15.42 Uhr)

Wir nehmen die Sitzung wieder auf. Ich gebe das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlich-
keitsantrag der Abgeordneten Rinderspacher, Lotte, 
Arnold und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Soziales Mietrecht endlich umsetzen!", Drucksa-
che 17/15326, bekannt: Mit Ja haben 51 gestimmt, 
mit Nein haben 97 gestimmt; eine Stimmenthaltung. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Wir sind am Ende der Sitzung angelangt. Ich schließe 
die Sitzung und wünsche noch einen guten Heimweg.

(Schluss: 15.43 Uhr)
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